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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

von vielen Seiten wird derzeit die Zukunftsfähigkeit 
des deutschen Wohlstandsmodells in Frage gestellt. 
„Das Fundament für weiteres Wohlstandswachs­
tum bröckelt“, konstatierte jüngst der Autor einer 
Studie der Kreditanstalt für Wiederaufbau. Nur 
noch knapp 40 Prozent der Deutschen glauben laut 
einer aktuellen Umfrage, dass unser Land in 10 bis 
15  Jahren noch zu den führenden Wirtschaftsna­
tionen gehören wird. Wir sollten diese Warnsignale 
ernst nehmen. Es ist unsere Aufgabe, das deutsche 
Wirtschaftsmodell zu modernisieren und so die 
Grundlagen für unseren Wohlstand zu erneuern.

„Wohlstand erneuern“ ist deshalb auch der Titel 
des Jahreswirtschaftsberichts  2023 der Bundesre­
gierung. Die darin enthaltene Projektion der ge­
samtwirtschaftlichen Entwicklung gibt Anlass zu 
verhaltenem Optimismus. Nicht zuletzt als Ergeb­
nis der konsequenten Krisenpolitik der Bundesre­
gierung fällt die wirtschaftliche Abkühlung wohl 
weniger stark aus, als noch im Herbst des vergan­
genen Jahres angenommen. Deutschland dürfte 
an einer Rezession vorbeischrammen, die Inflation 
wird aller Voraussicht nach zurückgehen. Doch das 
kann uns nicht zufriedenstellen. Mit konsequen­
ter Angebotspolitik sollten wir die richtigen markt­
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen setzen, um 
Wachstumskräfte nachhaltig zu stärken. Daher ar­
beiten wir daran, mit einer neuen Systematik die 
Einwanderung qualifizierter Fachkräfte gezielter 

und zugleich zielorientierter zu gestalten. Unser 
Steuersystem stellen wir wettbewerbsfähiger auf, 
um Menschen und Unternehmen zu entlasten, und 
die Forschungsförderung bauen wir aus, um unse­
ren Wohlstand von morgen zu sichern.

Die finanz- und wirtschaftspolitische Zeitenwende 
zeichnet sich auch im Bundeshaushalt  2023 ab. 
Mit gezielten Maßnahmen, Entlastungen und Zu­
kunftsinvestitionen tragen wir zur Überwindung 
der Krise und zur Modernisierung unseres Lan­
des bei. Dabei halten wir zum ersten Mal seit 2019 
wieder die reguläre Obergrenze für die struktu­
relle Nettokreditaufnahme der grundgesetzlichen 
Schuldenbremse ein. Einen detaillierten haushalts­
politischen Einblick gibt Ihnen der Sollbericht 2023 
in dieser Ausgabe.

Der aktuelle Monatsbericht enthält zudem eine 
Neuheit mit der Kolumne „Blick von außen – der 
ökonomische Gastbeitrag“. In dieser Kolumne wol­
len wir regelmäßig Ökonominnen und Ökonomen 
zu Wort kommen lassen, die aktuelle Themen mit 
BMF-Bezug kommentieren und mit ihrem Blick 
von außen einordnen. Ich freue mich außeror­
dentlich, dass wir diese Reihe mit einem Beitrag 
von Prof. Dr. Dr. h. c. Lars P. Feld zur Zeitenwende 
in der Wirtschafts- und Finanzpolitik eröffnen. 
Lars P. Feld ist einer der führenden und bekanntes­
ten Ökonomen unseres Landes sowie der Persönli­
che Beauftragte des Bundesministers der Finanzen 
Christian Lindner für die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung. In seinem Gastbeitrag umreißt er die 
finanz- und wirtschaftspolitischen Herausforde­
rungen in Zeiten geopolitischer Umbrüche.

Wie immer wünsche ich Ihnen bei diesem und wei­
teren spannenden Artikeln eine erkenntnisreiche 
Lektüre.

Ihr	  
 
 
  
Steffen Saebisch	  
Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen
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Wachstumspaket für die deutsche Wirtschaft

	● Bundesfinanzminister Christian Lindner hat in mehreren Reden das Konzept der finanz- und 
wirtschaftspolitischen Zeitenwende präsentiert, u. a. beim WELT-Wirtschaftsgipfel in Berlin am 
24. Januar 2023, beim Gipfeltreffen der Weltmarktführer in Schwäbisch Hall am 31. Januar 2023 
und bei der Stiftung Marktwirtschaft in Berlin am 7. Februar 2023. Die zentralen Argumente der 
Reden werden im Folgenden dargestellt.

	● Analog zur sicherheitspolitischen Zeitenwende als Antwort auf den russischen Angriffskrieg 
gegen die Ukraine ist als Reaktion auf die strukturellen Probleme der deutschen Wirtschaft ein 
Wachstumspaket erforderlich, das mit angebotspolitischen Maßnahmen dazu beiträgt, die Wett­
bewerbsfähigkeit Deutschlands zu stärken.

	● Der Steuerpolitik kommt als Standortfaktor eine maßgebliche Bedeutung zu. Das BMF wird 
mit neuen Gesetzesinitiativen eine Modernisierung des Steuerrechts anstoßen und neue 
Wachstumsimpulse setzen.

	● Weitere Kernanliegen der finanz- und wirtschaftspolitischen Zeitenwende sind schnellere 
Planungs- und Genehmigungsverfahren, mehr strategische Souveränität und Freihandel, eine 
qualifizierte Einwanderung und eine veränderte Energiepolitik.

Geringe Wachstumsdynamik

Deutschland spürt die wirtschaftlichen Folgen des 
russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine auch 
12 Monate nach seinem Beginn. Die hohen Energie­
kosten und die weiterhin hohe Inflationsrate belas­
ten Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen. 
Die umfangreichen Maßnahmen der Bundesregie­
rung  – drei Entlastungspakete und der wirtschaft­
liche Abwehrschirm insbesondere mit der Strom-, 
Wärme- und Gaspreisbremse  – haben dazu beige­
tragen, die deutsche Wirtschaft zu stabilisieren. Laut 
der jüngsten Projektion im Jahreswirtschaftsbericht 
geht die Bundesregierung von einem relativ gerin­
gen Wirtschaftswachstum von 0,2  Prozent für das 
Jahr 2023 aus. Die Inflationsdynamik soll sich dabei 
zwar verlangsamen, aber die Inflationsrate dürfte 
mit 6,0 Prozent immer noch auf einem sehr hohen 
Niveau bleiben.

Damit kann Deutschland nicht zufrieden sein. Im in­
ternationalen Vergleich ist Deutschlands Wachstum 

niedrig. Hinzu kommt: Auf Dauer ist es unmöglich, 
gestiegene Energiepreise oder ausgefallene Wert­
schöpfung über staatliche Verschuldung abzufe­
dern. Nach der Krisenbewältigung kann es eine Ver­
stetigung der expansiven Fiskalpolitik – auch wegen 
der Verantwortung für die nächsten Generationen 
und der Stabilität des Euroraums – nicht geben.

Strukturelle Ursachen

Die Schwächen der wirtschaftlichen Verfassung 
Deutschlands haben nicht nur mit dem Krieg in der 
Ukraine und den Lieferkettenproblemen der Pan­
demie zu tun. Sie sind vielmehr auf strukturelle Ur­
sachen zurückzuführen. Deutschland steht vor gro­
ßen Herausforderungen: Der demografische Wandel 
wird allein aufgrund der Alterung höhere Aufwen­
dungen im Sozialstaat verursachen. Die Dekarbo­
nisierung und Digitalisierung der Wirtschaft sind 
große Transformationsaufgaben, die insbeson­
dere private Investitionen einer starken Wirtschaft 
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Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit

erfordern. Diese Herausforderungen müssen in ei­
nem Umfeld sehr hoher Energiepreise auf den Welt­
märkten angegangen werden, die eine zusätzliche 
Belastung der Privatwirtschaft bedeuten.

Zeitenwende

Deutschland braucht daher nicht nur eine sicher­
heitspolitische Zeitenwende, wie sie Bundeskanzler 
Olaf Scholz eingeleitet hat, sondern auch eine wirt­
schafts- und finanzpolitische Zeitenwende, die die 
Stärkung der Wachstumskräfte ins Zentrum stellt. 
Die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit muss Pri­
orität in Deutschland bekommen. Bundesfinanzmi­
nister Christian Lindner setzt sich intensiv dafür ein, 
dass in den folgenden fünf Handlungsfeldern ein 
Neustart zur Modernisierung, Entbürokratisierung 
und verbesserten Wettbewerbsfähigkeit der deut­
schen Wirtschaft gelingt.

Modernes Steuerrecht

Steuerpolitik ist ein entscheidender Wettbewerbs­
faktor für die Standortqualität. Die im internatio­
nalen Vergleich hohen nominalen Steuersätze für 
Unternehmen in Deutschland stellen einerseits ei­
nen potenziellen Wettbewerbsnachteil für bereits 
in Deutschland angesiedelte Unternehmen dar. An­
dererseits verringern sie die Attraktivität des Wirt­
schaftsstandorts Deutschland als Ganzes, denn sie 
schrecken Unternehmen ab, die potenziell ansied­
lungswillig wären.

Angesichts des Bedarfs an privaten Investitionen, der 
hohen Inflation und Energiekosten sowie dem welt­
weit einsetzenden Steuersenkungswettbewerb wie 
in Frankreich oder den USA ist es nicht angezeigt, 
in Deutschland Steuersätze zu erhöhen oder neue 
Steuern einzuführen – weder über einen „Energie­
soli“ oder über eine Vermögensteuer, noch über eine 
höhere Einkommen- oder Körperschaftsteuer. Wirt­
schaftliche Dynamik und mehr Investitionen entste­
hen durch steuerliche Entlastung der Betriebe und 
einen wettbewerbsfähigen Standort, nicht durch hö­
here Steuer- und Bürokratiebelastungen.

Das BMF wird im Frühjahr 2023 mit zwei steuerli­
chen Gesetzesinitiativen für einen finanzpolitischen 
Neustart sorgen: Erstens geht es um Wachstumsim­
pulse für Unternehmen angesichts der Herausforde­
rungen und Krisen, zweitens um Steuermodernisie­
rung, Steuervereinfachung und Steuerfairness.

Steuerliche Wachstumsförderung und 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit

Mit der Unternehmensbesteuerung gibt es einen 
klaren Hebel zur gezielten Verbesserung der Wett­
bewerbsfähigkeit Deutschlands. Im Vordergrund 
der Initiative zu diesem Gesetzentwurf steht die im 
Koalitionsvertrag fest vereinbarte Einführung ei­
ner Investitionsprämie, insbesondere für Investi­
tionen in die Transformation und Modernisierung 
der Wirtschaft. Daneben soll die bereits eingeführte 
steuerliche Forschungsförderung signifikant aus­
geweitet werden. Geprüft werden zudem attraktive 
Thesaurierungsmöglichkeiten, die Verlängerung 
degressiver Abschreibungsmöglichkeiten und Ab­
schreibungsbedingungen für klein- und mittelstän­
dische Unternehmen sowie weitere Maßnahmen, 
die die Investitionstätigkeit und die Resilienz insbe­
sondere des Mittelstands verbessern.

Steuermodernisierung, Steuervereinfachung 
und Steuerfairness

Das BMF wird darüber hinaus in diesem Jahr einen 
Gesetzentwurf mit dem Schwerpunkt Steuerverein­
fachung und Steuerfairness vorlegen, um steuerli­
che Pflichten für viele einfacher und transparenter 
zu machen.

Steuervereinfachungen sollen den Erfüllungsauf­
wand für die Steuerzahlerinnen und -zahler verrin­
gern. Die Bundesregierung hat dazu in den vergan­
genen Monaten bereits einige wesentliche Schritte 
vorgenommen, z.  B. den höheren Sparer-Pausch­
betrag, die vereinfachte Homeoffice-Regelung oder 
Maßnahmen zum Abbau von Steuererklärungs­
pflichten beim Betrieb von Photovoltaikanlagen.

Wachstumspaket für die deutsche Wirtschaft
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Zur Senkung des Erfüllungsaufwands und der Büro­
kratiekosten wird auch die Steuerverwaltung selbst 
ihren Beitrag leisten müssen. Ziel ist es, den auto­
matisierten Datenaustausch der unterschiedlichen 
datensammelnden Stellen und Register zu verein­
fachen. Die Steuerverwaltung entwickelt eine App, 
mit der individuelle Belege digitalisiert und dann 
im Benutzerkonto in ELSTER, dem Online-Finanz­
amt, hochgeladen werden können. Hierfür soll 
eine ELSTER-App für mobile Betriebssysteme im 
Jahr 2023 bereitgestellt werden.

Zudem sei darauf hingewiesen, dass in einem drit­
ten Steuergesetzgebungsverfahren die Einführung 
der globalen effektiven Mindeststeuer in Deutsch­
land vorgesehen ist. Hier ist die zweite Säule des 
OECD-Konzepts in nationales Recht umzusetzen, 
die auf internationaler beziehungsweise europäi­
scher Ebene bereits auf den Weg gebracht wurde.  
Auch dabei geht es darum, dies mit dem mini­
mal nötigen Erfüllungsaufwand für die Betriebe in 
Deutschland zu erreichen.

Schnellere Planungs- und 
Genehmigungsverfahren

Deutschland ist als Industrienation auf eine intakte 
und moderne Infrastruktur angewiesen. Bei der 
Planung neuer Projekte gibt es aber regelmäßig zu 
große bürokratische Hürden. Ziel der Zeitenwende 
sind daher schnellere Planungs- und Genehmi­
gungsverfahren – und zwar generell für alle Baupro­
jekte. Dazu gehören im Infrastrukturbereich neben 
der Schiene, der Wasserstraße und der Straße auch 
Energienetze. Der extrem schnelle Aufbau der Flüs­
siggasterminals ist der Maßstab für das neue Tempo 
in Deutschland.

Strategische Souveränität und mehr 
Freihandel

Zur Stärkung der Souveränität Europas gehören im 
Sinne der Wettbewerbsfähigkeit resiliente Liefer­
ketten und eine sichere Rohstoffversorgung sowie 

eine Diversifizierung der Handelsströme; das gilt 
insbesondere auch für die deutsche Wirtschaft. Die 
Antwort auf den sogenannten Inflation Reduction 
Act in den USA, der auch Subventionen für klima­
freundliche Investitionen und protektionistische 
Elemente enthält, darf keine Handelsauseinander­
setzung oder ein Subventionswettlauf zwischen den 
USA und der Europäischen Union sein. Dies würde 
am Ende nur Verlierer hervorbringen. Statt protek­
tionistischer Maßnahmen, neuer Handelsbarrieren 
und Zölle sollten mit weiteren Freihandelsabkom­
men Handelsschranken abgebaut werden. Statt um 
Handelskrieg muss es in der Zeitenwende um Han­
delsdiplomatie gehen.

Qualifizierte Einwanderung

Einer der Engpassfaktoren der deutschen Wirt­
schaft ist in vielen Branchen der Fach- und Ar­
beitskräftemangel. Neben mehr Investitionen in 
die Aus- und Weiterbildung ist es das Ziel, qualifi­
zierte Fach- und Arbeitskräfte aus dem Ausland für 
Deutschland zu gewinnen. Das bedeutet: Die Ein­
wanderung für Fachkräfte in den Arbeitsmarkt 
muss durch ein modernes Fachkräfteeinwande­
rungsgesetz erleichtert werden.

Energiepolitik in der Zeitenwende

Um für die Zukunft Abhängigeiten von Rohstoff­
importen wie beim russischen Gas zu verhindern, 
ist es unerlässlich, eine veränderte Energiepolitik 
zu betreiben. Zur Diversifizierung der Rohstoff­
versorgung sind neue Energieimportländer un­
verzichtbar. Neben dem deutlichen Ausbau der 
erneuerbaren Energien gilt es aber auch, die Mög­
lichkeiten der heimischen Vorkommen von Öl und 
Gas zu nutzen, etwa beim Schiefergas, die Laufzeit 
der bestehenden Atomkraftwerke zu verlängern, 
zudem Wasserstoff  – ob grün, blau oder rot  – in 
die Wirtschaft zu integrieren sowie Verfahren der 
CO2-Abscheidung und -Speicherung in Deutsch­
land zu ermöglichen.
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Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit

Fazit

Gebot der Stunde ist eine angebotsorientierte Poli­
tik im Sinne eines Wachstumspakets, um die wirt­
schaftliche Dynamik anzukurbeln, private In­
vestitionen zu fördern und die Belastungen für 
Unternehmen abzubauen. Damit werden zum ei­
nen Innovationskraft und Wettbewerbsfähigkeit 

des Industriestandorts Deutschland verbessert. 
Zum anderen wird ein Impuls für langfristig trag­
fähiges Wachstum gesetzt, das sich – im Sinne einer 
auf Tragfähigkeit und mit Blick auch auf zukünf­
tige Generationen ausgerichteten Finanzpolitik  – 
nicht dauerhaft aus schuldenfinanzierten öffentli­
chen Mitteln speisen kann.

Wachstumspaket für die deutsche Wirtschaft
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Im Interview: Dr. Nils Weith, Abteilungsleiter 
der Steuerabteilung

Bitte stellen Sie sich kurz als 
neuer Steuerabteilungsleiter 
des BMF vor.

Jurastudium und Referendariat in Bayern, Be­
rufspraxis in Köln und über 20  Jahre im Wirt­
schaftsministerium, mit Erfahrungen nicht nur im 
Bereich Steuerpolitik und damit zusammenhän­
genden ökonomischen Grundsatzfragen, sondern 

auch in der Außenwirtschaft mit europa- und völ­
kerrechtlichen Fragen. All das immer in enger Zu­
sammenarbeit mit nachgeordneten Behörden wie 
auch externen Expertinnen und Experten. Dabei 
zählte regelmäßig auch die komplette Klaviatur 
politischer Interessen und (internationaler) Regie­
rungszusammenarbeit. Hierauf kann ich aufbauen 
und freue mich sehr, dieses Know-how jetzt in die 
Steuerpolitik des BMF einzubringen.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dr. Nils Weith 
© Bundesministerium der Finanzen/photothek
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Was reizt Sie am – für viele 
Menschen trockenen – 
Thema Steuern? Was wollen 
Sie in Ihrer neuen Funktion 
erreichen und wie?

Steuern sind nun wirklich kein trockenes Thema. 
Hinter all den Regeln und Zahlen steckt die bunte 
Vielfalt der Realität, ob im Privatleben oder im un­
ternehmerischen Handeln. Hierbei geht es nur vor­
dergründig um die Finanzierung unseres Staates. 
Genauso wichtig sind leistungsgerechte und im in­
ternationalen Umfeld als akzeptabel empfundene 
Beiträge für unser Gemeinwesen, moderne Verwal­
tung und Wertschätzung für diejenigen, die sich 
mit ihrer Arbeitskraft engagieren oder mit ihrer 
Firma ins private finanzielle Risiko gehen.

Wie Sie wissen, bin ich noch keine vier Wochen hier 
im BMF. In dieser Zeit habe ich weit über 200 per­
sönliche Gespräche geführt. Dabei ist es mir wich­
tig, nicht nur die einzelnen aktuellen Projekte und 
Fachthemen kennenzulernen, sondern auch die 
Menschen dahinter. Ich bin sehr angetan von dem 
großen Engagement, der hohen Qualifikation und 
der praktischen Expertise bei den Kolleginnen und 
Kollegen sowie den hochprofessionellen Abläufen, 
die ich hier in der Steuerabteilung vorfinde. Das 
stärkt mich in meiner Überzeugung, dass wir ge­
meinsam viel erreichen können. Auf diesem guten 
Fundament können wir jetzt die bestehenden Bau­
stellen der Steuerpolitik angehen.

Bundesfinanzminister Christian 
Lindner hat umfangreiche 
Steueränderungen für dieses 
Jahr angekündigt. Geben Sie 
uns eine Vorschau?

Ich verstehe natürlich, dass gerade das Thema Steu­
ern viele interessiert und immer wieder aufs Neue 
große Erwartungen weckt  – denn Steuern betref­
fen uns eben alle. Wir haben  – wie von Bundesfi­
nanzminister Christian Lindner bereits angekün­
digt – noch in diesem Jahr im Steuerrecht sehr viel 
vor. Dazu werden wir bereits erwartete Steuerge­
setze auf den Weg bringen. Bildlich gesprochen 
wollen wir damit mehrere Züge aufs Gleis setzen 
und mit Gütern beladen, die in der Politik wie auch 
bei Bürgerinnen und Bürgern sowie von der Wirt­
schaft kurzfristig erwartete Maßnahmen enthalten. 
So können wir die Wirtschaft bei der Modernisie­
rung und Transformation unterstützen, Investiti­
onsimpulse setzen und weitere Schritte zu einfa­
cheren und auch faireren Steuern gehen. Natürlich 
geht es auch um umzusetzende internationale In­
itiativen wie die Mindeststeuer, was uns auch Er­
leichterungen bei bislang unilateralen nationalen 
Beschränkungen erlauben sollte. Hinzu kommen 
umzusetzende Gerichtsurteile, Folgen des Geset­
zes zur Modernisierung des Personengesellschafts­
rechts (MoPeG) und regelmäßig anstehende tech­
nische Anpassungen im Steuerrecht.

Auch müssen wir schon jetzt das Jahr 2024 in den 
Blick nehmen. Dazu gehört nicht nur eine grund­
sätzliche Bestandsaufnahme zur Wettbewerbs­
fähigkeit unseres Steuersystems, sondern auch 
bessere Datenverfügbarkeit für Steuerwirkungs­
analysen und -forschung. Auch wollen wir aktuelle 
Fokusthemen proaktiv besetzen, wie z. B. alle Arten 
der Mobilität zukünftig steuerlich angemessener 
zu berücksichtigen.

Im Interview: Dr. Nils Weith, Abteilungsleiter der Steuerabteilung
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Viele Menschen klagen 
über die ausufernde Steuer
bürokratie. Wo sehen Sie 
die wichtigsten Hebel zur 
Modernisierung des Steuer
wesens?

Im Bereich Steuervereinfachung und Bürokratie­
abbau haben innovative Konzepte für uns im BMF 
hohe Priorität. Das gilt auch für das Thema Mo­
dernisierung und Digitalisierung der Steuerver­
waltung. All das aber sind dicke Bretter, bei denen 
wir mit Ausdauer bohren und den Erfolg in kleinen 
und regelmäßigen Schritten würdigen müssen.

Zentrale Herausforderungen an eine effiziente Ver­
waltung stellen sich bei der Steuererklärung und 
-festsetzung. „Easy Tax“ ist unser großes Ziel, bei 
dem wir schon in diesem Jahr einen Meilenstein für 
die Bürgerinnen und Bürger setzen wollen. Bei un­
zähligen Digitalisierungsfragen brauchen wir eine 
Roadmap und einen Digitalcheck, an dem sich alle 
neuen Vorhaben ausrichten müssen. Weniger taug­
liche politische Schnellschüsse mit erheblichem 
zusätzlichen Programmieraufwand stellen an der 
Stelle erhoffte Erfolge infrage.

Auch unsere personellen Ressourcen in der Steu­
erverwaltung müssen wir im Blick behalten, z.  B. 
bei der Betriebsprüfung. Ob bei Menschen oder IT: 
Ressourcen sind begrenzt und wir kommen nicht 
umhin, auf ein modernes und einheitliches Risiko­
management zu vertrauen.

Unser Ziel bleibt es, das Steuersystem möglichst 
einfach und transparent zu gestalten. In erster Li­
nie geht es natürlich darum, keine neue Bürokratie 
aufzubauen. Daher prüfen wir bei jeder neuen Re­
gelung, wie wir diese möglichst bürokratiearm aus­
gestalten und umsetzen können. Zugleich braucht 
es dafür eine systematischere Abgrenzung von In­
strumenten für den zweifelsohne wichtigen sozi­
alen Ausgleich, so z.  B. bei krisen- oder transfor­
mationsbedingten Unterstützungsleistungen. Des 
Weiteren bleibt der Abbau bestehender bürokrati­
scher Hürden im Steuerrecht für uns ein zentrales 
Anliegen. Dies wird in einem der bereits erwähnten 
Gesetzeszüge noch in diesem Jahr deutlich werden.

Steueränderungen sind 
hochpolitisch, es geht um 
grundlegende Verteilungs
fragen. Immer wieder sind 
in den vergangenen Jahren 
Ansätze für Steuerreformen 
gescheitert. Wie lassen sich 
Mehrheiten im Deutschen 
Bundestag und im Bundesrat 
finden?

Mehrheiten lassen sich am besten mit überzeugen­
den Inhalten erzielen. Das ist auch unser gemein­
sames Ziel bei den angekündigten Steuergesetzen. 
Wir wollen in der Sache überzeugen, denn es geht 
um die Zukunft unserer Wirtschaft und der Bürge­
rinnen und Bürger, die in diesem Land leben. Vor 
allem darf es keine Schere im Kopf für gute Lö­
sungen geben: Auch im Steuerrecht braucht es in 
Deutschland Mut für neue Wege, um die anstehen­
den Herausforderungen zu meistern.

14
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Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit

Ganz persönlich: Wenn 
Sie als Steuerzahler einen 
Wunsch frei hätten, um das 
Steuersystem zu ändern, was 
würden Sie sich wünschen?

Statt eines großen Wunsches würde ich mich bei 
der Zahl der Herausforderungen vielmehr über das 
Erreichen vieler kleiner Schritte freuen, die uns ge­
meinsamen Zielen näherbringen. Und es geht ja 
nicht nur um effiziente Steuern und wirtschaftli­
che Planbarkeit, sondern auch um solide öffentli­
che Haushalte und eine gute Balance unterschied­
lichster Bedürfnisse. Gleichwohl lassen Sie mich 
erwähnen: Meine größte Hoffnung liegt hier in der 
Digitalisierung, die unser System einerseits weni­
ger betrugsanfällig und andererseits für die Rechts­
anwender auch deutlich einfacher machen kann. 
Vielleicht springt dabei sogar noch eine geringere 
Belastung für die Steuerzahler heraus. Das wäre 
eine Win-win-Situation für uns Bürgerinnen und 
Bürger sowie unseren Staat und unser Land.

Im Interview: Dr. Nils Weith, Abteilungsleiter der Steuerabteilung
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Prof. Dr. Dr. h. c. Lars P. Feld ist Persönlicher 
Beauftragter des Bundesministers der Finanzen 
für die gesamtwirtschaftliche Entwicklung und 
Mitglied des Wissenschaftlichen Beirats beim 
Bundesministerium der Finanzen.

Er hat seit 2010 den Lehrstuhl für Wirtschafts­
politik und Ordnungsökonomik an der 
Albert-Ludwigs-Universität Freiburg inne und 
ist Direktor des Walter Eucken Instituts. Seine 
Forschungsschwerpunkte sind Wirtschaftspo­
litik, Finanzwissenschaft, Neue Politische Öko­
nomie und Ökonomische Analyse des Rechts.

Der Gastbeitrag von Lars P. Feld für diesen 
BMF-Monatsbericht ist als Blick von außen 
und als Beitrag zum allgemeinen Diskurs zu 
verstehen; er gibt nicht notwendigerweise die 
Meinung des BMF wieder.

Zeitenwende in der Wirtschafts- und 
Finanzpolitik

Einleitung

Die Weltordnung, die nach dem Zweiten Weltkrieg 
dominierte, ist zusammengebrochen. Spätestens 
seit dem Helsinki-Prozess Mitte der 1970er-Jahre 
bewegte sich die Welt – trotz wiederkehrender be­
waffneter Konflikte, nicht zuletzt im Nahen und 
Mittleren Osten – in Richtung einer friedlichen Ko­
existenz von Staaten, gekennzeichnet durch Zu­
sammenarbeit, Abrüstung und nach dem Fall des 
Eisernen Vorhangs durch einen Liberalisierungs- 
und Demokratisierungsschub. Der Prozess der 
Globalisierung war die Begleitmusik dieses zu­
nehmend friedlichen Zusammenlebens der inter­
nationalen Gemeinschaft.

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine stellt 
den traurigen Höhepunkt der Abwicklung dieser 

Weltordnung dar. Die im Zuge des Helsinki-Pro­
zesses geschlossenen Abrüstungs- und Rüstungs­
kontrollverträge haben ihre Gültigkeit schon seit 
längerem verloren. Die Organisation für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa ist derzeit ohne 
Einfluss auf die Konflikte mit Russland. Die Bezie­
hungen zu China sind zu einer immer größeren 
Herausforderung geworden, ohne dass China in 
ähnliche diplomatische Prozesse eingebunden ist, 
wie sie mit der Schlussakte von Helsinki im Kalten 
Krieg eingeleitet worden sind.

Das ist der geostrategische Hintergrund, der mit 
dem Wort der Zeitenwende charakterisiert werden 
kann. Diese Zeitenwende ist somit zuallererst eine 
weltpolitische; sie geht aber mit einer wirtschafts- 
und finanzpolitischen Zeitenwende einher.
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Geostrategische Rivalität 
als wirtschaftspolitische 
Herausforderung

Die Zeitenwende in den internationalen Wirt­
schaftsbeziehungen ist durch Elemente der Des­
integration gekennzeichnet. Russland bleibt durch 
die scharfen Sanktionen der westlichen Staaten­
gemeinschaft auf absehbare Zeit von der interna­
tionalen Arbeitsteilung ausgeschlossen. Angesichts 
seiner Rohstofflieferungen, vor allem von Gas, Öl 
und Uran, an Staaten, die der westlichen Allianz 
nicht angehören, mag dies übertrieben klingen. Be­
trachtet man jedoch die Exportrestriktionen des 
Westens, so wird Russland kaum Zugang zu west­
licher Technologie haben. Kein Schwellenland, we­
der China noch Indien, kann nach heutigem Stand 
dafür einen Ersatz bieten.

Die Beziehungen mit China sind ebenfalls in einer 
kritischen Phase. An der chinesischen Grenze zu In­
dien finden bewaffnete Auseinandersetzungen statt. 
Die Philippinen sind den Seeblockaden durch chi­
nesische Schiffe ausgesetzt. Der Luftraum Taiwans 
wird durch chinesische Kampfflugzeuge verletzt. 
Seinen Gebietsansprüchen im südchinesischen 
Meer verleiht China durch teils künstlich angelegte 
Inseln Nachdruck, auf denen Militärbasen errichtet 
werden. Verbündete des Westens in Südostasien be­
fürchten eine Finnlandisierung der Region.

Die westliche Staatengemeinschaft hat auf die Ent­
wicklungen der vergangenen Jahre nicht zuletzt 
mit wirtschaftspolitischen Maßnahmen reagiert. 
Das Außenwirtschaftsrecht wurde verschärft, um 
Direktinvestitionen chinesischer Unternehmen, 
die mehr oder weniger unter staatlicher Einfluss­
nahme stehen, in stärkerem Maße zu überprüfen 
und Investitionen in kritische Infrastruktur zu un­
terbinden. Die Europäische Union (EU) hat diese 
Beschränkungen der Kapitalverkehrsfreiheit im 
Jahr 2019 in Kraft gesetzt; Deutschland hat diese im 
Jahr 2020 in nationales Recht überführt. Am konse­
quentesten agieren die Vereinigten Staaten, wie am 
Beispiel der Vereinbarung mit Japan und den Nie­
derlanden zur Beschränkung des Zugangs Chinas 

zur Herstellung von Halbleitern deutlich wird. Mit 
koordinierten Exportkontrollen soll der Zugang 
Chinas zu den fortschrittlichsten Mikrochips blo­
ckiert werden.

Die internationalen Wirtschaftsbeziehungen sind 
also wieder durch Sicherheits- und Außenpolitik 
dominiert. Dies führt dazu, dass sicherheitsrele­
vante Produktion zunehmend im Inland stattfin­
den wird – in der EU und in den Vereinigten Staa­
ten. Was sicherheitsrelevant ist, ist dabei höchst 
umstritten. In der modernen Informationsgesell­
schaft geht es nicht nur um die Rüstungsindus­
trie, sondern um kritische Infrastrukturen, um 
Zwischenprodukte wie etwa Mikrochips oder um 
Hochtechnologien. Dies stellt nicht zuletzt die 
deutsche Wirtschaft vor große Herausforderungen.

Deutschland ist unter den größten Wirtschaftsna­
tionen (G7) das Land mit der stärksten Offenheit 
seiner Wirtschaft. Der chinesische Absatzmarkt ist 
für viele deutsche Unternehmen essenziell. Gleich­
wohl hat die deutsche Politik hinsichtlich der 
geostrategischen Herausforderungen keine Wahl. 
Deutschland kann als Teil der westlichen Allianz 
die expansionistischen Strategien Russlands oder 
Chinas nicht hinnehmen. Eine erfolgreiche außen­
politische Strategie ist die Voraussetzung dafür, 
dass sich gute Geschäfte deutscher Unternehmen 
im Fernen Osten fortführen lassen.

Gleichwohl sind dies keine einfachen Botschaf­
ten für die Wirtschaftspolitik. In der Führungsrolle 
sind Sicherheits- und Verteidigungspolitik; die 
Wirtschaftspolitik ist auf eine akkommodierende 
Rolle zurechtgestutzt. Den deutschen Interessen ist 
am meisten gedient, wenn Außenhandel und Kapi­
talverkehr möglichst wenig beeinträchtigt werden. 
Gestoppte oder reduzierte Wirtschaftsbeziehun­
gen mit Russland beziehungsweise China können 
durch stärker intensivierte Wirtschaftsbeziehun­
gen mit anderen Volkswirtschaften in einem ge­
wissen Ausmaß ersetzt werden. Die  EU ist daher 
zum Abschluss weiterer Handelsverträge gefordert. 
Allerdings wird eine solche Substitution nicht voll­
ständig möglich sein oder mit höheren Kosten für 
europäische Unternehmen einhergehen.
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Hinzu kommt, dass die veränderte geostrategische 
Lage verschiedene Interessengruppen dazu einlädt, 
sich für mehr Protektionismus starkzumachen. 
Veraltete industriepolitische Initiativen und in der 
Folge eine neue Subventionswelle drohen. In der 
Vergangenheit war es einfacher, mit strikter Beihil­
fepolitik gegen diese Initiativen vorzugehen. Dies 
ist nun anders. Die Wirtschaftspolitik muss da­
her den Mut aufbringen, sich protektionistischen 
Versuchungen entgegenzustellen. Insbesondere 
in der EU zieht eine Lockerung der Beihilferegeln 
weitere Vorhaben nach sich, etwa die Forderung 
nach Verstetigung der im Rahmen von Next-Gene­
ration-EU ermöglichten Verschuldung der EU oder 
weitergehende Transfers innerhalb Europas. Man­
che Mitgliedstaaten werden darauf pochen, ge­
nauso in die Lage für industriepolitische Initiativen 
wie Frankreich und Deutschland gebracht zu wer­
den. Dies ist nicht zielführend.

Leitlinien der Finanzpolitik

Die deutsche Finanzpolitik sieht sich nicht nur 
geostrategischen Herausforderungen ausgesetzt. 
Klimawandel, demografische Entwicklung und Di­
gitalisierung erfordern parallel dazu Lösungen, die 
mit finanziellen Ansprüchen einhergehen. Aller­
dings liegen hier die Lösungsansätze schon lange 
auf dem Tisch.

Eine Klimapolitik, die den Klimawandel erfolgreich 
eindämmt, muss auf konsequente CO2-Bepreisung 
im internationalen Maßstab abzielen. Dies ist über 
einen Klimaclub der Willigen, mit den Vereinig­
ten Staaten und der EU im Zentrum, zu erreichen. 
Begleitende sozialpolitische Maßnahmen in Form 
eines Klimagelds und knapp bemessene, zeitlich 
begrenzte Beihilfen für die energieintensive Wirt­
schaft können die Transformation erleichtern.

Die Auswirkungen des demografischen Wan­
dels werden durch gezielte Einwanderungs­
politik und durch (in Arbeitsstunden gemes­
sene) höhere Erwerbstätigkeit gemildert. Die 
demografischen Effekte auf die Finanzierung der 

Sozialversicherungen, insbesondere der gesetzli­
chen Rentenversicherung, lassen sich dadurch aber 
nicht vollständig kompensieren. Eine höhere ge­
samtwirtschaftliche Produktivität ändert wegen 
der Lohnbasierung der Rentenformel an deren Fi­
nanzierbarkeit nichts. Die Menschen werden daher 
in der Zukunft ein wenig länger arbeiten müssen.

Die Digitalisierung ist vor allem ein Problem des 
öffentlichen Diensts. Nirgendwo sonst ist die de­
fizitäre Digitalisierung so sehr spürbar. Da Digi­
talisierung zum überwiegenden Teil eine Um­
organisation von Prozessen bedingt und dies im 
öffentlichen Dienst notorisch schwierig ist, ist die­
ser Zustand verständlich, jedoch nicht hinnehmbar.

Angesichts dieser Herausforderungen in der welt­
politischen Zeitenwende hat die Finanzpolitik die 
schwierige Aufgabe, Prioritäten richtig zu setzen, 
die Widerstandsfähigkeit der deutschen Wirtschaft 
zu stärken und geeignete Rahmenbedingungen für 
private Investitionen zu schaffen. Ohne private In­
vestitionen sind weder die Transformation zur Kli­
maneutralität noch die geostrategischen Heraus­
forderungen zu bewältigen.

Prioritäten benötigt die Ausgabenseite der öffent­
lichen Haushalte. Dies lässt sich nicht an einzelnen 
Ressorts festmachen. Ausgaben in allen Ressorts 
müssen auf den Prüfstand. Die Widerstandsfähig­
keit der deutschen Wirtschaft lässt sich erhöhen, 
indem die Eigenkapitalbasis der Unternehmen ge­
stärkt wird, etwa über Finanzierungsneutralität in 
der Besteuerung. Eine moderate Besteuerung ist 
insgesamt wichtig für die private Investitionstä­
tigkeit. Zudem muss das Finanzsystem weiterhin 
durch eine kluge Regulierung geleitet sein. Zur Wi­
derstandsfähigkeit gehört eine moderate Staats­
verschuldung. Durch die Rückkehr zur Regelgrenze 
der Schuldenbremse sind Bund und Länder auf 
dem richtigen Weg der finanzpolitischen Solidi­
tät. Die Forderung zum Abbau der Staatsschulden­
quoten gilt genauso für den Euroraum. Die Wider­
standsfähigkeit der europäischen Wirtschaft steht 
und fällt mit der Rückführung der übermäßigen 
Verschuldung im Euroraum.
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Der im Jahr 2021 begonnene Inflationsprozess wird 
sich allmählich abschwächen. Aber die Inflation 
droht, hoch zu bleiben, nicht zuletzt aufgrund der 
geostrategischen Herausforderungen und der De­
mografie. Haben Globalisierung und der Eintritt in 
den Arbeitsmarkt der geburtenstarken Jahrgänge 
zur internationalen Preiskonkurrenz und zu gerin­
gen Lohnsteigerungen beigetragen, so stützt deren 
Gegenbewegung tendenziell den Preisauftrieb. Die 
Finanzpolitik darf nicht zusätzlich inflationstrei­
bend wirken. Ein Rückgang der Finanzierungsdefi­
zite im Zuge der Einhaltung der Fiskalregeln ist da­
her ein richtiger Schritt.
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Sollbericht 2023: 
Ausgaben und Einnahmen des Bundeshaushalts

	● Der Bundehaushalt 2023 schafft die finanzielle Grundlage für die umfangreichen Maßnahmen 
zur Stabilisierung bei gleichzeitigem Ausbau der Zukunftsinvestitionen.

	● Zur Finanzierung des Bundeshaushalts 2023 wurde das BMF ermächtigt, Kredite im Umfang 
von bis zu rund 45,6 Mrd. Euro aufzunehmen. Damit hält der Bund erstmals seit dem Jahr 2019 
die reguläre Obergrenze für die strukturelle Nettokreditaufnahme (NKA) gemäß Art. 115 Abs. 2 
Grundgesetz bei der Haushaltsaufstellung wieder ein. Mit der Einhaltung der regulären Ober­
grenze der Schuldenregel für die NKA wird ein deutliches Signal für die Solidität der öffentli­
chen Finanzen und damit die künftige Handlungsfähigkeit des Staats gesetzt.

	● Die Ausgaben im Bundeshaushalt sind mit rund 476,3 Mrd. Euro veranschlagt; gegenüber dem 
Ist 2022 wäre dies ein Rückgang um 0,9 Prozent. Gleichzeitig steigt der Anteil investiver Ausga­
ben deutlich: Für investive Ausgaben sind im Bundeshaushalt 2023 Mittel in Rekordhöhe veran­
schlagt (rund 71,5 Mrd. Euro, bereinigt um Sondereffekte aus Darlehensvergaben zum Aufbau 
einer Aktienrente, an den Internationalen Währungsfonds und an den Gesundheitsfonds rund 
54,2 Mrd. Euro). Damit wird auch bei Bereinigung um die Sondereffekte das Vorjahresniveau um 
rund 17,2 Prozent überschritten; der Anteil an den Gesamtausgaben erhöht sich von 9,6 Prozent 
auf 11,4 Prozent.

	● Gleichzeitig wirken sich steigende Zinsen im Bundeshaushalt deutlich aus. Die Zinsausgaben­
quote steigt im Jahr 2023 auf rund 8,4 Prozent und würde sich damit gegenüber dem Vorjahr 
(3,2 Prozent) mehr als verdoppeln. Perspektivisch schränken steigende Zinsausgaben die zukünf­
tigen Haushaltsspielräume deutlich ein, was in der Haushaltspolitik weiter zur konsequenten 
Priorisierung zwingt.

Ausgangslage

Das reale Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist im 
Jahr 2022 um 1,8 Prozent gestiegen, was die Wider­
standsfähigkeit der deutschen Wirtschaft gegen­
über den wirtschaftlichen Folgen des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine widerspiegelt. 
Allerdings ist die wirtschaftliche Dynamik zum 
Jahresende gebremst worden. So ist das BIP im 
4.  Quartal  2022 nach Schnellschätzung des Statis­
tischen Bundesamts vom 30.  Januar  2022 preis-, 
kalender- und saisonbereinigt um 0,2  Prozent ge­
genüber dem Vorquartal zurückgegangen. Anhal­
tende, wenn auch abnehmende Materialengpässe 

und die im historischen Vergleich weiterhin hohen 
Energiepreise belasten die Entwicklung im Verar­
beitenden Gewerbe, insbesondere in energiein­
tensiven Wirtschaftszweigen. Der private Konsum 
wird durch die mit der hohen Inflation verbunde­
nen Kaufkraftverluste und anhaltende Unsicher­
heiten belastet. Zudem stellen sich die wirtschaft­
lichen Aussichten bei wichtigen Handelspartnern 
Deutschlands im Winterhalbjahr  2022/23 als ge­
dämpft dar, was die Exporterwartungen insbeson­
dere im Verarbeitenden Gewerbe vermindert.

Für das laufende Jahr geht die Bundesregierung ge­
mäß ihrer im Rahmen des Jahreswirtschaftsberichts 
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veröffentlichten Jahresprojektion davon aus, dass 
das reale BIP  2023 nur vergleichsweise gering um 
0,2 Prozent zunehmen wird. Damit wird es also vo­
raussichtlich  – anders als noch im Herbst erwar­
tet – nicht zu einem Rückgang des BIP im Jahres­
durchschnitt kommen. Dazu beigetragen haben 
vor allem die umfangreichen staatlichen Stabilisie­
rungsmaßnahmen für private Haushalte und Un­
ternehmen sowie deren Anpassungen an die hohen 
Energiepreise und die damit verbundenen Einspa­
rungen von Gas. Es wird damit gerechnet, dass die 
wirtschaftliche Dynamik im Jahresverlauf  2023 
nach dem schwierigen Winterhalbjahr wieder an 
Fahrt gewinnt, wenn sich die derzeit noch hohe 
Inflationsdynamik abschwächt, die Impulse aus 
den fiskalischen Stabilisierungsmaßnahmen zu­
nehmend wirken, Lieferengpässe weiter nachlas­
sen und die Weltwirtschaft wieder etwas an Tempo 
aufnimmt.

Der Höhepunkt der Inflationsentwicklung infolge 
des drastischen Anstiegs der Energie- und Nah­
rungsmittelpreise dürfte um die Jahreswende über­
schritten worden sein. Zuletzt hat sich der Preis­
anstieg in diesen Bereichen aber auch in einer 
merklich erhöhten Kerninflationsrate niederge­
schlagen. Daher wird in der Jahresprojektion auch 
für dieses Jahr von einer deutlich erhöhten, wenn 
auch im Jahresverlauf spürbar nachlassenden In­
flationsentwicklung ausgegangen. Neben den 
staatlichen Stabilisierungsmaßnahmen (vor allem 
den Gas-, Strom- und Wärmepreisbremsen) macht 
sich dabei auch ein Basiseffekt der hohen Energie­
preissteigerungen bemerkbar. Insgesamt wird im 
Jahresdurchschnitt  2023 eine Inflationsrate von 
6,0 Prozent erwartet.

Gesamtübersicht

Das Haushaltsgesetz  2023 wurde am 23.  Dezem­
ber 2022 im BGBl. I S. 2485 verkündet. Mit diesem 
Bundeshaushalt kehrt der Bund wieder zur Ein­
haltung der regulären Obergrenze der NKA gemäß 
Art. 115 Abs. 2 Grundgesetz (GG) zurück.

Starken Einfluss auf die Struktur des Bundeshaus­
halts  2023 haben die finanziellen Auswirkungen 
der Folgen des russischen Angriffskriegs gegen 
die Ukraine. Im Kernhaushalt werden umfang­
reiche Mittel für Entlastungsmaßnahmen und 
zur Sicherung der Energieversorgung bereitge­
stellt. Diese Mittel sind im Zusammenhang zu se­
hen mit dem neu aufgelegten Wirtschaftsstabili­
sierungsfonds („WSF-Energie“), mit dem getrennt 
vom Bundeshaushalt Mittel zur Finanzierung der 
Preisbremsen und zur Stabilisierung der Energie­
versorgung zur Verfügung stehen. Gemäß Wirt­
schaftsplan des WSF-Energie sind hierfür  2023 
rund 121,2 Mrd. Euro vorgesehen.

Neben den Auswirkungen der Energiekrise sind im 
Bundeshaushalt 2023 weiterhin erhebliche – wenn 
auch gegenüber dem vergangenen Jahr geringere – 
Ausgaben zur Bewältigung der COVID-19-Pande­
mie notwendig (siehe im Einzelnen weiter unten 
sowie auch Abschnitt „Darstellung der Ausgaben­
struktur des Bundes nach Aufgabenbereichen“).

Gleichzeitig werden die Zukunftsaufgaben ange­
gangen. So stehen im Bundeshaushalt zum einen 
umfangreiche Mittel für Investitionen in die digi­
tale und in die Verkehrsinfrastruktur, in den Kli­
maschutz sowie in effiziente Gebäude zur Verfü­
gung. Hinzu kommen zusätzliche Mittel aus dem 
Klima- und Transformationsfonds (KTF), des­
sen Programmausgaben in diesem Jahr auf rund 
36,0 Mrd. Euro veranschlagt sind. Rund 75 Prozent 
davon sind investive Ausgaben. Um die Erfüllung 
der Aufgaben für die Landes- und Bündnisvertei­
digung finanziell abzusichern, wurde im vergan­
genen Jahr das „Sondervermögen Bundeswehr“ 
eingerichtet und mit einer im GG festgelegten Kre­
ditermächtigung, außerhalb der Schuldenbremse, 
in Höhe von 100 Mrd. Euro ausgestattet.

Zum anderen enthält der Bundeshaushalt Rekord­
entlastungen, die über die Unterstützungen ins­
besondere von Bürgerinnen und Bürgern im Zu­
sammenhang mit dem russischen Angriffskrieg 
gegen die Ukraine hinausgehen. Dabei werden Fa­
milien und bedürftige Menschen unterstützt sowie 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler umfangreich 

25



Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Februar 2023Sollbericht 2023: Ausgaben und Einnahmen des Bundeshaushalts

entlastet. Dies ist ein deutlicher Beitrag für sozi­
ale Gerechtigkeit, der auch dabei unterstützt, Zu­
kunftsaufgaben zu lösen. 

Die Tabelle  1 zeigt wesentliche Positionen des 
Bundeshaushalts 2023.

Gesamtübersicht

Ist 2022 Soll 2023 Veränderung gegenüber Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent

Ermittlung des Finanzierungssaldos

1. Ausgaben zusammen¹ 480.688 476.291 -4.397 -0,9

2. Einnahmen zusammen² 364.653 389.921 +25.267 +6,9

Steuereinnahmen³ 337.168 358.126 +20.958 +6,2

Sonstige Einnahmen (ohne Münzeinnahmen) 27.485 31.795 +4.309 +15,7

3. Saldo der durchlaufenden Mittel 0 0 X X

Einnahmen ./. Ausgaben + Saldo der 
durchlaufenden Mittel = Finanzierungssaldo

-116.034 -86.370 +29.664 X

Verwendung des Finanzierungssaldos

Nettokreditaufnahme 115.442 45.610 -69.831 X

Münzeinnahmen (nur Umlaufmünzen) 92 248 +156 +168,6

Zuführung (-)/Entnahme (+) Rücklage 5004 40.512 +40.012 X

nachrichtlich:

Investive Ausgaben 46.211 71 475 +25.264 +54,7

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
2  Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
3  In dem Artikel „Die Steuereinnahmen des Bundes und der Länder im Haushaltsjahr 2022“ aufgeführte Steuereinnahmen des Bundes 

weichen methodisch bedingt von den hier dargestellten Steuereinnahmen des Bundes ab.
4  Rücklage zur Gewährleistung überjähriger Planungs- und Finanzierungssicherheit für Rüstungsinvestitionen für den Einzelplan 14 

(Bundesministerium der Verteidigung). 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Tabelle 1
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Ausgaben und Einnahmen

Die geplanten Ausgaben des Bundes für das Haus­
haltsjahr  2023 betragen rund 476,3  Mrd.  Euro. 
Sie liegen damit um rund 0,9  Prozent unter den 
Ist-Ausgaben des Jahres  2022. Die Primärausga­
ben  – Gesamtausgaben ohne Zinsausgaben  – ge­
hen um 6,2  Prozent gegenüber dem Vorjahr zu­
rück, weil ein deutlicher Anstieg der Zinsausgaben 
im Bundeshaushalt veranschlagt ist.

Die Einnahmen sind insgesamt mit rund 
389,9 Mrd. Euro geplant. Damit wird das Ergebnis 
des Vorjahres um rund 6,9  Prozent überschritten. 
Es wird erwartet, dass sowohl die Steuereinnah­
men (rund +6,2 Prozent) als auch die sonstigen Ein­
nahmen (Verwaltungseinnahmen) gegenüber dem 
Ist 2022 deutlich steigen (rund +15,7 Prozent) (s. a. 
Abschnitt Darstellung der Einnahmenstruktur des 
Bundes).

Finanzierungssaldo

Aus der Differenz von Einnahmen und Ausgaben 
ergibt sich für das Haushaltsjahr 2023 ein Finanzie­
rungsdefizit von rund 86,4 Mrd. Euro. Nach Berück­
sichtigung der Einnahmen aus der „ungebunde­
nen“ Rücklage zur Haushaltsfinanzierung in Höhe 
von 40,5  Mrd.  Euro und Münzeinnahmen (ohne 
Umlaufmünzen) von rund 0,2  Mrd.  Euro ist eine 
NKA in Höhe von 45,6 Mrd. Euro erforderlich, um 
das Finanzierungsdefizit abzudecken. Dem BMF 
wurde mit dem Haushaltsgesetz 2023 eine Kredit­
ermächtigung in Höhe der erforderlichen NKA 
erteilt.

Berechnung der zulässigen 
Nettokreditaufnahme im 
Bundeshaushalt 20231

Im Haushaltsgesetz 2023 wurde das BMF ermäch­
tigt, zur Deckung seiner Ausgaben für das Haus­
haltsjahr  2023 Kredite bis zur Höhe von rund 
45,6  Mrd.  Euro (s.  a. Tabelle  2, Zeile  8) aufzuneh­
men. In die Berechnung der für die Schuldenre­
gel relevanten NKA einzubeziehen sind neben der 
NKA des Bundeshaushalts auch die NKA der gemäß 
Art. 143d Abs. 1 GG nach dem 31. Dezember 2010 
neu eingerichteten Sondervermögen mit eigenen 
Kreditermächtigungen. In diesen Sondervermögen 
ist für das Haushaltjahr  2023 keine für die Schul­
denregel relevante NKA eingeplant.

Zur Berechnung der strukturellen NKA sind der 
Saldo der finanziellen Transaktionen und die Kon­
junkturkomponente zu berücksichtigen. Ausge­
hend von der NKA des Bundes in Höhe von rund 
45,6  Mrd.  Euro zuzüglich finanzieller Transak­
tionen von rund -17,7  Mrd.  Euro (s.  a. Tabelle  2, 
Zeile 6) und zuzüglich der Konjunkturkomponente 
zum Zeitpunkt der Haushaltsaufstellung von rund 
-15,3 Mrd. Euro (s. a. Tabelle 2, Zeile 5) beläuft sich 
die strukturelle NKA des Bundes im Soll des Jah­
res 2023 auf rund 12,6 Mrd. Euro beziehungsweise 
0,35  Prozent  des BIP (s.  a. Tabelle  2, Zeile  9). Da­
mit wird die reguläre Obergrenze für die struktu­
relle NKA (0,35 Prozent des BIP des der Haushalts­
aufstellung vorangegangenen Jahres, in diesem Fall 
des Jahres 2021 = rund 12,6 Mrd. Euro) bei der Haus­
haltsaufstellung eingehalten.

Die Berechnung der im Haushaltsjahr 2023 zulässi­
gen NKA ist in Tabelle 2 dargestellt.

1  https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20230211
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Berechnung der zulässigen Nettokreditaufnahme im Haushaltsjahr
in Mrd. Euro

2023

Soll 

1 Maximal zulässige strukturelle Nettokreditaufnahme (in Prozent des BIP) ohne Abbauverpflichtung 0,35

2 Nominales BIP des der Haushaltsaufstellung vorangegangenen Jahres (Zeitpunkt der 
Haushaltsaufstellung)

3.601,8

3 Abbauverpflichtung -

3a Gemäß Tilgungsplan (Art. 115 Abs. 2 Satz 7 GG)

3b Aus Kontrollkonto

4 Maximal zulässige strukturelle Nettokreditaufnahme (1 x 2 - 3) mit Abbauverpflichtung 12,6

in Prozent des BIP 0,35

5 Konjunkturkomponente 
Soll: (5a) x (5c) Ist: [(5a) + (5b)] x (5c)

-15,3

5a Nominale Produktionslücke (Zeitpunkt der Haushaltsaufstellung) -75,6

5b Anpassung an tatsächliche wirtschaftliche Entwicklung 
[Ist (5ba) - Soll (5ba)] Prozent x (5bb)

5ba Nominales BIP (Prozent gegenüber Vorjahr) 5,3

5bb Nominales BIP des Vorjahres

5c Budgetsemielastizität (ohne Einheit) 0,203

6 Saldo Finanzielle Transaktionen -17,7

6a Einnahmen aus finanziellen Transaktionen 1,9

6aa Einnahmen aus finanziellen Transaktionen Bundeshaushalt 1,9

6ab Einnahmen aus finanziellen Transaktionen Sondervermögen -

6b Ausgaben aus finanziellen Transaktionen 19,6

6ba Ausgaben aus finanziellen Transaktionen Bundeshaushalt 19,6

6bb Ausgaben aus finanziellen Transaktionen Sondervermögen -

7 Zulässige Nettokreditaufnahme (4 - 5 - 6) 45,6

8 Nettokreditaufnahme (8a + 8b) 45,6

8a Nettokreditaufnahme Bundeshaushalt 45,6

8b Nettokreditaufnahme der Sondervermögen 0,0

9 Strukturelle Nettokreditaufnahme (8 + 5 + 6) 12,6

in Prozent des BIP 0,35

10 nachrichtlich: Saldo Kontrollkonto Vorjahr 47,7

Abweichungen in den Summen und in den Produkten durch Rundung der Zahlen möglich.
Stand: Haushaltsaufstellung Herbst 2022.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Entwicklung wesentlicher finanz- 
und wirtschaftspolitischer 
Kennziffern

Die nachfolgenden Kennziffern zeigen Beziehun­
gen der Einnahmen und Ausgaben im Soll des 
Bundeshaushalts  2023 untereinander und zu ex­
ternen Faktoren. Die Kennziffern spiegeln ins­
gesamt wider, dass sich die finanzielle Lage des 

Bundeshaushalts im Jahr  2023 verbessern dürfte. 
Allerdings zeigen die Kennziffern Zinsausgaben­
quote und Zins-Steuer-Quote auch die deutlichen 
Auswirkungen der Zinsanstiege vor dem Hinter­
grund der geldpolitischen Maßnahmen infolge der 
Preissteigerungen im vergangenen Jahr.

	● Die Ausgabenquote ergibt sich aus den Ge­
samtausgaben des Bundeshaushalts in Relation 

Tabelle 2
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zur Wirtschaftsleistung in Deutschland 
(BIP 2023: 4.093 Mrd. Euro gemäß Jahrespro­
jektion). Die Quote sinkt im aktuellen Haus­
halt 2023 gegenüber dem Ist des Jahres 2022 
um 0,8 Prozentpunkte auf rund 11,6 Prozent. 
Dabei werden die Ausgaben gemäß Haushalts­
plan 2023 gegenüber dem Vorjahr um 0,9 Pro­
zent leicht sinken und das nominale BIP wird 
im Jahr 2023 gemäß Jahresprojektion der Bun­
desregierung um 6,1 Prozent zunehmen. Die 
Quote liegt damit unter den Niveaus der Kri­
senjahre 2020 bis 2022, aber noch über dem 
Vorkrisenniveau von 2019 mit rund 9,9 Pro­
zent.

	● Die Zinsausgabenquote bezeichnet den An­
teil der Zinsausgaben an den Gesamtausgaben 
des Bundeshaushalts. Im Jahr 2023 dürfte die 
Quote gemäß Soll rund 8,4 Prozent betragen. 
Die Zinsausgabenquote würde sich damit ge­
genüber dem Vorjahr (3,2 Prozent) mehr als 
verdoppeln. Der Anstieg der Quote ist auf deut­
lich höher veranschlagte Zinsausgaben bei 
einem leichten Rückgang der Gesamtausgaben 
im Jahr 2023 gegenüber dem Ist 2022 zurück­
zuführen. Von 2014 bis 2021 ging die Zinsaus­
gabenquote im Vorjahresvergleich in jedem 
Jahr zurück. Seit dem vergangenen Jahr steigt 
sie wieder.

	● Die Zins-Steuer-Quote zeigt, wie viel Pro­
zent der Steuereinnahmen für Zinsausgaben 
verwendet werden. Die Quote steigt voraus­
sichtlich kräftig um 6,6 Prozentpunkte gegen­
über 2022 auf 11,1 Prozent an. Auch hier war 
von 2014 bis 2021 in jedem Jahr ein Rückgang 
der Quote zu verzeichnen. Seit dem vergan­
genen Jahr steigt die Zins-Steuer-Quote nun 
wieder.

	● Die Steuerfinanzierungsquote weist den An­
teil der durch Steuereinnahmen gedeckten Ge­
samtausgaben des Bundeshaushalts aus. Dieser 
Anteil beträgt im Soll des Jahres 2023 rund 
75,2 Prozent. Es wird erwartet, dass die Steuer­
einnahmen im Jahr 2023 deutlich zunehmen, 
während die Ausgaben leicht sinken. Die 

Steuerfinanzierungsquote 2023 ist in der Folge 
höher als in den Jahren 2020 bis 2022, aber be­
findet sich noch etwa 20 Prozentpunkte unter 
dem Vorkrisenniveau von 2019.

Politische Schwerpunkte im 
Bundeshaushalt 2023

Bekämpfung der Folgen des 
russischen Angriffskriegs und 
Investitionen in die digitale und 
energetische Transformation

Im Bundeshaushalt  2023 und im WSF-Energie 
sind finanzielle Auswirkungen von Maßnahmen 
zur Abmilderung der mit dem völkerrechtswidri­
gen Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine ver­
bundenen humanitären, gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Belastungen abgebildet. Genannt 
seien insbesondere folgende Maßnahmen:

	● Für energieintensive Unternehmen sind im 
Rahmen des Kostendämpfungsprogramms Un­
terstützungszahlungen im Umfang von 1 Mrd. 
Euro veranschlagt.

	● Zur Sicherung der Energieversorgung sind um­
fangreiche Mittel veranschlagt. Für Investi­
tionen sowie Ausgaben für den Betrieb von 
Schwimmenden Speicher- und Regasifizie­
rungseinheiten (FSRU) sind Mittel in Höhe von 
rund 0,7 Mrd. Euro vorgesehen.

	● Studentinnen und Studenten erhalten eine 
einmalige Energiepreispauschale in Höhe 
von 200 Euro. Dafür sind im Bundeshaushalt 
0,7 Mrd. Euro vorgesehen.

	● Entlastungs- und Stützungsmaßnahmen 
werden in erheblichem Maße über den WSF-
Energie finanziert, für den im Jahr 2023 Aus­
gaben in Höhe von rund 121,2 Mrd. Euro 
veranschlagt worden sind. So umfasst der Wirt­
schaftsplan insbesondere Kosten für die Finan­
zierung der Gaspreisbremse (40,3 Mrd. Euro), 
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für Liquidität und Zuschüsse für die Strom­
preisbremse (43,0 Mrd. Euro), Kosten für Här­
tefallregelungen (rund 9,8 Mrd. Euro), z. B. 
für kleine und mittlere Unternehmen, Kran­
kenhäuser und Kultur, sowie Ausgaben 
für den Erwerb von Bundesbeteiligungen 
(15,2 Mrd. Euro). Hinzu kommen Zinsausgaben 
in Höhe von 4,4 Mrd. Euro.

Mit der Wohngeldreform und dem Bürgergeld wer­
den seit dem 1. Januar 2023 ausgabenseitige Maß­
nahmen des Entlastungspakets III mit dauerhaften 
Entlastungen von Familien und Haushalten um­
gesetzt (s.  a. Abschnitt „Soziale Sicherung, Familie 
und Jugend, Arbeitsmarktpolitik“). Beim Wohngeld 
wurde dabei insbesondere in Reaktion auf in den 
Jahren 2021 und 2022 stark gestiegene Heizkosten 
dauerhaft eine Heizkostenkomponente eingeführt. 
Mit dem Bürgergeld sollen Menschen auch in Kri­
senzeiten verlässlich abgesichert werden. Des Wei­
teren sollen u.  a. positive Beschäftigungseffekte, 
insbesondere durch Stärkung der Qualifizierungs­
möglichkeiten, erzielt werden.

Für investive Ausgaben sind im Bundeshaus­
halt 2023 Mittel in Höhe von rund 71,5 Mrd. Euro 
vorgesehen. Bereinigt um haushaltsrechtlich in­
vestiv zu buchende Sondereffekte in Höhe von 
17,3 Mrd. Euro (Darlehen für den Aufbau eines Ka­
pitalstocks zur Stabilisierung der Beitragssätze der 
gesetzlichen Rentenversicherung: 10  Mrd.  Euro, 
Darlehen an den Resilience and Sustainability Trust 
des Internationalen Währungsfonds: 6,3 Mrd. Euro 
und überjähriges Darlehen an den Gesundheits­
fonds: 1,0 Mrd. Euro) belaufen sich die Investitions­
ausgaben auf rund 54,2 Mrd. Euro und überschrei­
ten das Vorjahresniveau um rund 17,2 Prozent. Das 
Vorkrisenniveau des Jahres  2019 (38,1  Mrd.  Euro) 
wird damit um rund 16,1  Mrd.  Euro beziehungs­
weise 42,3 Prozent überschritten.

Die Investitionsausgaben umfassen insbesondere 
folgende Maßnahmen:

	● Die „klassischen“ Verkehrsinvestitionen 
machen mit rund 18,9 Mrd. Euro den 
höchsten Anteil an den Investitionen des 

Bundeshaushalts aus. Dabei ist vorgesehen, 
mehr in den Schienenverkehr als in die Straße 
zu investieren.

	● Für investive Zuweisungen und Finanz­
hilfen an Länder sind Mittel in Höhe von rund 
6,3 Mrd. Euro veranschlagt. Das sind rund 
2,2 Mrd. Euro mehr, als im vergangenen Jahr 
an die Länder ausgezahlt worden sind. Hinzu 
kommen zusätzliche investive Zuweisungen 
an die Länder, vor allem aus den Sonderver­
mögen „Kommunalinvestitionsförderungs­
fonds“, „Aufbauhilfe“, „Digitale Infrastruktur“ 
und „Aufbauhilfe 2021“ (s. a. Abschnitt Unter­
stützung der Länder und Kommunen).

	● Außerdem sind im KTF Ausgaben für Investi­
tionen in Höhe von rund 27,1 Mrd. Euro vor­
gesehen. Zusammen mit den nicht investiven 
Ausgaben belaufen sich die Programmaus­
gaben des KTF im Jahr 2023 insgesamt auf 
rund 36,0 Mrd. Euro. Der KTF ist weiterhin das 
zentrale Instrument der Bundesregierung zur 
Finanzierung von Maßnahmen zum Klima­
schutz und zur Erreichung der Klimaneutra­
lität der Volkswirtschaft.

	● Wie im KTF sind auch im Bundeshaushalt Aus­
gaben enthalten, die nicht im haushalterischen 
Sinn als Investitionen veranschlagt sind, aber 
investive Wirkungen entfalten. Dies betrifft 
z. B. Ausgaben in den Bereichen Bildung, Wis­
senschaft und Forschung. Ein besonderer Aus­
gabenschwerpunkt neben den Bereichen Um­
weltschutz und Digitalisierung ist dabei auch 
die Förderung von Projekten im Bereich der 
Mikroelektronik. Hierfür sind im Jahr 2023 
rund 2,7 Mrd. Euro veranschlagt.

Die Maßnahmen zur Bekämpfung und zur Abmil­
derung negativer Folgen der COVID-19-Pandemie 
sind zum Teil im Bundeshaushalt  2023 ausgelau­
fen. Es werden nur noch in begrenztem Maße Mit­
tel für diesen Zweck bereitgestellt:

	● Zahlungen für Corona-Unternehmenshilfen 
sind mit rund 1,0 Mrd. Euro veranschlagt.
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	● Im Bereich des Gesundheitswesens sind für 
Leistungen des Bundes an den Gesundheits­
fonds für durch die SARS-CoV-2-Pandemie 
verursachte Belastungen rund 1,2 Mrd. Euro 
veranschlagt. Darin enthalten sind vor allem 
Zuschüsse für Impfen und Testen auf der 
Grundlage der Coronavirus-Testverordnung 
und der Coronavirus-Impfverordnung.

	● Der Gesundheitsfonds erhält einmalig einen 
ergänzenden Bundeszuschuss in Höhe von 
2,0 Mrd. Euro.

	● Für Einnahmeausfälle von Krankenhäusern 
aufgrund der Freihaltung von Bettenkapazi­
täten für COVID-19-Patientinnen und -Pati­
enten sind Ausgleichszahlungen nach § 21 des 
Krankenhausfinanzierungsgesetzes in Höhe 
von 50 Mio. Euro vorgesehen.

	● Im Bundeshaushalt 2023 sind Zuschüsse zur 
zentralen Beschaffung von Impfstoffen gegen 
SARS-CoV-2 in Höhe von rund 3,0 Mrd. Euro 
eingeplant. Für Zuschüsse zur Bekämpfung 
des Ausbruchs des Coronavirus sind rund 
0,2 Mrd. Euro veranschlagt.

	● Darüber hinaus ist eine globale Mehrausgabe 
für Kosten im Zusammenhang mit der Be­
wältigung der COVID-19-Pandemie und der 
Ukraine-Krise in Höhe von 2,0 Mrd. Euro vor­
gesehen.

Unterstützung der Länder und 
Kommunen

Der Bund hat Länder und Kommunen in den ver­
gangenen Jahren umfassend unterstützt und setzt 
dies im Jahr 2023 u. a. mit folgenden Maßnahmen 
fort.

Krisenbedingte Entlastungen

Kommunen und ihre Unternehmen dürften im 
Jahr  2023 unmittelbar von den umfangreichen 
Maßnahmen profitieren, die mit dem wirtschaftli­
chen Abwehrschirm in einem Umfang von bis zu 

200  Mrd.  Euro beschlossen worden sind. Hierzu 
gehören insbesondere die Preisbremsen für Gas, 
Wärme und Strom. Im Rahmen des Abwehrschirms 
haben Bund und Länder sich außerdem darauf ge­
einigt, dass Stadtwerken bei Liquiditätsbedarfen 
über die eingerichteten Systeme von der Kreditan­
stalt für Wiederaufbau, anderen Förderbanken 
oder vergleichbaren Einrichtungen mit geeigneten 
Instrumenten Hilfen geleistet werden können. Zu­
dem werden aus den Mitteln des WSF-Energie auch 
Härtefallhilfen u. a. für Krankenhäuser und Pflege­
einrichtungen, soziale Dienstleister, Bildungs- und 
Forschungseinrichtungen sowie gezielte Hilfen für 
Kultureinrichtungen finanziert.

Entlastungen im Sozialbereich

Die Beteiligung des Bundes an den Kosten der Un­
terkunft (KdU) wurde in den vergangenen Jahren 
immer weiter erhöht, um die Kommunen finanzi­
ell zu entlasten, sodass sich der Bund nun mit bis zu 
74  Prozent an den Gesamtausgaben beteiligt. Ins­
gesamt beträgt die Bundesbeteiligung an den KdU 
im Jahr 2023 10,4 Mrd. Euro. Die Kommunen wer­
den im Sozialbereich des Weiteren durch die seit 
dem Jahr  2014 geltende vollständige Übernahme 
der Ausgaben für die Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung entlastet, im Jahr 2023 um 
rund 9,1 Mrd. Euro. Zudem beteiligt sich der Bund 
an den Kosten aus den Zusatzversorgungssystemen 
der DDR (Anspruchs- und Anwartschaftsüberfüh­
rungsgesetz): Im Jahr  2023 beträgt die Entlastung 
der neuen Länder rund 1,9 Mrd. Euro.

Gemäß Beschluss des Bundeskanzlers Olaf Scholz 
mit den Regierungschefinnen und -chefs der Län­
der vom 2. November 2022 stellt der Bund den Län­
dern im Jahr  2023 für ihre Ausgaben für die Ge­
flüchteten aus der Ukraine pauschal 1,5 Mrd. Euro 
und für Geflüchtete, die aus anderen Staaten nach 
Deutschland kommen, pauschal 1,25 Mrd. Euro zur 
Verfügung. Damit wurden die bisherigen Pauscha­
len insbesondere für minderjährige unbegleitete 
Flüchtlinge abgelöst. Insgesamt werden Länder 
und Kommunen im Bereich Flucht und Migration 
im Rahmen der vertikalen Umsatzsteuerverteilung 
um 2,75 Mrd. Euro im Jahr 2023 entlastet.

31



Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Februar 2023Sollbericht 2023: Ausgaben und Einnahmen des Bundeshaushalts

Unterstützung im Bereich Bildung, 
Betreuung und Forschung

Ein weiterer Schwerpunkt der Unterstützungsleis­
tungen des Bundes liegt im Bereich Bildung und 
Betreuung. Dafür wurden in den vergangenen Jah­
ren u.  a. Sondervermögen zur Förderung der In­
vestitionstätigkeit der Länder und ihrer Kommu­
nen gegründet und mit massiven Zuweisungen 
aus dem Bundeshaushalt finanziell ausgestattet. 
Diese Mittel können auch im Jahr 2023 abgerufen 
werden.

So stellt der Bund etwa zur Finanzierung der Ein­
richtungen von zusätzlichen Betreuungsplätzen 
für Kinder bis zum Schuleintritt seit dem Jahr 2007 
über das Sondervermögen „Kinderbetreuungsaus­
bau“ Finanzhilfen zur Verfügung. Im Hinblick auf 
die zusätzlichen Betriebskosten, die mit diesen Be­
treuungsplätzen einhergehen, erhalten die Länder 
jährlich 845  Mio.  Euro im Rahmen der vertikalen 
Umsatzsteuerverteilung. Durch das KiTa-Quali­
tätsgesetz erhalten die Länder in den Jahren  2023 
und  2024 zudem weitere knapp 4  Mrd.  Euro im 
Rahmen der vertikalen Umsatzsteuerverteilung. 
Damit soll ihren finanziellen Mehrbelastungen aus 
der Förderung von Qualität und Teilhabe in der 
Kindertagesbetreuung Rechnung getragen werden.

Für den Infrastrukturausbau der Ganztagsbe­
treuung für Kinder im Grundschulalter stellt der 
Bund den Ländern über das im Jahr  2020 einge­
richtete Sondervermögen „Ausbau ganztägiger 
Bildungs- und Betreuungsangebote für Kinder 
im Grundschulalter“ Finanzhilfen von insgesamt 
3,5 Mrd. Euro zur Verfügung. Zur Förderung der In­
vestitionen der Länder und Kommunen in die di­
gitale Schulinfrastruktur stehen im Rahmen des 
DigitalPakts Schule insgesamt 6,5  Mrd.  Euro an 
Finanzhilfen über das im Jahr  2019 eingerichtete 
Sondervermögen „Digitale Infrastruktur“ bereit.

Im Hochschulbereich unterstützt der Bund die 
Länder ebenfalls umfangreich. Bedeutsame finan­
zielle Leistungen sind u.  a. die vollständige Über­
nahme der Kosten des BAföG seit dem Jahr  2015 

durch den Bund (2023: rund 2,7  Mrd.  Euro) so­
wie die Mittel für die Exzellenzstrategie, den „Zu­
kunftsvertrag Studium und Lehre stärken“ und den 
Hochschulpakt (Säule Forschung) (2023: insgesamt 
rund 2,8 Mrd. Euro).

Entlastungen im Investitions-, Verkehrs- und 
Gesundheitsbereich

Im Verkehrsbereich erhalten die Länder im 
Jahr  2023 Regionalisierungsmittel für den öffent­
lichen Personennahverkehr (ÖPNV) in Höhe von 
rund 10,9 Mrd. Euro. Darüber hinaus stellt der Bund 
den Ländern für ein bundesweit gültiges Nahver­
kehrsticket 1,5 Mrd. Euro jeweils für die Jahre 2023 
bis 2025 zusätzlich zur Verfügung. Die Länder be­
teiligen sich in gleicher Höhe. Zudem unterstützt 
der Bund die Länder und Kommunen bei Investi­
tionen zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 
der Gemeinden in Bezug auf den schienengebun­
denen ÖPNV mit Finanzhilfen nach dem Gemein­
deverkehrsfinanzierungsgesetz (2021 bis 2024: 
1 Mrd. Euro p. a., 2025: 2 Mrd. Euro, danach Dyna­
misierung in Höhe von +1,8 Prozent).

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgaben wirkt der 
Bund bei der Erfüllung von Aufgaben der Länder 
mit und stellt in diesem Rahmen Mittel bereit zur 
Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur 
(2023: rund 660  Mio.  Euro, davon 12,5  Mio.  Euro 
für ein Sonderprogramm) sowie zur Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes (2023: 
1,1 Mrd. Euro).

Auch im Bereich des sozialen Wohnungsbaus setzt 
der Bund seine finanzielle Unterstützungsleistung 
fort. Im Jahr 2023 sind Bundesfinanzhilfen in Höhe 
von 2,5  Mrd.  Euro vorgesehen (Programmmittel). 
Zudem gewährt der Bund den Ländern Finanzhil­
fen zur Förderung städtebaulicher Maßnahmen 
(2023: 790  Mio.  Euro). Darüber hinaus unterstützt 
der Bund die Kommunen gezielt bei Investitio­
nen, z. B. bei der Sanierung kommunaler Einrich­
tungen für Sport, Jugend und Kultur (2023: rund 
260 Mio. Euro) oder bei Investitionen in Sportstät­
ten (2023: 60,5 Mio. Euro).
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Um das Gesundheitswesen zu stärken und den 
Schutz vor Pandemien zu verbessern, stellt der 
Bund den Ländern und Kommunen in den Jah­
ren  2021 bis  2026 insgesamt 4  Mrd.  Euro für eine 
bessere Personalausstattung, Digitalisierung und 
Modernisierung der Strukturen des öffentli­
chen Gesundheitsdiensts zur Verfügung. Für das 
Jahr  2023 sind hierfür Mittel in Höhe von rund 
720 Mio. Euro vorgesehen, davon 500 Mio. Euro im 
Rahmen der vertikalen Umsatzsteuerverteilung.

Zur Förderung von Investitionen finanzschwa­
cher Kommunen stellt der Bund zudem bereits 
seit dem Jahr 2015 Ländern und Kommunen über 
den Kommunalinvestitionsförderungsfonds – ver­
teilt auf die zwei Förderprogramme „Infrastruktur­
programm“ und „Schulsanierungsprogramm“ – Fi­
nanzhilfen in Höhe von insgesamt 7 Mrd. Euro zur 
Verfügung. Weil die Folgewirkungen von Pandemie 
und Flut die Umsetzung von kommunalen Inves­
titionsprojekten verzögert haben, sind die Förder­
zeiträume für beide Programme im Jahr  2021 je­
weils um zwei Jahre verlängert worden, sodass auch 
im Jahr 2023 die Investitionsförderung bei beiden 
Programmen fortbesteht.

Zur weiteren Verbesserung der kommunalen Fi­
nanzlage unterstützt der Bund die Kommunen be­
reits seit dem Jahr 2018 mit 5 Mrd. Euro pro Jahr. 
Die Finanzmittel werden sowohl durch eine Erhö­
hung des Länder- und Gemeindeanteils an der Um­
satzsteuer zulasten des Bundes als auch über die 
Bundesbeteiligung an den KdU (Entlastung ist in 
der o. g. Gesamtsumme der Bundesbeteiligung an 
den KdU enthalten) gewährt.

Steuerliche Maßnahmen

Der Fokus der Steuerpolitik liegt auf der Bewälti­
gung der großen Herausforderungen dieser Zeit. 
Hierzu zählt insbesondere die notwendige Trans­
formation der deutschen Wirtschaft vor dem Hin­
tergrund des russischen Überfalls auf die Ukraine. 
Kurzfristig ist vieles geschehen: Um die gestiege­
nen Energiekosten für die Bürgerinnen und Bür­
ger sowie Unternehmen abzumildern, hat die 

Bundesregierung eine Vielzahl steuerlicher Maß­
nahmen zur Entlastung und Unterstützung auf den 
Weg gebracht. Mit dem Inflationsausgleichsgesetz 
und dem Jahressteuergesetz 2022 führt die Bundes­
regierung ihren Kurs fort und stärkt den Zusam­
menhalt der Gesellschaft.

Darüber hinaus gilt es, Wohlstand zu sichern so­
wie Produktivität und die internationale Wettbe­
werbsfähigkeit zu stärken. Besonders in wirtschaft­
lich schweren Zeiten braucht es Anreize für private 
Investitionen in die Zukunft unseres Landes. Die 
Bundesregierung setzt dazu gezielte steuerliche 
Anreize. Darüber hinaus ist es das erklärte Ziel der 
Bundesregierung, das Steuersystem möglichst ein­
fach und transparent zu gestalten.

Die nachfolgend aufgeführten steuerlichen Maß­
nahmen werden im Bundeshaushalt  2023 umge­
setzt und führen im Haushaltsjahr  2023 sowie in 
den Folgejahren zu Steuermindereinnahmen.

Jahressteuergesetz 2022

Mit dem Jahressteuergesetz 2022 wurde u. a. fach­
lich notwendiger Gesetzgebungsbedarf in verschie­
denen Bereichen des deutschen Steuerrechts um­
gesetzt. Notwendig waren auch Anpassungen an 
EU-Recht und Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs sowie Reaktionen auf die Rechtspre­
chung des Bundesverfassungsgerichts und des 
Bundesfinanzhofs. Darüber hinaus bestand redak­
tioneller und technischer Regelungsbedarf.

Allerdings sind ebenfalls Maßnahmen zur weite­
ren Digitalisierung, zur Verfahrensvereinfachung, 
zur Stärkung der Rechtssicherheit und der Steu­
ergerechtigkeit enthalten. Das Jahressteuergesetz 
trägt daher auch die klare Handschrift der Bun­
desregierung, indem Bürgerinnen und Bürger von 
Bürokratiekosten entlastet, Anreize für eine eigen­
verantwortliche Absicherung gestärkt und mehr 
Raum für Investitionen geschaffen werden. So 
wurden u.  a. steuerliche und bürokratische Hür­
den bei der Installation und dem Betrieb bestimm­
ter Photovoltaikanlagen abgebaut, indem eine Er­
tragsteuerbefreiung und ein Nullsteuersatz für die 
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Lieferung und Installation von Photovoltaikanla­
gen bei der Umsatzsteuer eingeführt wurden. Zu­
sätzlich wurde dahingehend die Beratungsbefugnis 
von Lohnsteuerhilfevereinen erweitert.

Darüber hinaus wurde die Rechtsgrundlage für die 
Speicherung einer Kontoverbindung in der Daten­
bank für die steuerliche Identifikationsnummer 
geschaffen. Diese Daten können dann für den Auf­
bau eines direkten Auszahlungswegs für öffentliche 
Leistungen unter Nutzung der steuerlichen Iden­
tifikationsnummer genutzt werden. Außerdem 
wurden im Jahressteuergesetz der Abzug von Auf­
wendungen für die betriebliche oder berufliche Tä­
tigkeit in der häuslichen Wohnung modernisiert 
und der lineare Satz der Absetzung für Abnutzung 
für die Abschreibung von Wohngebäuden, die nach 
dem 31.  Dezember  2022 fertiggestellt werden, auf 
3 Prozent erhöht. Zudem wurden der bisher für das 
Jahr  2025 vorgesehene vollständige Sonderausga­
benabzug für Altersvorsorgeaufwendungen auf das 
Jahr 2023 vorgezogen und der Sparer-Pauschbetrag 
sowie der sogenannte Ausbildungsfreibetrag ange­
hoben. Zusätzlich wurden Verfahrensverbesserun­
gen bei der Riester-Förderung umgesetzt.

Die finanziellen Auswirkungen belaufen sich 
für den Bund für das Kassenjahr  2023 auf rund 
1,36 Mrd. Euro.

Gesetz zum Ausgleich der Inflation durch ei­
nen fairen Einkommensteuertarif sowie zur 
Anpassung weiterer steuerlicher Regelungen 
(Inflationsausgleichsgesetz)

Mit dem Inflationsausgleichsgesetz vom 8.  De­
zember  2022 werden die Belastungen durch die 
Inflation für rund 48  Millionen Bürgerinnen und 
Bürger reduziert, indem der Effekt der kalten Pro­
gression im Verlauf des Einkommensteuertarifs 
ausgeglichen wird. Der Ausgleich der kalten Pro­
gression ist Teil des Entlastungspakets III. Er stellt 
im Hinblick auf die derzeitigen Preissteigerungen 
ein wirksames und faires Instrument zur zeitnahen 
finanziellen Entlastung der Bürgerinnen und Bür­
ger dar. So kommen Lohnsteigerungen und Ent­
lastungen trotz steigender Inflation tatsächlich 

bei den Bürgerinnen und Bürgern an und werden 
nicht durch eine rein progressionsbedingt höhere 
Einkommensteuer gemindert. Zudem wird durch 
die verfassungsrechtlich notwendige Anhebung 
des Grundfreibetrags und des Kinderfreibetrags 
die steuerliche Freistellung des Existenzminimums 
gewährleistet.

Darüber hinaus werden zum 1. Januar 2023 Fami­
lien mit Kindern durch eine Anhebung des Kinder­
gelds für alle Kinder auf einheitlich 250  Euro pro 
Monat zusätzlich finanziell entlastet. Zur Vermei­
dung zusätzlicher Belastungen der Einkommen­
steuerpflichtigen beinhaltet das Gesetz auch die An­
hebung der Freigrenze beim Solidaritätszuschlag.

Die finanziellen Auswirkungen belaufen sich 
für den Bund für das Kassenjahr  2023 auf rund 
8,13 Mrd. Euro.

Finanzlage der 
Sozialversicherungen

Nach drei Jahren mit teils extrem hohen Defizi­
ten, die die Rücklage der Bundesagentur für Arbeit 
(BA) von 25,8  Mrd.  Euro vollständig aufgebraucht 
und Unterstützungen von knapp 24,2  Mrd.  Euro 
aus dem Bundeshaushalt nötig gemacht haben, 
beläuft sich der voraussichtliche Finanzierungs­
saldo für das Jahr  2023 auf rund +1,7  Mrd.  Euro. 
Auch nach Rückzahlung des Bundesdarlehens aus 
dem Jahr  2022 (rund 0,4  Mrd.  Euro) kann die  BA 
wieder damit anfangen, eine allgemeine Rücklage 
zur Risikovorsorge aufzubauen. Das voraussicht­
liche Einnahmeplus im Jahr  2023 ergibt sich vor 
allem aus dem erwarteten weiteren Anstieg der 
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung, stei­
genden Löhnen sowie der Rückkehr zum gesetzli­
chen Beitragssatz von 2,6 Prozent. Ein Anstieg der 
Gesamtausgaben ist dementgegen wegen höherer 
Ausgaben für Arbeitslosengeld und allgemeinen 
Preissteigerungen zu erwarten.

In ihrem Rentenversicherungsbericht  2022 stellt 
die Bundesregierung fest, dass im Jahr  2022 
die Beitragseinnahmen der allgemeinen 
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Rentenversicherung bis zum September gegen­
über dem entsprechenden Vorjahreszeitraum um 
4,9 Prozent gestiegen sind. Auch für das Jahr 2023 
geht der Rentenversicherungsbericht von einem 
Zuwachs der Beitragseinnahmen gegenüber dem 
Vorjahr von rund 4,9  Prozent aus. Trotz der an­
haltend positiven Entwicklung der Beitragsein­
nahmen wird erwartet, dass die für das Jahres­
ende  2022 geschätzte Nachhaltigkeitsrücklage 
von rund 41,7  Mrd.  Euro zum Jahresende  2023 
auf 40,9  Mrd.  Euro sinken wird. Dies entspricht 
1,66 Monatsausgaben. Die Nachhaltigkeitsrücklage 
dient dazu, Defizite und Einnahmeschwankungen 
unterjährig auszugleichen, um kurzfristige Bei­
tragssatzänderungen zu vermeiden. Damit beträgt 
der Beitragssatz zur allgemeinen Rentenversiche­
rung im Jahr  2023 weiterhin 18,6  Prozent. Insge­
samt fließen im Jahr 2023 rund 111,9 Mrd. Euro aus 
dem Bundeshaushalt aus Steuermitteln als Leis­
tungen an die Rentenversicherung.

Mit dem Gesetz zur Modernisierung der Gesetz­
lichen Krankenversicherung (GKV) wurde im 
Jahr  2004 ein steuerfinanzierter Bundeszuschuss 
zum Gesundheitsfonds zur pauschalen Abgeltung 
versicherungsfremder Leistungen in der GKV ein­
geführt. Im Jahr 2023 beträgt der Bundeszuschuss 
erneut 14,5 Mrd. Euro. Er wurde ab dem Jahr 2017 
auf diesen jährlichen Betrag festgeschrieben.

Ohne zusätzliche Maßnahmen würde der durch­
schnittliche Zusatzbeitragssatz in der GKV von 
1,3 Prozent im Jahr 2022 in diesem Jahr erheblich 
steigen und anschließend aufgrund der Lücke zwi­
schen Einnahmen und Ausgaben jedes Jahr weiter 
zunehmen. Daher werden der Anstieg der Zusatz­
beitragssätze ab dem Jahr 2023 (durchschnittlicher 
Zusatzbeitragssatz  2023: 1,6  Prozent) und damit 
verbundene finanzielle Belastungen der Beitrags­
zahlerinnen und Beitragszahler mit einem Maß­
nahmenpaket begrenzt. Mit dem GKV-Finanzsta­
bilisierungsgesetz werden dazu die Belastungen 
auf die Schultern der Steuerzahlerinnen und Steu­
erzahler, der Krankenkassen, der Leistungserbrin­
gerseite und der Beitragszahlerinnen und Bei­
tragszahler verteilt. Der Bund leistet im Jahr  2023 
hierzu einen ergänzenden Zuschuss an den 

Gesundheitsfonds in Höhe von 2 Mrd. Euro sowie 
ein Darlehen in Höhe von 1 Mrd. Euro.

Gemäß Berechnungen des GKV-Schätzerkrei­
ses dürften wie bereits in den Vorjahren auch im 
Jahr  2023 die Ausgaben der GKV erneut stärker 
steigen als die beitragspflichtigen Einnahmen der 
Krankenkassenmitglieder: So rechnet das Gre­
mium für  2023 mit einem Ausgabenwachstum 
von 4,6 Prozent (2022: +5,4 Prozent; 2021: +5,6 Pro­
zent), dem ein Anstieg der beitragspflichtigen Ein­
nahmen von 4,4 Prozent (2022: +4,0 Prozent; 2021: 
+3,4 Prozent) gegenübersteht.

Die soziale Pflegeversicherung (SPV) verfügte zum 
Ende des Jahres 2022 insgesamt über einen Mittel­
bestand in Höhe von rund 5,7 Mrd. Euro, dies ent­
sprach 1,0  Monatsausgaben. Der Beitragssatz zur 
SPV liegt seit dem 1. Januar 2019 bei 3,05 Prozent. 
Für Kinderlose beträgt er seit dem 1.  Januar  2022 
3,4 Prozent. Auch die SPV war in den Jahren 2020 
bis  2022 durch die Corona-Pandemie erheblichen 
einnahme- und ausgabenseitigen Belastungen 
ausgesetzt. Daher hat die SPV im Jahr  2022 basie­
rend auf § 153 SGB XI insgesamt einen Bundeszu­
schuss von 2,2 Mrd. Euro erhalten und ihr wurde 
für 2022 ein Darlehen über 1 Mrd. Euro gewährt. 
Aufgrund der Finanzsituation der SPV wurde das 
Darlehen nach § 12 Abs. 4a Haushaltsgesetz 2022 
bis Ende 2023 zinslos gestundet. Seit dem Bundes­
haushalt 2022 sind zudem jährlich 1 Mrd. Euro für 
die pauschale Beteiligung des Bundes an den Auf­
wendungen der SPV vorgesehen.

Darstellung der 
Ausgabenstruktur des Bundes 
nach Aufgabenbereichen

In § 14 der Bundeshaushaltsordnung ist festgelegt, 
dass dem Haushaltsplan als Anlage eine Funktio­
nenübersicht für Einnahmen und Ausgaben bei­
zufügen ist. Die Zuordnung richtet sich nach dem 
Funktionenplan. Als Teil der Haushaltssystematik 
des Bundes enthält der Funktionenplan die Gliede­
rungsmerkmale für eine systematische Darstellung 
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nach einzelnen Aufgabenbereichen. Ermöglicht 
wird so eine Auskunft über die Erfüllung der öf­
fentlichen Aufgaben, unabhängig von der institu­
tionellen (nach Einzelplänen orientierten) Darstel­
lungsweise im Bundeshaushalt. Abweichungen der 
Zahlen gegenüber anderen Berichten mit ande­
rer Zuordnung beziehungsweise anderer Berech­
nungsmethode sind daher möglich.

Tabelle 3 zeigt auszugsweise die Ausgaben des Bun­
des nach Aufgabenbereichen und deren Anteil an 
den Gesamtausgaben. Die Nummerierung und 
Darstellung entspricht der Systematik des Funkti­
onenplans und ist daher nicht mit der Darstellung 
der Ausgaben nach Einzelplänen vergleichbar. Der 
vollständige Bundeshaushalt 2023 ist im Internet­
angebot des BMF verfügbar.2

2  https://www.bundeshaushalt.de/DE/Home/home.html

Ausgaben des Bundes nach Aufgabenbereichen Tabelle 3

Aufgabenbereich
Soll 2023  

in Mio. Euro
Anteil in Prozent 

der Ausgaben

Ausgaben zusammen1 476.291 100,0 

0. Allgemeine Dienste 108.723 22,8 

Politische Führung und zentrale Verwaltung 22.471 4,7 

Politische Führung 7.790 1,6 

Versorgung einschließlich Beihilfen 11.671 2,5 

Auswärtige Angelegenheiten 19.295 4,1 

Beiträge an Internationale Organisationen 1.016 0,2 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 12.005 2,5 

Auslandsschulwesen und kulturelle Angelegenheiten im Ausland 1.003 0,2 

Sonstige auswärtige Angelegenheiten 4.355 0,9 

Verteidigung 52.027 10,9 

Öffentliche Sicherheit und Ordnung 7.430 1,6 

Polizei 5.418 1,1 

Finanzverwaltung 6.766 1,4 

1. Bildungswesen, Wissenschaft, Forschung, kulturelle Angelegenheiten 33.483 7,0 

Hochschulen 5.080 1,1 

Förderung für Schüler, Studierende, Weiterbildungsteilnehmende 5.646 1,2 

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung außerhalb der Hochschulen 20.273 4,3 

Gemeinsame Forschungsförderung von Bund und Ländern 6.709 1,4 

Zentren der Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft 3.835 0,8 

Max-Planck-Gesellschaft 1.232 0,3 

Fraunhofer-Gesellschaft 944 0,2 

Forschung und experimentelle Entwicklung 12.764 2,7 
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Aufgabenbereich
Soll 2023  

in Mio. Euro
Anteil in Prozent 

der Ausgaben

2. Soziale Sicherung, Familie und Jugend, Arbeitsmarktpolitik 214.183 45,0 

Sozialversicherungen einschließlich Arbeitslosenversicherung 136.461 28,7 

Leistungen an die allgemeine Rentenversicherung (ohne knappschaftliche 
Rentenversicherung)

103.082 21,6 

Knappschaftliche Rentenversicherung 5.228 1,1 

Krankenversicherung 18.975 4,0 

Alterssicherung der Landwirte 2.469 0,5 

Sonstige Sozialversicherungen 6.435 1,4 

Familienhilfe, Wohlfahrtspflege 14.984 3,1 

Elterngeld, Erziehungsgeld und Mutterschutz 8.284 1,7 

Soziale Leistungen für Folgen von Krieg und politischen Ereignissen 2.262 0,5 

Arbeitsmarktpolitik 44.351 9,3 

Bürgergeld nach dem SGB II 23.760 5,0 

Leistungen für Unterkunft und Heizung nach dem SGB II 10.400 2,2 

Aktive Arbeitsmarktpolitik 4.941 1,0 

Sonstige Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II 5.250 1,1 

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem SGB XII 9.050 1,9 

Sonstige soziale Angelegenheiten 4.116 0,9 

3. Gesundheit, Umwelt, Sport und Erholung 9.437 2,0 

4. Wohnungswesen, Städtebau, Raumordnung und kommunale Gemeinschaftsdienste 3.909 0,8 

5. Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 2.134 0,4 

6. Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, Dienstleistungen 20.979 4,4 

Energie- und Wasserversorgung, Entsorgung 2.272 0,5 

Sonstiges im Bereich Gewerbe und Dienstleistungen 5.954 1,3 

Geld- und Versicherungswesen 6.899 1,4 

Regionale Fördermaßnahmen 3.364 0,7 

7. Verkehrs- und Nachrichtenwesen 28.008 5,9 

Straßen und Kompensationszahlungen an die Länder 9.459 2,0 

Bundesautobahnen 5.623 1,2 

Bundesstraßen 3.647 0,8 

Wasserstraßen und Häfen, Förderung der Schifffahrt 1.797 0,4 

Eisenbahnen und öffentlicher Personennahverkehr 10.875 2,3 

Luftfahrt, Nachrichtenwesen, Sonstiges Verkehrswesen 4.331 0,9 

8. Finanzwirtschaft 55.435 11,6 

Grund- und Kapitalvermögen, Sondervermögen 16.925 3,6 

Zinsausgaben und Ausgaben im Zusammenhang mit der Schuldenaufnahme 39.864 8,4 

Globalposten -2.572 -0,5 

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

noch: Ausgaben des Bundes nach Aufgabenbereichen noch Tabelle 3
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Im Folgenden werden einige ausgewählte Aufga­
benbereiche dargestellt.

Soziale Sicherung, Familie und 
Jugend, Arbeitsmarktpolitik

Die Ausgaben für Soziale Sicherung, Familie und 
Jugend, Arbeitsmarktpolitik stellen den mit Ab­
stand größten Ausgabenblock des Bundeshaus­
halts dar. Die Sozialleistungsquote – der Anteil der 
Sozialausgaben an den Gesamtausgaben des Bun­
deshaushalts  – beträgt 45,0  Prozent. Sie ist ge­
genüber dem Ist des Jahres 2022 im Soll 2023 um 
knapp 8  Prozentpunkte niedriger. Ursache hier­
für sind insbesondere auslaufende Corona-Maß­
nahmen, die zum Teil als Soziale Leistungen er­
fasst worden sind. Der Bundeshaushalt 2023 sieht 
im Bereich Soziale Sicherung, Familie und Jugend, 
Arbeitsmarktpolitik Ausgaben in Höhe von rund 
214,2  Mrd.  Euro vor. Die Ausgaben in diesem Be­
reich sind um rund 15,6 Prozent beziehungsweise 
rund 39,5  Mrd.  Euro niedriger als im Ist des Jah­
res 2022. Dies ist auf geringere Ausgaben für Sons­
tige soziale Angelegenheiten insbesondere durch 
Reduzierung beziehungsweise Wegfall von Ausga­
ben im Zusammenhang mit der COVID-19-Pande­
mie zurückzuführen.

Die Ausgaben für Sonstige soziale Angelegenheiten 
betragen im Soll 2023 rund 4,1 Mrd. Euro. Das sind 
rund 44,7 Mrd. Euro beziehungsweise 91,6 Prozent 
weniger, als im Jahr 2022 dafür verausgabt worden 
sind. Die Ausgaben für Sonstige soziale Angelegen­
heiten machten im Jahr  2022 vor allem aufgrund 
der pandemiebedingten Ausgaben etwa ein Fünf­
tel der Ausgaben der Position Soziale Sicherung, 
Familie und Jugend, Arbeitsmarktpolitik aus. Im 
Bundeshaushalt  2023 beträgt der Anteil nur noch 
rund 2,0  Prozent. Darin enthalten sind Leistun­
gen an den Gesundheitsfonds für durch die SARS-
CoV-2-Pandemie verursachte Belastungen in Höhe 
von 1,2 Mrd. Euro, die damit gegenüber dem Ist des 
Vorjahres um rund 30,0 Mrd. Euro niedriger veran­
schlagt worden sind. Corona-Unternehmenshilfen 
sind in Höhe von rund 1,0  Mrd.  Euro eingeplant, 

das sind rund 12,5 Mrd. Euro weniger als im Ist des 
Jahres 2022.

Für Familie, Wohlfahrtpflege u. Ä. sind im Jahr 2023 
Ausgaben in Höhe von rund 15,0 Mrd. Euro vorge­
sehen. Sie fallen damit um rund 28,0 Prozent bezie­
hungsweise 3,3 Mrd. Euro höher aus als im Ist des 
vergangenen Jahres. Darin enthalten sind höhere 
Ausgaben in Höhe von insgesamt 2,4 Mrd. Euro für 
Wohngeld, vor allem aufgrund der Umsetzung der 
Wohngeldreform, und für höhere Aufwendungen 
für die Zahlung eines Kinderzuschlags insbeson­
dere aufgrund der Erhöhung des Höchstbetrags des 
Kinderzuschlags für Anspruchsberechtigte nach 
§ 6a Bundeskindergeldgesetz.

Die Ausgaben im Bereich Arbeitsmarktpolitik be­
tragen im Haushaltsjahr 2023 rund 44,4 Mrd. Euro. 
Sie steigen gegenüber dem Ist des Vorjahres um 
rund 4,1  Prozent. Dabei sind für das Bürgergeld 
rund 23,8  Mrd.  Euro veranschlagt; das sind rund 
1,5  Mrd.  Euro mehr, als der Bundeshaushalt im 
Jahr 2022 in diesem Titel (bis 31. Dezember 2022 Ar­
beitslosengeld II) verausgabt hat.

Gesundheit, Umwelt, Sport und 
Erholung

Für den Bereich Gesundheit, Umwelt, Sport und Er­
holung sind im Jahr 2023 Aufwendungen in Höhe 
von rund 9,4 Mrd. Euro veranschlagt. Das sind rund 
2,0 Prozent der Gesamtausgaben des Bundeshaus­
halts (-1,8 Prozentpunkte gegenüber dem Ist 2022). 
Die Ausgaben für diesen Bereich werden gegen­
über dem Ist  2022 nahezu halbiert. Dies resultiert 
im Wesentlichen aus der Reduzierung beziehungs­
weise dem Wegfall coronabedingter Ausgaben im 
Bereich Gesundheitswesen.

Im Bereich Gesundheitswesen sind die Ausgaben 
um rund 60,8 Prozent (-9,4 Mrd. Euro) geringer ver­
anschlagt als im Ist des Jahres 2022. So sind die Aus­
gleichszahlungen nach § 21 des Krankenhausfinan­
zierungsgesetzes mit 50 Mio. Euro im Jahr 2023 um 
rund 4,0  Mrd.  Euro geringer veranschlagt, als im 
Jahr  2022 verausgabt worden sind. Des Weiteren 
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sind die Zuschüsse zur zentralen Beschaffung von 
Impfstoffen gegen SARS-CoV-2 im Haushalts­
plan 2023 um rund 3,7 Mrd. Euro niedriger ausge­
wiesen als im Ist des vergangenen Jahres. Zudem 
können Ausgaben zur Bekämpfung des Ausbruchs 
des Coronavirus im Umfang von 1,7 Mrd. Euro ein­
gespart werden.

Finanzwirtschaft

Im Bereich Finanzwirtschaft werden für den Ge­
samthaushalt relevante Ausgaben der Aufgaben­
bereiche Sondervermögen, Schulden, Beihilfen, 
Rücklagen und Globalposten erfasst. Der Bundes­
haushalt  2023 sieht Ausgaben im Bereich Finanz­
wirtschaft von rund 55,4  Mrd.  Euro vor. Das sind 
rund 82,3 Prozent beziehungsweise 25,0 Mrd. Euro 
mehr, als im vergangenen Jahr verausgabt worden 
sind. Damit steigt der Anteil der Ausgaben für Fi­
nanzwirtschaft an den Gesamtausgaben um rund 
5,3 Prozentpunkte auf 11,6 Prozent.

Der Anstieg der Ausgaben ist fast ausschließ­
lich auf höhere Zinsausgaben zurückzuführen 
(+24,6 Mrd. Euro auf 39,8 Mrd. Euro). In der Position 
Grund- und Kapitalvermögen, Sondervermögen ist 
das Darlehen für den Aufbau eines Kapitalstocks 
zur Stabilisierung der Beitragssatzentwicklung der 
gesetzlichen Rentenversicherung („Generationen­
kapital“) in Höhe von 10,0 Mrd. Euro enthalten. Die 
Ausgaben dieser Position steigen jedoch nur um 
rund 3,0 Mrd. Euro gegenüber dem Ist des Vorjah­
res, weil um rund 8,2 Mrd. Euro geringere Zuwei­
sungen an Sondervermögen erfolgen.

Bildungswesen, Wissenschaft, 
Forschung, kulturelle 
Angelegenheiten

Im Bereich Bildungswesen, Wissenschaft, For­
schung, kulturelle Angelegenheiten sind im Bun­
deshaushalt  2023 rund 33,5  Mrd.  Euro veran­
schlagt. Das entspricht einem Anteil an den 

Gesamtausgaben von 7,0  Prozent (+1,2  Prozent­
punkte gegenüber dem Ist 2022). Für diesen Bereich 
sind rund 19,6 Prozent (+5,5 Mrd. Euro) mehr ver­
anschlagt, als im Jahr 2022 verausgabt worden sind.

Der Anstieg geht vor allem auf höhere Ausgaben 
für Forschung und experimentelle Entwicklung 
zurück. Hier sind mit rund 12,8 Mrd. Euro um rund 
35,5 Prozent (+3,3 Mrd. Euro) höhere Aufwendun­
gen veranschlagt, als im vergangenen Jahr abgeflos­
sen sind. Darin enthalten sind rund 2,7 Mrd. Euro 
Ausgaben für die Verstärkung von Maßnahmen 
zur Förderung von Projekten im Bereich der Mi­
kroelektronik, die aufgrund des noch nicht abge­
schlossenen beihilferechtlichen Genehmigungs­
verfahrens bei der Europäischen Kommission im 
vergangenen Jahr nicht abfließen konnten. Da­
rüber hinaus sind mit rund 5,6 Mrd. Euro für Aus­
gaben zur Förderung für Schüler, Studierende und 
Weiterbildungsteilnehmende rund 36,8  Prozent 
höhere Mittel vorgesehen als im Ist des Jahres 2022.

Allgemeine Dienste

Der Bundeshaushalt  2023 sieht Ausgaben für 
den Bereich Allgemeine Dienste in Höhe von 
108,7  Mrd.  Euro vor. Das sind rund 22,8  Prozent 
der Gesamtausgaben im Bundeshaushalt 2023. Im 
Vergleich zum Haushaltsabschluss des Jahres 2022 
bleiben die Ausgaben in diesem Bereich nahezu 
konstant.

Darstellung der 
Einnahmenstruktur des 
Bundes

Tabelle 4 zeigt die Einnahmen des Bundes im Soll für 
das Jahr 2023. Diese sind im Bundeshaushalt 2023 
mit rund 389,9  Mrd.  Euro veranschlagt. Die Steu­
ereinnahmen bilden mit rund 358,1 Mrd. Euro die 
größte Einnahmequelle des Bundes.
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Einnahmen des Bundes

Einnahmeart

Ist 2022 Soll 2023 Veränderung gegenüber Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent

Einnahmen zusammen¹ 364.653 389.921 +25.268 +6,9

darunter:

Steuereinnahmen zusammen 337.168 358.126 +20.958 +6,2

Bundesanteile an Gemeinschaftsteuern und 
Gewerbesteuerumlage

307.216 331.055 +23.839 +7,8

Lohnsteuer 96.564 109.799 +13.235 +13,7

Veranlagte Einkommensteuer 32.900 33.724 +824 +2,5

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 16.313 16.175 -138 -0,8

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge

2.886 3.168 +282 +9,8

Körperschaftsteuer 23.167 22.025 -1.142 -4,9

Steuern vom Umsatz 132.812 143.661 +10.849 +8,2

Gewerbesteuerumlage 2.573 2.503 -70 -2,7

Bundessteuern 96.652 102.829 +6.177 +6,4

Energiesteuer 33.667 36.965 +3.298 +9,8

Tabaksteuer 14.229 15.630 +1.401 +9,8

Solidaritätszuschlag 11.978 12.500 +522 +4,4

Versicherungsteuer 15.672 16.270 +598 +3,8

Stromsteuer 6.830 6.800 -30 -0,4

Alkoholsteuer inklusive Alkopopsteuer 2.194 2.172 -22 -1,0

Kraftfahrzeugsteuer 9.499 9.470 -29 -0,3

Kaffeesteuer 1.063 1.060 -3 -0,3

Schaumweinsteuer und Zwischenerzeugnissteuer 379 390 +11 +2,9

Luftverkehrsteuer 1.140 1.570 +430 +37,7

Sonstige Bundessteuern 2 2 +0 X

Veränderungen aufgrund steuerlicher 
Maßnahmen und Einnahmeentwicklung²

0 -11.582 -11.582 X

Abzugsbeträge 66.700 64.176 -2.524 -3,8

Ergänzungszuweisungen an Länder 10.675 11.080 +405 +3,8

Zuweisungen an Länder gemäß Gesetz 
zur Regionalisierung des ÖPNV aus dem 
Energiesteueraufkommen

14.444 9.754 -4.690 -32,5

Mehrwertsteuer-Eigenmittel der EU 4.838 5.100 +262 +5,4

Kunststoff-Eigenmittel der EU 1.377 1.380 +3 +0,2

BNE-Eigenmittel der EU 25.574 27.070 +1.496 +5,8

Kompensationszahlungen an die Länder zum 
Ausgleich der weggefallenen Einnahmen aus 
Kfz-Steuer und Lkw-Maut

8.992 8.992 +0 X

Konsolidierungshilfen an Länder 800 800 +0 X

Tabelle 4
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Einnahmeart

Ist 2022 Soll 2023 Veränderung gegenüber Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent

Sonstige Einnahmen 27.485 31.795 +4.310 +15,7

Darunter:

Abführung Bundesbank 0 0 +0 X

Einnahmen aus der Inanspruchnahme von 
Gewährleistungen, Darlehensrückflüsse sowie 
Privatisierungserlöse

1.413 2.135 +722 +51,1

Abführung der Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben

2.343 2.337 -6 -0,3

Einnahmen aus der streckenbezogenen 
Lkw‑Maut

7.362 8.021 +659 +9,0

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
2  Steuerliche Maßnahmen, die zum Zeitpunkt der Steuerschätzung noch nicht vom Deutschen Bundestag und Bundesrat beschlossen 

waren.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

noch: Einnahmen des Bundes noch Tabelle 4

Steuereinnahmen

Basis der Einnahmenplanung des Bundes für den 
Haushalt  2023 waren die Ergebnisse der 163.  Sit­
zung des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ vom 
25. bis 27.  Oktober  2022. Geschätzt wurden die 
Steuereinnahmen für die Jahre  2022 bis  2027. Die 
Schätzung ging vom geltenden Steuerrecht aus.3 
Der Steuerschätzung lagen die gesamtwirtschaftli­
chen Eckwerte der Herbstprojektion 2022 der Bun­
desregierung zugrunde.

Über die Steuerschätzung hinaus wurden im Bun­
deshaushalt  2023 die im Abschnitt „Steuerpoli­
tik“ aufgeführten steuerlichen Maßnahmen und 
folgende Rechtsänderungen berücksichtigt, die 
zum Zeitpunkt der Steuerschätzung noch nicht 
vom Deutschen Bundestag und Bundesrat be­
schlossen worden waren (s.  a. Tabelle  4 „Verände­
rungen aufgrund steuerlicher Maßnahmen und 

3  Monatsbericht des BMF vom November 2022, 
Artikel „Ergebnisse der Steuerschätzung vom 25. bis 
27. Oktober 2022“.

Einnahmeentwicklung“): Zweites Gesetz zur Wei­
terentwicklung der Qualität und zur Teilhabe in der 
Kindertagesbetreuung (KiTa-Qualitätsgesetz) vom 
20.  Dezember  2022 (BGBl.  I S.  2791); Art.  2 Ände­
rung des Finanzausgleichsgesetzes (FAG), Verord­
nung zur Absenkung der Steuersätze im Jahr 2023 
nach §  11 Abs.  2 des Luftverkehrsteuergesetzes 
(Luftverkehrsteuer-Absenkungsverordnung 2023 – 
LuftVStAbsenkV  2023) vom 14.  November  2022 
(BGBl. I S. 2062).

Die Bundesanteile an den Gemeinschaftsteuern 
sind die Hauptfinanzierungsquelle des Bundes. 
Grundlage für die Aufteilung des Steueraufkom­
mens ist Art.  106  GG. Die Erträge der Gemein­
schaftsteuern werden auf Basis unterschiedlicher 
Vergabeschlüssel zwischen Bund, Ländern und Ge­
meinden aufgeteilt. Tabelle  5 zeigt die jeweiligen 
Anteile der Gebietskörperschaften am Aufkommen 
der Gemeinschaftsteuern und an der Gewerbesteu­
erumlage im Jahr 2023.

Das Steueraufkommen der Bundessteuern steht al­
lein dem Bund zu.
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Anteil an den Gemeinschaftsteuern nach Art. 106 Grundgesetz und 
Gewerbesteuerumlage
in Prozent

Sonstige Einnahmen

Als Sonstige Einnahmen, die sich aus einer Viel­
zahl von Einzelpositionen zusammensetzen, sind 
im Bundeshaushalt  2023 rund 31,8  Mrd.  Euro 
eingeplant.

Darin enthalten sind als wesentliche Positio­
nen Einnahmen aus der streckenbezogenen Lkw-
Maut (rund 8,0  Mrd.  Euro) sowie aus Abführun­
gen der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 
(rund 2,3 Mrd. Euro). Darüber hinaus wäre bei den 
Sonstigen Einnahmen auch der Bundesbankge­
winn zu veranschlagen. Gemäß § 27 Bundesbank­
gesetz hat die Deutsche Bundesbank den jährlichen 
Reingewinn (abzüglich einer erforderlichen Auf­
füllung einer gesetzlichen Rücklage) an den Bund 

abzuführen. Die Abführung erfolgt nach der Ge­
winnfeststellung im 1. Quartal des dem Geschäfts­
jahr folgenden Jahres (Geschäftsjahr der Bank ist 
das Kalenderjahr). Im Bundeshaushalt 2023 ist, wie 
schon in den Jahren 2021 und 2022, kein Bundes­
bankgewinn veranschlagt.

Bei den Sonstigen Einnahmen werden auch die Zu­
schüsse aus der europäischen Aufbau- und Resili­
enzfazilität vereinnahmt, die Deutschland, nach 
der Erfüllung von definierten Meilensteinen und 
Zielen im Rahmen der Umsetzung des Deutschen 
Aufbau- und Resilienzplans, erhält. Als Soll sind im 
Bundeshaushalt 2023 rund 10,7 Mrd. Euro als Ein­
nahmen veranschlagt. Darin sind 4,1 Mrd. Euro für 
im Jahr 2022 noch nicht eingegangene Einnahmen 
enthalten.

Bund Länder Gemeinden

Lohn- und Einkommensteuer  42,5  42,5  15,0

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag  50,0  50,0 -

Steuern vom Umsatz¹  52,8  45,2  2,0

Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge  44,0  44,0  12,0

Körperschaftsteuer  50,0  50,0 -

Gewerbesteuerumlage  41,4  58,6 -

1  Anteile gemäß § 1 Abs. 1 Finanzausgleichgesetz (FAG) – weitere Umverteilung von Umsatzsteueraufkommen durch Festbeträge nach 
§ 1 Abs. 2, 2a FAG. Im Kalenderjahr 2023 werden vom Bund 9,7 Mrd. Euro an Länder (+7,3 Mrd. Euro) und Gemeinden (+2,4 Mrd. Euro) 
gezahlt.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Tabelle 5
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Jahreswirtschaftsbericht 2023 – Wohlstand 
erneuern

	● Die wirtschaftlichen Folgen des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine belasten die 
konjunkturelle Entwicklung in Deutschland merklich. Die Ausgangslage zum Jahreswech­
sel 2022/2023 stellt sich allerdings etwas günstiger dar, als noch im Herbst zu erwarten gewesen 
ist – dazu hat das entschlossene Handeln der Bundesregierung beigetragen.

	● Angesichts der aktuellen Herausforderungen hat die Bundesregierung umfangreiche Maßnah­
men zur Sicherung der Energieversorgung ergriffen. Mit drei Entlastungspaketen und den Maß­
nahmen des wirtschaftlichen Abwehrschirms hat sie Vorkehrungen getroffen, die Bürgerinnen 
und Bürger spürbar zu entlasten, Unternehmen zu stabilisieren und zukunftsfähige Strukturen 
zu schützen.

	● Für die Finanz- und Wirtschaftspolitik stellt sich die Aufgabe, die mittel- und langfristigen 
Politikziele im Blick zu behalten, strukturelle Herausforderungen aufgrund der demografischen 
Entwicklung zu bewältigen und die Digitalisierung und Dekarbonisierung erfolgreich voranzu­
treiben.

	● Die Bundesregierung setzt dafür auf eine Angebotspolitik, die ein investitions- und innovations­
freundliches Umfeld für Unternehmen schafft und sie dabei unterstützt, den Strukturwandel 
erfolgreich zu meistern. Dazu gehört auch die Wahrung fiskalischer Resilienz und finanzpoliti­
scher Handlungsfähigkeit durch die Rückkehr zu den regulären Obergrenzen der grundgesetzli­
chen Schuldenbremse ab 2023.

Einleitung

Die Bundesregierung legt gemäß §  2 des Gesetzes 
zur Förderung der Stabilität und des Wachstums 
der Wirtschaft jährlich den Jahreswirtschaftsbe­
richt vor. Sie stellt darin ihre wirtschafts- und fi­
nanzpolitische Strategie für das entsprechende Jahr 
dar und nimmt zum Jahresgutachten des Sachver­
ständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirt­
schaftlichen Entwicklung Stellung.

Der diesjährige Jahreswirtschaftsbericht der Bun­
desregierung trägt den Titel „Wohlstand erneu­
ern“ und wurde am 25.  Januar 2023 vom Bundes­
kabinett beschlossen. Vor dem Hintergrund der 

wirtschaftlichen Folgen des russischen Angriffs­
kriegs gegen die Ukraine sowie der Transformati­
onsaufgaben im Bereich Klimaschutz und Digitali­
sierung wird die Haushalts- und Steuerpolitik der 
Bundesregierung in Auszügen dargestellt.1 Zudem 
wird eingangs die im Jahreswirtschaftsbericht dar­
gelegte Reaktion der Bundesregierung auf die Zei­
tenwende skizziert.

1   Der vollständige Bericht findet sich unter dem Shortlink: 
https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20230221
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Gesamtwirtschaftliche Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland  
Eckwerte der Jahresprojektion 2033
Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent, soweit nicht anders angegeben

Wohlstand durch richtige 
Weichenstellung in der Krise 
erneuern

Der völkerrechtswidrige russische Angriffskrieg  
gegen die Ukraine markiert in vielerlei Hinsicht 
eine Zeitenwende. Das vergangene Jahr stand vor 
diesem Hintergrund vor allem im Zeichen der 
kurzfristigen Krisenbewältigung. Diese umfasste 
das Abwenden einer akuten Energieknappheit so­
wie die Sicherung von Produktion, Beschäftigung 
und sozialer Teilhabe. Gleichzeitig wurde noch ein­
mal verdeutlicht, dass die Transformation zu ei­
ner ökologisch wie sozial nachhaltigen und inno­
vationsgetriebenen Volkswirtschaft drängender ist 
denn je. Deutschland steht aufgrund der Dekarbo­
nisierung, des demografischen Wandels und der 
geopolitischen Veränderungen vor großen struk­
turellen Herausforderungen. Um diese zu bewäl­
tigen, ist es notwendig, das deutsche Wirtschafts­
modell fortzuentwickeln. Hierfür ist es zentral, 
Deutschland und die Europäische Union als Inves­
titionsstandort zu stärken und die Wettbewerbsfä­
higkeit von Industrie und Mittelstand zu erhalten. 
Dabei gilt es auch, den angestrebten digitalen Auf­
bruch in Wirtschaft, Gesellschaft und Verwaltung 

umzusetzen. Vor diesem Umbruch bekennt sich die 
Bundesregierung zum Leitbild einer sozial-ökolo­
gischen Marktwirtschaft und stellt die Weichen für 
zukünftigen Wohlstand im Einklang mit Nachhal­
tigkeitszielen und sozialer Teilhabe.

Die Bundesregierung hat umfangreiche Maßnah­
men ergriffen, um die kurzfristigen Folgen der 
Krise zu bewältigen und so die gesamtwirtschaft­
liche Stabilität und den sozialen Zusammenhalt zu 
gewährleisten. Neben Maßnahmen zur Sicherung 
der Energieversorgung hat sie im vergangenen Jahr 
breit angelegte Entlastungspakete auf den Weg ge­
bracht. Unternehmen und private Haushalte wer­
den allein durch die drei Entlastungspakete im 
Umfang von mehr als 95 Mrd. Euro unterstützt. Mit 
den Maßnahmen des wirtschaftlichen Abwehr­
schirms im Umfang von bis zu 200 Mrd. Euro hat 
die Bundesregierung weitere umfassende Vorkeh­
rungen getroffen, um Bürgerinnen und Bürger 
spürbar zu unterstützen, Unternehmen zu stabili­
sieren und zukunftsfähige Strukturen zu schützen. 
Preissignale und damit Anreize zur Einsparung von 
Energie bleiben durch die Maßnahmen des Ab­
wehrschirms weitestgehend erhalten.

Bruttoinlandsprodukt (BIP) und Verwendung, preisbereinigt (real) 2023

BIP +0,2

Konsumausgaben privater Haushalte und privater Organisationen ohne Erwerbszweck -0,2

Ausrüstungsinvestitionen +3,3

Bauinvestitionen -2,8

Inlandsnachfrage -0,2

Exporte +2,2

Importe +1,6

Außenbeitrag (Impuls)¹ in Prozent +0,4

Weitere Eckwerte 2023

Erwerbstätige (im Inland) +0,3

Arbeitslosenquote in Prozent (Abgrenzung der BA)² 5,4

Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer +5,2

1  Absolute Veränderung des Außenbeitrags in Prozent des BIP des Vorjahres (= Beitrag zur Zuwachsrate des BIP).
2  Bezogen auf alle Erwerbspersonen.
Quelle: Jahresprojektion 2023 der Bundesregierung

Tabelle 1
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Neben den kurzfristigen Herausforderungen der 
Krisenbewältigung richtet die Bundesregierung 
ihre Wirtschafts- und Finanzpolitik auf die mittel- 
und langfristigen Herausforderungen der deut­
schen Volkswirtschaft aus. Zur Bewältigung ange­
botsseitiger Verknappung, die zum Inflationsdruck 
beiträgt, und zur Rückkehr zu einem höheren Pro­
duktivitätswachstum strebt sie eine differenzierte 
angebotspolitische Agenda an. Vor dem Hinter­
grund der energiepolitischen Ausgangslage kommt 
dem Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit des Indust­
riestandorts Deutschland im Jahr 2023 eine beson­
dere Bedeutung zu. Die Angebotspolitik der Bun­
desregierung folgt dabei stets den Anforderungen 
der Transformation hin zu treibhausgasneutralem 
Wohlstand und darf auch dem Erhalt der Biodi­
versität nicht entgegenstehen. Die Notwendigkeit 
für eine beschleunigte Transformation kann dabei 
auch als Chance begriffen werden.

Die dichte Abfolge von Krisen der jüngeren Zeit hat 
die Verwundbarkeit der deutschen Volkswirtschaft 
und Gesellschaft eindringlich verdeutlicht. Die 
Bundesregierung wird daher die Krisenvorsorge 
stärken. Im Sinne einer zukunftsorientierten Wirt­
schafts- und Finanzpolitik setzt die Bundesregie­
rung u. a. auf eine ressortübergreifende Strategische 
Vorausschau und den dazugehörigen 360-Grad-
Blick auf mögliche künftige Entwicklungen.

Die Strategische Vorausschau 
(englischsprachig: strategic foresight) macht 
das Regierungshandeln krisenfester und 
zielt ab auf einen bewussten Umgang mit 
Chancen und Herausforderungen der Zu-
kunft beim Handeln in der Gegenwart. Mit-
hilfe von Foresight-Methoden können Zu-
kunftsfragen mit einem Zeithorizont, der 
weit über das Jahr 2030 hinausgeht, sys-
tematisch durchdacht und heutige Ent-
scheidungen können zukunftsrobust und 
zukunftsfähig gestaltet werden. Die Bundes-
regierung macht zunehmend Gebrauch von 
den vielfältigen Anwendungsmöglichkeiten 
der Strategischen Vorausschau. 
Die Strategische Vorausschau bietet eine 
Fülle von Ansätzen zur strukturierten Ausei-
nandersetzung mit Zukunftsfragen, um den 
kompetenten Umgang mit Komplexität und 
Unsicherheit systematisch zu stärken. Ih-
re Methoden – von der Szenarienplanung 
über Horizon Scanning bis hin zu Delphi-Be-
fragungen oder Zukunftswerkstätten – zie-
len darauf ab, verschiedene Perspektiven auf 
Zukunftsthemen zu bündeln und alternative 
Zukunftsbilder sowie konkrete Handlungs-
optionen zu entwickeln.
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Konjunkturelle Lage

Das Jahr  2022 war für die deutsche Wirtschaft 
durch die wirtschaftlichen Folgen des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine und die damit 
zusammenhängenden Herausforderungen für die 
Energieversorgung geprägt. Das preisbereinigte 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) stieg 2022 um 1,8 Pro­
zent. Die deutsche Wirtschaft hat sich damit ins­
gesamt als widerstandsfähig gegenüber den Be­
lastungen erwiesen. In der Jahresprojektion  2023 
geht die Bundesregierung für das laufende Jahr 
von einem vergleichsweise geringen Anstieg des 
preisbereinigten BIP um 0,2  Prozent aus. Insbe­
sondere zum Jahresanfang dämpfen die im histo­
rischen Vergleich weiterhin hohen Energiepreise 
sowie die mit der hohen Inflation verbundenen 
Kaufkraftverluste die Entwicklung. Zudem sind 
die kurzfristigen weltwirtschaftlichen Aussichten 
eingetrübt. Im weiteren Jahresverlauf dürfte die 
Wirtschaftsentwicklung in Deutschland wieder an 
Fahrt gewinnen, wenn sich die Inflationsdynamik 
abschwächt, die Impulse aus den fiskalischen Stabi­
lisierungsmaßnahmen zunehmend wirken, Liefer­
engpässe weiter nachlassen und die Weltwirtschaft 
wieder etwas Tempo aufnimmt. Insgesamt stellte 
sich die Ausgangslage zum Jahreswechsel  – nicht 
zuletzt auch dank der massiven staatlichen Stabi­
lisierungsmaßnahmen für private Haushalte und 
Unternehmen sowie deren Anpassungen an die 
hohen Energiepreise und die damit verbundenen 
Einsparungen von Gas – günstiger dar als noch in 
der Herbstprojektion angenommen. Im Herbst war 
noch mit einem Rückgang des BIP im Jahresdurch­
schnitt gerechnet worden. Die Unsicherheiten über 
die weitere Entwicklung bleiben jedoch hoch.

Die Inflationsrate in Deutschland erhöhte sich im 
vergangenen Jahr sehr kräftig auf jahresdurch­
schnittlich 7,9 Prozent. Für diese Entwicklung wa­
ren neben den Preissteigerungen infolge anhalten­
der Lieferkettenengpässe vor allem der drastische 
Energiepreisanstieg im Zuge des Kriegs in der 
Ukraine und die damit zusammenhängenden Lie­
fereinschränkungen von Gas aus Russland aus­
schlaggebend. Aber selbst die Kerninflationsrate, 
also der Anstieg des Verbraucherpreisindex unter 

Herausrechnung der volatilen Energie- und Le­
bensmittelpreise, erreichte zum Jahresende einen 
Wert von über 5  Prozent im Vorjahresvergleich, 
was auch die Kostenüberwälzung der stark gestie­
genen Energiepreise in anderen Wirtschaftsberei­
chen reflektiert. In diesem Jahr ist erneut mit ei­
ner substanziellen Preisdynamik zu rechnen, die 
erst im Jahresverlauf nachlassen dürfte. Insge­
samt erwartet die Bundesregierung einen Anstieg 
des Verbraucherpreisindex um durchschnittlich 
6,0 Prozent. Der Höhepunkt der Inflationsentwick­
lung dürfte allerdings überschritten sein, wobei die 
staatlichen Hilfsmaßnahmen wie die Strom- und 
Gaspreisbremsen spürbare Entlastungen bringen. 
Die für das Jahr 2023 erwartete Kerninflationsrate 
liegt bei 5,6 Prozent.

Der Arbeitsmarkt erwies sich im Jahr  2022 als ro­
bust gegenüber der wirtschaftlichen Abkühlung. 
Die Tariflöhne stiegen vor dem Hintergrund der 
sehr hohen Preisniveausteigerungen zwar kräfti­
ger, ihr Zuwachs blieb jedoch deutlich hinter der 
Inflationsrate zurück, sodass Beschäftigte Verluste 
bei den Realeinkommen hinnehmen mussten. Ins­
gesamt dürften die Tariflohnabschlüsse in diesem 
Jahr nochmals spürbar zulegen, aber der Zuwachs 
dürfte weiterhin unter der Inflationsrate liegen. 
Die von der Bundesregierung beschlossene Mög­
lichkeit der Zahlung einer steuer- und abgaben­
freien Inflationsausgleichsprämie als ein Ergebnis 
der Konzertierten Aktion trägt dazu bei, das Risiko 
einer Lohn-Preis-Spirale zu senken.

Zielgerichtete Angebotspolitik 
zur Sicherung des Wohlstands

Kurz- und mittelfristig geht es vor allem darum, 
eine von fossilen Importen aus Russland unab­
hängige Energieversorgung zu wettbewerbsfähi­
gen Preisen sicherzustellen. Gleichzeitig schafft die 
Bundesregierung die Rahmenbedingungen für eine 
zunehmend treibhausgasneutrale Zukunft. Mit­
tel- und langfristig setzt die Bundesregierung auf 
eine Angebotspolitik, die insbesondere diese Trans­
formation in den Blick nimmt. Neben Maßnah­
men, um Engpässen bei Arbeits- und Fachkräften 
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zu begegnen, setzt die Bundesregierung dabei u. a. 
auf steuerliche Impulse und bessere Bedingungen 
in der Unternehmensfinanzierung sowie eine Stär­
kung der Wettbewerbsordnung unter dem Leitbild 
der sozial-ökologischen Marktwirtschaft. Es gilt 
zudem, Bürokratie konsequent abzubauen und die 
Verwaltung agiler und digitaler aufzustellen.

Angesichts der Notwendigkeit, die Resilienz der 
deutschen und europäischen Wirtschaft insbe­
sondere durch die Diversifikation von Lieferket­
ten zu stärken, setzt die Bundesregierung auch in 
der Handelspolitik neue Akzente, sei es bei den Be­
mühungen um eine Reform der Welthandelsorga­
nisation, bei neuen und aktuell zu verhandelnden 
EU-Handelsabkommen mit hohen sozial-ökologi­
schen Standards oder beim Investitionsschutz.

Energieversorgung sichern, 
Transformation beschleunigen

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine und 
seine Folgen stellen die Energieversorgungssicher­
heit auf eine Belastungsprobe. Darauf reagiert die 
Bundesregierung konsequent mit einem dreiglied­
rigen Ansatz: Sie ergreift umfangreiche Maßnah­
men, um aktuelle Bedarfe an fossilen Energie­
trägern zu decken und die ausfallenden Mengen 
kurzfristig zu ersetzen beziehungsweise auf besser 
verfügbare Brennstoffe wie Flüssiggas umzustellen. 
Sie beschleunigt die Energiewende und den Ausbau 
der erneuerbaren Energien massiv, etwa, indem sie 
das Energierecht in einem beispiellosen Tempo 
weiterentwickelt. Hierdurch wird der mittelfristi­
gen Energieknappheit begegnet und die Grundlage 
für treibhausgasneutralen Wohlstand geschaffen. 
Dabei wird auch der Markthochlauf von Wasser­
stoff und daraus hergestellten Folgeprodukten 
weiter beschleunigt. Darüber hinaus setzt die Bun­
desregierung sowohl verstärkt auf Energieeinspa­
rungen als auch auf Energieeffizienz.

Die bereits umgesetzten und zuletzt beschlosse­
nen Maßnahmen der Bundesregierung zielen da­
rauf ab, die deutsche Wirtschaft vor irreversiblen 
Schäden an den (industriellen) Kernbereichen zu 

schützen, sie zu dekarbonisieren und insgesamt re­
silienter zu machen. Sie sollen die Transformation 
der Wirtschaft flankieren und beschleunigen. Der 
Abwehrschirm der Bundesregierung ist hierbei ein 
zentraler Meilenstein. Mit der rückwirkend ab Ja­
nuar 2023 geltenden Gas- und Wärmepreisbremse 
erhalten neben den privaten Haushalten auch Un­
ternehmen Planbarkeit und ökonomische Sicher­
heit. Die Strompreisbremse ist neben der Gas- und 
Wärmepreisbremse ein zweites wesentliches In­
strument, mit dem hohe Belastungen befristet ab­
gefangen werden. Dieser Rahmen trägt dazu bei, 
die zuletzt extrem hohe Unsicherheit von Unter­
nehmen und Haushalten zu reduzieren, produktive 
Substanz zu erhalten und Spielräume für Zukunfts­
investitionen und damit auch eine Grundlage für 
den Umstieg auf klimafreundlichere Energien und 
Produktionsverfahren zu schaffen. Zur unmittel­
baren Unterstützung von Transformationsvorha­
ben plant die Bundesregierung für die Jahre  2023 
bis 2026 im Klima- und Transformationsfonds zu­
dem Programmausgaben in Höhe von insgesamt 
rund 178 Mrd. Euro ein.

Angesichts der Implikationen des Energiepreis­
schocks gilt es, den Rahmen für die Transforma­
tion der Wirtschaft mit Anreizen in Richtung Treib­
hausgasneutralität so zu gestalten, dass die hiesigen 
Unternehmen ihre Wettbewerbsfähigkeit aufrecht­
erhalten, ihre technologische Kompetenz ausbauen 
und in Schlüsseltechnologien sowie Energiefor­
schung investieren können.

Angebotspolitische Agenda für 
mehr Fachkräfte, Investitionen und 
Innovation

Ziel der Bundesregierung ist es, die Rahmenbedin­
gungen für die gesamte Breite der deutschen Wirt­
schaft durch eine Reihe von angebotspolitischen 
Maßnahmen zu verbessern. Eine zentrale Stell­
schraube für eine erfolgreiche Angebotspolitik sind 
die inländischen Standortbedingungen für Unter­
nehmen. Es müssen in einem innovationsfreund­
lichen Umfeld jene Freiräume für bestehende Un­
ternehmen und Neugründungen gestärkt werden, 
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die es ihnen erlauben, den Strukturwandel durch 
Investitionen und Innovationen erfolgreich zu 
meistern.

Ein Schwerpunkt der Bundesregierung liegt auf 
Maßnahmen, die das qualifizierte Arbeitsangebot 
erhöhen beziehungsweise möglichst stabil halten. 
Dazu hat die Bundesregierung eine Fachkräftestra­
tegie verabschiedet und die Fortsetzung und Wei­
terentwicklung der Nationalen Weiterbildungsstra­
tegie beschlossen. Zudem ergreift sie Maßnahmen, 
um weitere Hürden abzubauen, die der Aufnahme 
und Ausweitung einer sozialversicherungspflichti­
gen Beschäftigung im Wege stehen. Beispielsweise 
wurden mit Blick auf geringfügig entlohnte Be­
schäftigte – zu rund 60 Prozent handelt es sich da­
bei um Frauen  – Fehlanreize reduziert, indem die 
Grenzbelastung im Beitragsrecht beim Übergang in 
eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
geglättet und die Obergrenze des Übergangsbe­
reichs zum 1. Januar 2023 auf 2.000 Euro im Monat 
angehoben wurde. Darüber hinaus ist Deutsch­
land insbesondere auf ausländische Fachkräfte an­
gewiesen. Die Bundesregierung hat deshalb am 
30.  November  2022 Eckpunkte für umfangreiche 
Maßnahmen zur Steigerung der Einwanderung aus 
Drittstaaten verabschiedet.

Den zahlreichen Anforderungen, denen Unter­
nehmen infolge der Covid-19-Pandemie und an­
gesichts der aktuellen geopolitischen Lage sowie 
des beschleunigten Strukturwandels ausgesetzt 
sind, muss durch Flexibilität und Innovation be­
gegnet werden. Damit die Unternehmen den Wan­
del erfolgreich gestalten und auch die Chancen der 
Transformation nutzen können, brauchen sie hin­
reichende Freiräume. Die steuerpolitischen Rah­
menbedingungen sind ein wesentlicher Faktor, um 
einerseits die Attraktivität des Wirtschaftsstand­
orts Deutschland zu erhalten und zu verbessern 
sowie andererseits die Modernisierung zu unter­
stützen. Als zusätzliche Maßnahme zur Förderung 
transformativer Investitionen bereitet die Bundes­
regierung die Einführung einer Investitionsprämie, 

insbesondere für Investitionen in die Transforma­
tion und Modernisierung der Wirtschaft vor, die 
sich im Jahr der Anschaffung beziehungsweise Her­
stellung förderfähiger Wirtschaftsgüter gewinn­
mindernd auswirkt. Sie muss sich dabei in die sons­
tige Förderlandschaft einpassen, um zielgerichtet 
ihre volle Wirkung zu entfalten. Voraussetzung für 
eine gelingende Transformation sind nicht zuletzt 
Investitionen in Forschung und Entwicklung. Die 
Grundlage für eine steuerliche Forschungsförde­
rung in Unternehmen hat die Bundesregierung mit 
dem zum 1.  Januar  2020 in Kraft getretenen For­
schungszulagengesetz (FZulG) geschaffen. Nach­
dem die Förderhöchstsumme bereits im Rahmen 
des Zweiten Corona-Steuerhilfegesetzes befristet 
ausgeweitet worden ist, wird die Bundesregierung 
weiteren Änderungsbedarf am FZulG prüfen.

Gleichzeitig gilt es, die Attraktivität Deutschlands 
als Standort für Gründerinnen und Gründer wei­
ter zu erhöhen. Insbesondere regulatorische und 
bürokratische Anforderungen sollen deshalb redu­
ziert werden. Die Bundesregierung hat  2022 erst­
mals eine umfassende Start-up-Strategie verab­
schiedet mit dem Ziel, die Rahmenbedingungen für 
Start-ups in Deutschland zu verbessern. Ein wichti­
ges Handlungsfeld dieser-Strategie ist die Stärkung 
der Start-up-Finanzierung, insbesondere durch 
den Beteiligungsfonds für Zukunftstechnologien 
(„Zukunftsfonds“; siehe JWB  2022, Kasten  5) und 
die Mittel des European-Recovery-Program-Son­
dervermögens. Ein zentrales Modul des Zukunfts­
fonds ist der Wachstumsfonds Deutschland, ein 
Dachfonds für Wachstumskapital, der neue Inves­
torengruppen für den deutschen Wagniskapital­
markt erschließt. Mit einem in der Start-up-Stra­
tegie vorgesehenen Zukunftsfinanzierungsgesetz, 
das im Jahr 2023 verabschiedet werden soll, strebt 
die Bundesregierung Verbesserungen bei den regu­
latorischen Rahmenbedingungen für Start-ups im 
Bereich der Mitarbeiterkapitalbeteiligungen an.
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Mit dem Zukunftsfinanzierungsgesetz Rahmenbedingungen für Start-ups verbessern

Das Zukunftsfinanzierungsgesetz zielt durch einen umfassenden Ansatz (Regelungen im Finanz­
marktrecht, Gesellschaftsrecht, Steuerrecht) darauf, bessere Rahmenbedingungen für Start-ups und 
Wachstumsunternehmen zu schaffen. Insbesondere soll der Gang an die Börse leichter werden, um 
so die Attraktivität des Kapitalmarkts zu erhöhen. Insofern setzt das Gesetz den Koalitionsvertrag und 
die Start-up-Strategie der Bundesregierung um und stärkt den Finanzstandort Deutschland.

Beabsichtigt sind daher u. a.

	● die Einführung von Mehrstimmrechtsaktien,

	● die gesellschaftsrechtliche Erleichterung von Kapitalerhöhungen,

	● steuerliche Erleichterungen für die Mitarbeiterkapitalbeteiligung (umfasst insbesondere eine 
Erweiterung der für Mitarbeiterkapitalbeteiligungen bei jungen Unternehmen geltenden Vor­
schrift des § 19a Einkommensteuergesetz) und

	● die Erweiterung des Gesetzes über elektronische Wertpapiere auf elektronische Aktien.

Die Zukunftsfähigkeit des 
Staats sichern

Der Veränderungsdruck, vor dem die deutsche 
Wirtschaft und Gesellschaft stehen, betrifft auch 
den Staat selbst. Der demografische Wandel stellt 
den Arbeitsmarkt und die Systeme der sozialen Si­
cherung vor große Herausforderungen. Dekarboni­
sierung und digitale Transformation erfordern ein 
hohes Niveau an privaten und öffentlichen Inves­
titionen sowie deutlich schnellere und effizientere 
Verfahren. Auch die vor dem Hintergrund des rus­
sischen Angriffskriegs in der Ukraine beschlossene 
Verstärkung der Fähigkeiten zur Verteidigung muss 
zügig und effizient erfolgen. Voraussetzung für eine 
erfolgreiche Bewältigung der strukturellen Heraus­
forderungen ist eine solide Finanzpolitik, wie sie 
die grundgesetzliche Schuldenregel zum Ziel hat.

Modernisierung durch öffentliche 
Investitionen voranbringen

Deutschland befindet sich inmitten eines Erneue­
rungsprozesses. Die Aufholbedarfe erstrecken sich 
von der digitalen Infrastruktur über das Schienen­
netz, Bildung und das Gesundheitswesen bis hin zu 

Investitionen für die Transformation zu einer öko­
logisch nachhaltigen Wirtschaft. Im Interesse der 
jungen Generation gilt es, diese Bereiche zügig und 
bedarfsgerecht zu modernisieren, bevor sich die 
gesellschaftliche Alterung voll entfaltet. Angesichts 
der hohen Belastungen durch die Pandemie und 
durch die Auswirkungen des Kriegs in der Ukra­
ine kommt es umso mehr darauf an, dass Investiti­
onen in die Zukunftsfähigkeit Deutschlands durch 
eine langfristig orientierte Prioritätensetzung in 
den Fokus genommen werden. Der Staat steht da­
bei zunächst in der Verantwortung für die Qualität 
der öffentlichen Infrastruktur. Darüber hinaus gilt 
es, private Investitionen durch eine angebotsori­
entierte Wirtschafts- und Finanzpolitik zu mobili­
sieren, die adäquate Rahmenbedingungen und ge­
zielte Anreize setzt und dabei die Kräfte des Markts 
nutzt.

Mit dem Haushalt 2023 und der mittelfristigen Fi­
nanzplanung löst die Bundesregierung das Ver­
sprechen ein, ein Jahrzehnt der Investitionen in 
ein modernes, digitales und treibhausgasneutra­
les Deutschland zu eröffnen. Durch aus dem Bun­
deshaushalt und aus Sondervermögen des Bun­
des finanzierte Investitionen trägt der Bund 
maßgeblich zur positiven Entwicklung der realen 
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Bruttoinvestitionen des Gesamtstaats bei. Die in­
vestiven Ausgaben des Bundeshaushalts steigen 
vom Vorkrisenniveau im Jahr  2019 in Höhe von 
38,1 Mrd. Euro auf mehr als 54 Mrd. Euro – nach Be­
reinigung um einmalige Sondereffekte – im Haus­
haltsplan  2023. Die Zuwachsrate der gesamtstaat­
lichen Bruttoanlageinvestitionen soll von  2021 
bis 2026 im Durchschnitt 5,5 Prozent betragen. Da­
mit läge der Zuwachs über dem erwarteten no­
minalen Potenzialwachstum in diesem Zeitraum 
(durchschnittlich 3,4 Prozent pro Jahr). Neben den 
öffentlichen Bruttoanlageinvestitionen sollen auch 
die projizierten staatlichen Investitionszuschüsse 
bis 2026 weiter ansteigen, insbesondere in den Jah­
ren 2022 und 2023 mit 29 Prozent und 18 Prozent 
sehr deutlich.

Fiskalische Stabilität zur Sicherung 
künftigen Wohlstands

Voraussetzung für eine erfolgreiche Bewältigung 
der strukturellen Herausforderungen ist eine sta­
bile Finanzpolitik, wie sie die grundgesetzliche 
Schuldenregel zum Ziel hat. Es ist zwar entschei­
dend, in einer Pandemie und einem Krieg in Europa 
finanzpolitisch gegenzusteuern  – genauso wich­
tig ist es jedoch, zügig danach die fiskalische Resi­
lienz wieder umfassend herzustellen, um gerade 
mit Blick auf die Herausforderungen der Zukunft 
die notwendigen Handlungsspielräume zu bewah­
ren. Eine regelgebundene und an fiskalischer Trag­
fähigkeit orientierte Finanzpolitik trägt zudem zur 
Preisstabilität bei und steht insgesamt für Stabili­
tät und Verlässlichkeit. Dies wird durch die Rück­
kehr zu den regulären Obergrenzen der grundge­
setzlichen Schuldenbremse ab 2023 sichergestellt.

Zwar werden laut aktueller Prognose sowohl die 
Schuldenstandsquote als auch der Finanzierungs­
saldo des Staats im Jahr  2023 aufgrund der be­
nötigten Haushaltsmittel zur Finanzierung des 
wirtschaftlichen Abwehrschirms und der Ent­
lastungsmaßnahmen steigen. Jedoch rechnet die 
Bundesregierung ab 2024 wieder mit rückläufigen 
Finanzierungsdefiziten und einer sinkenden Schul­
denstandsquote. Die Tragfähigkeit der öffentlichen 
Finanzen und damit auch das hohe Vertrauen der 

Finanzmärkte in die Kreditwürdigkeit des deut­
schen Staats bleiben gewährleistet. Dabei zeigen der 
Bundeshaushalt 2023 und der Finanzplan bis 2026 
mit Rekordinvestitionen und Entlastungsmaßnah­
men, dass sich tragfähige öffentliche Finanzen, Kri­
senbewältigung und Zukunftsinvestitionen bei ei­
ner wirkungsvollen Priorisierung öffentlicher 
Ausgaben nicht ausschließen.

Der Erfolg der deutschen Finanzpolitik hängt in ei­
ner Wirtschafts- und Währungsunion auch von der 
Finanzpolitik der europäischen Partner ab. Im No­
vember  2022 hat die Europäische Kommission in 
einer Mitteilung ihre Vorstellungen zur Reform der 
europäischen Fiskalregeln veröffentlicht. Die Bun­
desregierung setzt sich bei der Reform des Stabi­
litäts- und Wachstumspakts dafür ein, dass hohe 
Schuldenstände zurückgeführt und in normalen 
und guten Zeiten künftige Handlungsspielräume 
abgesichert werden müssen.

Abgabenbelastung im Blick 
behalten

Steuern und Abgaben sind die Grundlage da­
für, dass der Staat seine Aufgaben erfüllen kann. 
Gleichzeitig erwarten viele Bürgerinnen und Bür­
ger zu Recht, dass die Steuern und Abgaben in ei­
nem angemessenen Verhältnis zu den staatlichen 
Leistungen stehen, die damit finanziert werden. 
Auch vor dem Hintergrund der gesellschaftlichen 
Alterung und des globalen Wettbewerbs um Ta­
lente, Unternehmen und Technologien gilt es, diese 
Balance und die Entwicklung der Abgabenquote im 
Blick zu behalten.

Nach international vergleichbaren Daten der Or­
ganisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) lag die Abgabenquote 
Deutschlands, also die Steuern und Sozialbeiträge 
in Relation zum BIP, im Jahr 2021 bei 39,5 Prozent. 
Da die Abgabenquote zwischen einzelnen Jah­
ren allein aufgrund der konjunkturellen Entwick­
lung gewissen Schwankungen unterliegt, empfiehlt 
sich die Betrachtung mehrjähriger Durchschnitts­
werte (s.  a. Abbildung  1). Im Durchschnitt der 
Jahre 2001 bis 2010 lag die Abgabenquote bei rund 
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Jahreswirtschaftsbericht 2023 – Wohlstand erneuern

35,2 Prozent, im Zeitraum 2011 bis 2020 waren es 
durchschnittlich rund 37,4 Prozent. Im internatio­
nalen Vergleich liegt Deutschland im oberen Mit­
telfeld der betrachteten Staaten. Mit Blick auf die 
Struktur der Steuern und Sozialabgaben zeigt sich, 
dass in Deutschland die Belastung des Faktors Ar­
beit (sowohl im Durchschnitt als auch beim Zuver­
dienst) vergleichsweise hoch ausfällt. Die nominale 
Steuerbelastung deutscher Unternehmen, die für 
ansiedlungswillige Unternehmen eine Indikator­
funktion für die Attraktivität des Wirtschaftsstand­
orts hat, ist ebenfalls vergleichsweise hoch.

Die Bundesregierung adressiert diesen Umstand 
durch gezielte Verbesserungen der Rahmenbedin­
gungen für Investitionen sowohl steuerpolitisch 

(etwa durch attraktive Abschreibungskonditionen) 
als auch durch eine auf Innovation und Nachhal­
tigkeit ausgerichtete Förderpolitik. Zudem werden 
mit dem Inflationsausgleichsgesetz die Effekte der 
kalten Progression zeitnah ausgeglichen und infla­
tionsbedingte reale Mehrbelastungen der Einkom­
mensteuerzahlenden verhindert. Das Inflations­
ausgleichsgesetz stärkt die Kaufkraft und sorgt für 
mehr Leistungsgerechtigkeit und Fairness. Durch 
diese Maßnahme trägt die Bundesregierung auch 
dazu bei, attraktive Rahmenbedingungen für zu­
wanderungswillige Fachkräfte zu erhalten. Auch 
zukünftig sollte die Abgabenbelastung bei der 
Schaffung attraktiver Rahmenbedingungen im 
Blick behalten werden.

Durchschnittliche Abgabenquote
in Prozent des BIP

Quelle: Jahreswirtschaftsbericht 2023 auf Basis von OECD-Daten
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Überblick zur aktuellen Lage

Wirtschaft

	● Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) in Deutschland war im Schlussquartal 2022 rückläufig. Angesichts der 
sehr hohen Inflationsraten und Energiepreise und der damit verbundenen Kaufkrafteinbußen ging vom 
privaten Konsum, der das BIP im Jahresverlauf bisher merklich gestützt hatte, ein negativer Impuls aus.

	● Im Dezember gab es darüber hinaus Rücksetzer bei der Industrieproduktion und im Außenhandel. Hier 
dürfte sich auch die gedämpfte weltwirtschaftliche Entwicklung bemerkbar gemacht haben. Der Arbeits­
markt zeigte sich dagegen zum Start ins Jahr 2023 gemessen an den gesamtwirtschaftlichen Belastungen 
weiterhin robust.

Finanzen

	● Die Einnahmen des Bundeshaushalts beliefen sich im Januar 2023 auf rund 24,3 Mrd. Euro. Damit lagen 
die Einnahmen um 6,4 Prozent (rund +1,5 Mrd. Euro) höher als im Januar des Vorjahres. Die Ausgaben des 
Bundeshaushalts betrugen im Januar 2023 rund 52,5 Mrd. Euro und lagen damit um 15,6 Prozent (rund 
+7,1 Mrd. Euro) höher als im Januar des Vorjahres. Der Anstieg der Ausgaben war maßgeblich auf einen 
Sondereffekt bei den investiven Ausgaben zurückzuführen. Im Januar 2023 wies der Bundeshaushalt ein 
Finanzierungsdefizit von rund 28,2 Mrd. Euro auf.

	● Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeindesteuern) lagen im Januar 2023 um 0,8 Prozent über dem 
Ergebnis vom Januar 2022. Die Einnahmen aus den beiden aufkommensstärksten Steuerarten, der Lohn­
steuer sowie den Steuern vom Umsatz, verzeichneten erhebliche Zuwächse. Demgegenüber standen Auf­
kommensrückgänge bei den übrigen Gemeinschaftsteuern. Das Aufkommen aus den Bundessteuern 
insgesamt lag im Januar 2023 um 3,8 Prozent unter dem entsprechenden Steueraufkommen im Vorjah­
resmonat.

Europa

	● Am 16. Januar 2023 fand eine Sitzung der Eurogruppe statt und der ECOFIN-Rat tagte am 17. Januar 2023. 
Ein Schwerpunkt der Diskussion in der Eurogruppe war der Meinungsaustausch zu den Fortschritten 
beim Projekt digitaler Euro. Ein weiteres zentrales Thema war die Wirtschaftslage. Im ECOFIN stellte 
die schwedische Ratspräsidentschaft ihr Präsidentschaftsprogramm vor. Im Mittelpunkt des ECOFIN 
stand der Austausch zu den wirtschaftlichen und finanziellen Folgen der russischen Aggression gegen die 
Ukraine.

	● Über die Sitzungen der Eurogruppe und des ECOFIN-Rats am 13. und 14. Februar 2023 wird in der 
März-Ausgabe des Monatsberichts berichtet.
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BIP-Rückgang zum 
Jahresende 2022

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) in Deutschland 
ging im 4. Quartal 2022 in preis-, kalender- und sai­
sonbereinigter Rechnung gegenüber dem Vorquar­
tal zurück (nach vorläufiger Schätzung des Statisti­
schen Bundesamts vom 30. Januar 2023 betrug der 
Rückgang 0,2  Prozent). Aus der Schnellschätzung 
zum vorläufigen BIP-Jahresergebnis vom 13.  Ja­
nuar 2023 war noch ein etwa unverändertes BIP im 
4. Quartal zu erwarten gewesen.

Die seit der Schnellschätzung veröffentlichten In­
dikatoren zeigen an, dass die wirtschaftliche Ent­
wicklung zum Jahresende deutlich gedämpft 
wurde. Vor allem die Kaufkraftverluste durch hohe 
Energiepreise und Inflationsraten belasteten den 
privaten Konsum. So fielen die Einzelhandelsum­
sätze und der Umsatz im Gastgewerbe zum Jahres­
ende recht schwach aus. Daneben waren sowohl 
Industrieproduktion als auch Außenhandel im De­
zember merklich rückläufig. Die Entwicklung im 
Verarbeitenden Gewerbe dürfte dabei neben den 
hohen Energiepreisen auch von einer schwachen 
Weltkonjunktur gebremst worden sein. Der Ar­
beitsmarkt trotzte dagegen weiterhin den gesamt­
wirtschaftlichen Belastungen, die Beschäftigung 
stieg saisonbereinigt auch zum Jahresende weiter 
an.

Kurzfristig ist aufgrund vorliegender Frühindikato­
ren sowie der anhaltend hohen Inflation, die im Ja­
nuar nach vorläufiger Schätzung des Statistischen 
Bundesamts 8,7  Prozent betragen hat, weiterhin 
von einer gedämpften konjunkturellen Entwick­
lung auszugehen. Im weiteren Jahresverlauf gehen 
aktuelle Konjunkturprognosen – wie die Jahrespro­
jektion der Bundesregierung – grundsätzlich davon 
aus, dass die wirtschaftliche Dynamik nach einem 
schwierigen Winterhalbjahr wieder sukzessive an 

Fahrt gewinnt, wenn sich die derzeit noch hohe In­
flationsdynamik abschwächt, die Impulse aus den 
fiskalischen Stabilisierungsmaßnahmen wirken, 
Lieferengpässe weiter nachlassen und die Weltwirt­
schaft wieder etwas an Tempo aufnimmt. Der Aus­
blick bleibt aber mit hoher Unsicherheit behaftet.

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeinde­
steuern) lagen im Januar 2023 leicht (+0,8 Prozent) 
oberhalb des Ergebnisses vom Januar 2022. Die an­
haltend robuste Entwicklung auf dem Arbeits­
markt spiegelte sich dabei in einem Anstieg des 
Lohnsteueraufkommens gegenüber dem Vorjahr 
wider, der allerdings kassenmäßig durch die Erhö­
hung des Kindergelds zum 1. Januar 2023 gedämpft 
wurde (siehe Beitrag zur Entwicklung der Steuer­
einnahmen in dieser Ausgabe). Auch das Aufkom­
men der Steuern vom Umsatz lag oberhalb des Ni­
veaus im Vorjahresmonat, die zugrundeliegenden 
Umsätze stammen dabei allerdings überwiegend 
aus dem November. Ein deutliches Minus war er­
neut bei der Grunderwerbsteuer zu verzeichnen; 
hier wirkt sich die gesamtwirtschaftliche Lage so­
wie die Verschlechterung der Finanzierungskondi­
tionen merklich negativ auf das Aufkommen aus. 
Die weitere Entwicklung der Steuereinnahmen 
bleibt mit Blick auf die gesamtwirtschaftlichen 
Einflussfaktoren mit hoher Unsicherheit behaftet.

Deutlicher Rückgang bei 
Warenexporten und -importen 
zum Jahresende

Beim Außenhandel war zum Jahresende  2022 ein 
merklicher Einbruch zu verzeichnen. Die nomina­
len Warenexporte gingen im Dezember 2022 kalen­
der- und saisonbereinigt um 6,3 Prozent gegenüber 
dem Vormonat zurück. Die nominalen Warenim­
porte fielen im gleichen Monat kalender- und 

Konjunkturentwicklung 
aus finanzpolitischer Sicht
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Gesamtwirtschaft/Einkommen

2021 Veränderung in Prozent gegenüber

Mrd. Euro  
bzw. Index

gegenüber 
Vorjahr in 
Prozent

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

2.Q 22 3.Q 22 4.Q 22 2.Q 22 3.Q 22 4.Q 22

Bruttoinlandsprodukt¹

Vorjahrespreisbasis (verkettet) 107,6 +2,6 +0,1 +0,5 -0,2 +1,7 +1,3 +0,5

Jeweilige Preise 3.602 +7,4 +1,3 +1,4 +2,1 +8,0 +6,1 +6,5

Einkommen¹

Volkseinkommen 2.743 +6,7 -0,3 +2,3 . +2,8 +4,0 .

Arbeitnehmerentgelte 1.918 +3,5 +0,4 +1,3 . +5,6 +4,6 .

Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen

825 +15,0 -2,2 +4,7 . -4,0 +2,4 .

Verfügbare Einkommen der 
privaten Haushalte

2.177 +7,2 +3,1 +1,9 . +6,2 +8,6 .

Bruttolöhne und -gehälter 1.659 +5,9 +0,4 +1,4 . +6,2 +5,0 .

Sparen der privaten Haushalte 251 -20,7 -1,1 +1,4 . -33,5 -0,6 .

Außenhandel/Umsätze/
Produktion/ 

Auftragseingänge

2022 Veränderung in Prozent gegenüber

Mrd. Euro  
bzw. 

Index

gegenüber 
Vorjahr in 
Prozent

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr²

Nov 22 Dez 22
Dreimonats-
durchschnitt Nov 22 Dez 22

Dreimonats-
durchschnitt

In jeweiligen Preisen

Außenhandel (Mrd. Euro)

Waren-Exporte 1.574 +14,1 +0,1 -6,3 -0,5 +14,0 +5,9 +10,6 

Waren-Importe 1.494 +24,1 -3,2 -6,1 -5,7 +15,5 +3,2 +12,8 

In konstanten Preisen 

Produktion im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2015 = 100)

98,2 -0,9 +0,4 -3,1 -0,7 -0,5 -3,9 -1,6

Industrie³ 96,7 -0,5 +0,7 -2,1 +0,0 +0,6 -2,2 -0,3

Bauhauptgewerbe 113,2 -1,8 -1,8 -8,0 -1,8 -2,3 -8,2 -3,8

Umsätze im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2015 = 100)

Industrie³ 100,8 +2,3 +2,5 -1,7 +1,2 +4,1 +1,8 +3,9 

Inland 95,9 +0,8 +3,0 -2,8 -0,1 +1,4 -1,7 +0,7 

Ausland 105,6 +3,7 +1,9 -0,7 +2,4 +6,5 +4,9 +6,8 

Auftragseingang  
(Index 2015 = 100)

Industrie³ 106,3 -4,9 -4,4 +3,2 -4,0 -10,2 -10,1 -7,9

Inland 100,4 -5,7 -0,5 +5,7 -0,7 -7,2 -11,1 -8,5

Ausland 110,9 -4,4 -6,9 +1,2 -6,1 -12,2 -9,4 -7,6

Bauhauptgewerbe . . -5,6 . -2,7 -12,0 . -16,0

Umsätze im Handel  
(Index 2015 = 100)

Einzelhandel  
(ohne Kfz, mit Tankstellen)

116,1 -0,7 +1,9 -5,3 -1,9 -4,9 -6,6 -6,0

Handel mit Kfz . . +2,0 . +5,0 +1,7 . -1,0

Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
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saisonbereinigt um 6,1  Prozent gegenüber dem 
Vormonat. Im Vorjahresvergleich lagen die Aus­
fuhren 5,9 Prozent und die Einfuhren um 3,0 Pro­
zent höher. Der Saldo der gesamten Warenhandels­
bilanz betrug im Dezember 10,0 Mrd. Euro.

Das kräftige Minus in den nominalen Verände­
rungsraten ist dabei im Gegensatz zu den Vormo­
naten nicht maßgeblich auf rückläufige Außen­
handelspreise zurückzuführen (Importpreise im 
Dezember -1,6  Prozent zum Vormonat, Export­
preise +0,1  Prozent). Stattdessen dürfte es deutli­
che Rückgänge in preisbereinigter Rechnung wi­
derspiegeln. Die schwachen Exporte deuten dabei 
auf eine eingetrübte weltwirtschaftliche Lage hin. 
Deutlich rückläufige Importe korrespondieren mit 
der schwachen Industrieproduktion sowie rück­
läufigen Umsätzen im Einzelhandel.

Ein spürbares Wiederanziehen der Dynamik lassen 
Indikatoren kurzfristig nicht erwarten. Die ifo Ex­
porterwartungen beispielsweise haben sich zwar 
im Januar leicht verbessert, liegen aber weiterhin 
deutlich unterhalb des vor Kriegsbeginn zu ver­
zeichnenden Niveaus. Immerhin rechnet nun eine 
leichte Mehrheit der Unternehmen damit, ihre Ex­
porte steigern zu können. Mit Blick auf die Liefer­
kettensituation sind Frachtraten für Container auf 
zentralen internationalen Seewegen im Jahresver­
lauf deutlich zurückgegangen und liegen wieder 
in der Nähe des Vorpandemieniveaus. Neben der 
Auflösung von Logistikproblemen dürfte dies je­
doch auch die Abschwächung der Weltkonjunktur 
widerspiegeln.

noch: Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten

Arbeitsmarkt

2022 Veränderung in Tausend gegenüber

Personen 
in Mio.

gegenüber 
Vorjahr in 
Prozent

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

Okt 22 Nov 22 Dez 22 Okt 22 Nov 22 Dez 22

Arbeitslose  
(nationale Abgrenzung nach BA)

2,42 -7,5 +14 -16 -15 +117 +124 +154 

Erwerbstätige, Inland 45,57 +1,3 +36 +24 . +495 +458 .

Sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte 

. . +30 . . +477 . .

Preisindizes 
2015 = 100

2022 Veränderung in Prozent gegenüber

Index

gegenüber 
Vorjahr in 
Prozent

Vorperiode Vorjahr 

Okt 22 Nov 22 Dez 22 Okt 22 Nov 22 Dez 22

Importpreise 139,4 +26,3 -1,2 -4,5 -1,6 +23,5 +14,5 +12,6 

Erzeugerpreise gewerbliche Produkte 152,4 +32,9 -4,2 -3,9 -0,4 +34,5 +28,2 +21,6 

Verbraucherpreise 117,7 +7,9 +0,9 -0,5 -0,8 +10,4 +10,0 +8,6 

ifo Geschäftsklima 
Deutschland

saisonbereinigte Salden

Jun 22 Jul 22 Aug 22 Sep 22 Okt 22 Nov 22 Dez 22 Jan 23

Klima +1,9 -5,7 -6,0 -15,7 -15,3 -11,1 -6,3 -2,9

Geschäftslage +26,9 +23,2 +22,6 +15,6 +14,7 +12,4 +15,2 +14,4 

Geschäftserwartungen -20,4 -30,9 -30,9 -42,5 -41,1 -32,0 -25,6 -18,8

1  Stand: Februar 2023, Bruttoinlandsprodukt 4. Quartal 2022: vorläufige Ergebnisse zur Wirtschaftsleistung im 4. Quartal 2022 des 
Statistischen Bundesamts (30. Januar 2023).

2  Produktion arbeitstäglich, Umsatz, Auftragseingang Industrie kalenderbereinigt, Auftragseingang Bauhauptgewerbe saisonbereinigt.
3  Ohne Energie.
Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesagentur für Arbeit, Deutsche Bundesbank, ifo Institut, eigene Berechnungen
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Produktion zum Jahresende 
merklich rückläufig

Die Produktion im Produzierenden Gewerbe 
wurde im Dezember deutlich eingeschränkt (sai­
sonbereinigt -3,1  Prozent gegenüber Vormonat). 
Insbesondere die Bauproduktion verbuchte deut­
liche Einbußen, auch wegen des kalten Wetters 
in der ersten Dezemberhälfte (-8,0  Prozent). Aber 
auch die Industrieproduktion war sichtbar rück­
läufig (-2,1  Prozent). In den energieintensiven In­
dustriezweigen setzte sich der Abwärtstrend – nach 
zwischenzeitlicher Unterbrechung im November – 
wieder fort (-6,9  Prozent). In diesem Bereich un­
terschritt die Produktion im Dezember den Coro­
na-bedingten Tiefpunkt aus dem Frühjahr 2020.

Der reale Umsatz im Verarbeitenden Gewerbe er­
höhte sich im Dezember 2022 saisonbereinigt um 
1,7  Prozent gegenüber dem Vormonat. Im Ver­
gleich zum Vorjahresmonat lag der Umsatz um 
1,8 Prozent höher. Die Auftragseingänge im Verar­
beitenden Gewerbe stiegen in realer Rechnung im 
Dezember um 3,2  Prozent gegenüber Vormonat. 
Ohne die Berücksichtigung von Großaufträgen er­
gab sich allerdings ein Rückgang von 0,6  Prozent. 
Im Vergleich zum Vorjahresmonat lagen die Auf­
tragseingänge damit um 10,1 Prozent niedriger.

Die Materialengpässe in der Industrie verringerten 
sich gemäß Befragungen des ifo Instituts kontinu­
ierlich weiter, jedoch auf noch erhöhtem Niveau. 
So berichteten im Januar 48,4 Prozent der befrag­
ten Firmen über Knappheiten, nach 50,7  Prozent 
im Dezember. Allerdings war die Spanne zwischen 
den Wirtschaftsbereichen sehr hoch: So meldeten 
in der Automobilindustrie und im Maschinenbau 
noch rund 75  Prozent der Unternehmen Materi­
alknappheit. In der Metallerzeugung waren es nur 
7,5 Prozent.

Gedämpftes 
Weihnachtsgeschäft im 
Einzelhandel

Die Einzelhandelsumsätze und der Umsatz im 
Gastgewerbe wurden zum Jahresende  2022 ange­
sichts der mit den hohen Energiepreisen und Infla­
tionsraten verbundenen Kaufkraftverluste merk­
lich gebremst. Die realen Einzelhandelsumsätze 
(ohne Kfz) fielen im Dezember gegenüber dem Vor­
monat kalender- und saisonbereinigt um 5,3 Pro­
zent. Im Vergleich zum Vorjahresmonat lagen die 
Einzelhandelsumsätze real um 6,4 Prozent niedri­
ger, nominal aber um 4,2 Prozent höher. Der reale 
Umsatz im Gastgewerbe sank im November kalen­
der- und saisonbereinigt um 6,0 Prozent gegenüber 
dem Vormonat merklich. Gegenüber dem Vorjah­
resmonat war der reale Umsatz um 12,6  Prozent 
höher; nominal lag der Umsatz um 23,3  Prozent 
über dem Niveau des Vorjahresmonats.

Mit Blick auf die weitere Entwicklung hat das 
ifo Geschäftsklima im Einzelhandel im Januar seine 
anhaltende Erholung fortgesetzt. Die aktuelle La­
geeinschätzung liegt im Saldo nur noch knapp im 
negativen Bereich, die Geschäftserwartungen für 
die nächsten Monate bleiben trotz der Aufhellung 
aber pessimistisch. Auch das GfK-Konsumklima 
erholte sich im Januar erneut leicht, der Indikator 
lag jedoch weiter auf sehr niedrigem Niveau. Dabei 
konnte sich vor allem die Konjunkturerwartung 
weiter verbessern und hat fast wieder ihren lang­
jährigen Durchschnitt erreicht. Auch die Einkom­
menserwartung legte deutlich zu, verblieb aber un­
terhalb früherer Werte. Die Anschaffungsneigung 
bewegte sich dagegen auf niedrigem Niveau na­
hezu seitwärts.
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Arbeitslosigkeit fällt zu 
Jahresbeginn saisonbereinigt 
leicht, Erwerbstätigkeit legte 
im Dezember 2022 weiter zu

Die Lage am Arbeitsmarkt zeigt sich auch zum Ein­
stieg in das Jahr 2023 weiterhin robust gegenüber 
der gedämpften gesamtwirtschaftlichen Dynamik. 
Die Arbeitslosigkeit stieg zwar wie im Januar üb­
lich an (rund +162.000  Personen gegenüber Vor­
jahresmonat auf 2,62 Millionen Personen), saison­
bereinigt ergab sich aber ein leichter Rückgang um 
rund 15.000  Personen. Die Arbeitslosenquote lag 
wie im Vormonat bei 5,5 Prozent (5,7 Prozent nach 
Ursprungswerten).

Bei der Erwerbstätigkeit und der sozialversiche­
rungspflichtigen Beschäftigung waren zum Jah­
resende  2022 weitere Anstiege zu beobachten. 
Erwerbstätig waren im Dezember nach Inlän­
derkonzept und Ursprungswerten 45,7  Millionen 
Personen, das sind 435.000  Personen mehr als im 
Vorjahresmonat (+1,0  Prozent). Gegenüber dem 
Vormonat stieg die Zahl leicht um 21.000  Perso­
nen (+0,0  Prozent). Die sozialversicherungspflich­
tige Beschäftigung lag nach Hochrechnung der 
Bundesagentur für Arbeit  (BA) im November bei 
34,9  Millionen Personen (+1,4  Prozent gegenüber 
dem Vorjahresmonat).

Die Kurzarbeit stieg dagegen im November  2022 
etwas, lag jedoch deutlich von den stark erhöh­
ten Werten der vergangenen Jahre entfernt. Nach 
Hochrechnung der  BA erhielten 208.000  Be­
schäftigte konjunkturelles Kurzarbeitergeld 
(+70.000  Personen gegenüber Oktober). Anzeigen 
deuten auf ein weiterhin etwas erhöhtes Niveau 
hin, jedoch nicht auf eine spürbare Zunahme. Vom 
1. bis 25. Januar 2023 wurden bei der BA Anzeigen 
auf Kurzarbeit für 57.000 Personen gestellt (im Ok­
tober und November 2022 waren es insgesamt An­
zeigen für jeweils rund 100.000 Personen). Betrof­
fen ist insbesondere das Verarbeitende Gewerbe, 
auf das im Januar 62 Prozent der angezeigten Kurz­
arbeit entfielen.

Frühindikatoren für die Beschäftigungsaussich­
ten deuten am aktuellen Rand auf eine weiterhin 
intakte beziehungsweise sogar zunehmende Ar­
beitsnachfrage und damit grundsätzlich auf eine 
Fortsetzung des anhaltenden Beschäftigungs­
wachstums hin. Dämpfend dürfte sich dabei aller­
dings die Verfügbarkeit qualifizierter Arbeitskräfte 
für offene Stellen bemerkbar machen. So ist der Ar­
beitskräfteknappheits-Index des Instituts für Ar­
beitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) im Januar 
auf einen neuen Rekordstand gestiegen.
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BIP-Wachstum und ifo Geschäftsklima Deutschland
Salden    in Prozent

Im April 2018 löste das ifo Geschäftsklima Deutschland den bisherigen Index für die Gewerbliche Wirtschaft ab.
Quellen: Statistisches Bundesamt, ifo Institut, eigene Berechnungen
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Steuereinnahmen im Januar 2023

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemein­
desteuern) lagen im Januar  2023 um 0,8  Prozent 
über dem Ergebnis vom Januar  2022. Der Anstieg 
war auf ein Plus von 2,1 Prozent bei den Gemein­
schaftsteuern zurückzuführen. Die Einnahmen aus 
den beiden aufkommensstärksten Steuerarten, der 
Lohnsteuer sowie den Steuern vom Umsatz, ver­
zeichneten erhebliche Zuwächse. Demgegenüber 
standen Aufkommensrückgänge bei den übrigen 
Gemeinschaftsteuern: im Wesentlichen bei der 
Körperschaftsteuer, den nicht veranlagten Steuern 
vom Ertrag sowie der Abgeltungssteuer auf Zins- 
und Veräußerungserlöse. Die Einnahmen aus den 
Bundessteuern gingen um 3,8 Prozent zurück. Hier 
wiesen Energie-, Tabak- und Stromsteuer nennens­
werte Rückgänge auf. Die Einnahmen aus den Län­
dersteuern verzeichneten ein Minus von 19,2 Pro­
zent zum Vorjahresmonat, bedingt vor allem durch 
Einnahmerückgänge der beiden aufkommens­
stärksten Ländersteuern - der Grunderwerb- sowie 
der Erbschaftsteuer.

EU-Eigenmittel

Im Berichtsmonat Januar  2023 lag die Abführung 
von EU-Eigenmitteln (inklusive Zölle) um 31,9 Pro­
zent niedriger gegenüber dem Vorjahreszeitraum. 
Die monatlichen Anforderungen der Europäischen 
Union (EU) orientieren sich grundsätzlich an dem 
jeweils gültigen Jahreshaushalt der EU und vertei­
len sich in der Regel recht gleichmäßig auf die ein­
zelnen Monate. In einzelnen Monaten können sich 
aber auch größere Schwankungen gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum ergeben.

Verteilung auf Bund, Länder 
und Gemeinden

Die Steuereinnahmen des Bundes nach Verrech­
nung von Bundesergänzungszuweisungen, die der 
Bund leistungsschwachen Ländern im Rahmen 

des bundesstaatlichen Finanzausgleichs aus seinen 
Einnahmen gewährt, verzeichneten im Januar 2023 
einen Anstieg um 7,3  Prozent gegenüber dem Er­
gebnis vom Januar 2022. Die Einnahmen des Bun­
des aus den Gemeinschaftsteuern stiegen dabei 
mit 3,2  Prozent stärker als das Steueraufkommen 
der Gemeinschaftsteuern insgesamt (+2,1 Prozent). 
Dies war darauf zurückzuführen, dass der Bundes­
anteil am Aufkommen der Steuern vom Umsatz ei­
nen Zuwachs von 7,9  Prozent verzeichnete, wäh­
rend das Aufkommen der Steuern vom Umsatz 
insgesamt weniger stark um 5,5 Prozent anstieg.

Der Bund ist gemäß §  1 Abs.  1 Finanzausgleichs­
gesetz mit rund 52,81 Prozent am Aufkommen der 
Steuern vom Umsatz beteiligt. Dieser Anteil wird 
im Weiteren durch die Zuweisung von Festbeträ­
gen vom Bund an die Länder und Gemeinden im 
vertikalen Finanzausgleich gemindert. Der stärkere 
Anstieg des Bundesanteils im Januar  2023 ist auf 
die Wirkung der Festbeträge zurückzuführen:

1.	 Durch die Verringerung der Festbeträge ge­
genüber dem Vergleichszeitraum um circa 
0,2 Mrd. Euro erhöhte sich der Bundesanteil 
erheblich. Im Vorjahr hatten die Länder noch 
zusätzliche Mittel aus dem KiTa-Qualitäts- 
und -Teilhabeverbesserungsgesetz sowie dem 
Aktionsprogramm „Aufholen nach Corona 
für Kinder und Jugendliche für die Jahre 2021 
und 2022“ erhalten.

2.	 Selbst unter der Voraussetzung gleichbleiben­
der Festbeträge wächst bei steigendem Umsatz­
steueraufkommen der Anteil des Bundes am 
Aufkommen, da der Umfang der Festbeträge 
von der Veränderung des Aufkommens nicht 
betroffen ist.

Die Einnahmen des Bundes aus den Bundessteu­
ern verringerten sich gegenüber Januar  2022 um 
3,8 Prozent. Zudem stiegen die Bundesergänzungs­
zuweisungen um 11,5  Prozent. Demgegenüber 
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lagen die Regionalisierungsmittel für den öffent­
lichen Personennahverkehr (ÖPNV) an die Länder 
im Berichtsmonat Januar 2023 leicht unter dem Ni­
veau des Vorjahresmonats. Zudem hatte der Bund 
geringere Eigenmittelabführungen an die  EU zu 
leisten als im Vorjahresmonat (s. o.).

Die Länder verbuchten im Januar  2023 einen 
leichten Rückgang ihrer Steuereinnahmen um 

0,8  Prozent gegenüber dem Vorjahresmonat. Der 
oben beschriebene Mechanismus der Umsatz­
steuerverteilung führte dabei zu einem im Ver­
gleich mit dem Bund geringeren Anstieg der Ein­
nahmen der Länder aus den Steuern vom Umsatz 
(+3,1  Prozent) und aus den Gemeinschaftsteu­
ern insgesamt (+0,8  Prozent). Darüber hinaus war 
bei den Ländersteuern ein deutliches Minus von 
19,2  Prozent zu verzeichnen. Die Einnahmen aus 
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Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹ 

2023

Januar
Veränderung  

gegenüber Vorjahr 
Schätzungen  für 

20234

Veränderung 
gegenüber Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer² 20.778 +4,2 258.350 +13,7

Veranlagte Einkommensteuer 1.996  -1,1 79.350 +2,5

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 1.550  -15,6 32.350  -0,8

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge

804  -13,2 7.200 +9,8

Körperschaftsteuer 860  -42,8 44.050  -4,9

Steuern vom Umsatz 24.808 +5,5 289.950 +1,8

Gemeinschaftsteuern insgesamt 50.796 +2,1 711.250 +5,4

Gewerbesteuerumlagen

Gewerbesteuerumlage 348 +28,8 6.041  -4,8

erhöhte Gewerbesteuerumlage 0  -94,6 0 X

Gewerbesteuerumlagen insgesamt 348 +28,7 6.041  -4,8

Bundessteuern

Energiesteuer 283  -27,5 36.965 +9,8

Tabaksteuer 461  -14,4 15.630 +9,8

Alkoholsteuer 165  -7,2 2.170  -1,0

Versicherungsteuer 829 +1,4 16.270 +3,8

Stromsteuer 611  -2,7 6.800  -0,4

Kraftfahrzeugsteuer  872  -1,2 9.470  -0,3

Luftverkehrsteuer 94 +51,2 1.570 +37,7

Solidaritätszuschlag 678 +1,8 12.500 +4,4

Übrige Bundessteuern 135 +5,2 1.454 +0,6

Bundessteuern insgesamt 4.129  -3,8 102.829 +6,4

Ländersteuern

Erbschaftsteuer 764  -15,2 9.500 +3,0

Grunderwerbsteuer 1.205  -24,1 16.900  -1,3

Rennwett- und Lotteriesteuer 238  -8,1 2.623 +2,1

Biersteuer 45  -4,7 591  -1,5
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Regionalisierungsmitteln ÖPNV lagen um 3,8 Pro­
zent unter dem Vorjahresmonatsniveau. Demge­
genüber standen höhere Einnahmen der Länder aus 
Bundesergänzungszuweisungen (+11,5 Prozent).

Der Gemeindeanteil an den Gemeinschaftsteuern 
stieg im Berichtszeitraum um 3,3 Prozent. Die Ein­
nahmen der Gemeinden aus den Steuern vom Um­
satz stiegen um 3,8 Prozent.

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer

Das Bruttoaufkommen der Lohnsteuer lag im Ja­
nuar  2023 um 6,0  Prozent über dem Aufkom­
men im Vorjahresmonat. Darin zeigte sich u.  a., 
dass die Entwicklung des Arbeitsmarkts auch im 

Dezember  2022 trotz der gesamtwirtschaftlichen 
Belastungen weiterhin robust verlief (siehe Be­
richt zur konjunkturellen Entwicklung in diese 
Ausgabe). Das aus dem Lohnsteueraufkommen ge­
zahlte Kindergeld stieg um 15,3 Prozent gegenüber 
Januar 2022. Dieser Anstieg wurde im Wesentlichen 
durch die Erhöhung des Kindergelds zum 1.  Ja­
nuar 2023 verursacht. Im Ergebnis erhöhte sich das 
kassenmäßige Lohnsteueraufkommen um 4,2 Pro­
zent gegenüber dem Vorjahresmonat.

Körperschaftsteuer

Das Körperschaftsteueraufkommen brutto wird im 
Januar vor allem aus der Veranlagungstätigkeit der 
Finanzverwaltung generiert. Es lag im Januar 2023 
deutlich um 41,2  Prozent unter dem Ergebnis 
des Januar  2022. Aus dem Aufkommen wurden 
in Summe geringe Beträge an Forschungs- und 

noch: Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹

2023

Januar
Veränderung  

gegenüber Vorjahr 
Schätzungen  für 

20234

Veränderung 
gegenüber Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent

Übrige Ländersteuern 28 +2,4 600 +3,5

Ländersteuern insgesamt 2.280  -19,2 30.214 +0,4

EU-Eigenmittel

Zölle 481 +13,9 6.850 +0,3

Mehrwertsteuer-Eigenmittel 425 +7,6 5.100 +5,4

BNE-Eigenmittel 1.160  -48,9 27.070 +5,9

Kunststoff-Eigenmittel 115  -0,8 1.380 +0,2

EU-Eigenmittel insgesamt 2.181  -31,9 40.400 +4,6

Bund³ 23.527 +7,3 369.707 +9,6

Länder³ 28.118  -0,8 387.370 +0,7

EU 2.181  -31,9 40.400 +4,6

Gemeindeanteil an der Einkommen- und 
Umsatzsteuer

4.208 +3,3 59.706 +9,4

Steueraufkommen insgesamt (ohne 
Gemeindesteuern)

58.034 +0,8 857.184 +5,2

1  Methodik: Kassenmäßige Verbuchung der Einzelsteuer insgesamt und Aufteilung auf die Ebenen entsprechend den gesetzlich 
festgelegten Anteilen. Aus kassentechnischen Gründen können die tatsächlich von den einzelnen Gebietskörperschaften im 
laufenden Monat vereinnahmten Steuerbeträge von den Sollgrößen abweichen.

2  Nach Abzug der Kindergelderstattung durch das Bundeszentralamt für Steuern.
3  Nach Ergänzungszuweisungen; Abweichung zu Tabelle „Einnahmen des Bundes“ ist methodisch bedingt (vergleiche Fußnote 1).
4  Ergebnis Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ vom Oktober 2022.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Investitionszulage mit einem Volumen von ins­
gesamt rund 24,4  Mio.  Euro gezahlt, sodass deren 
Einfluss auf das Körperschaftsteueraufkommen 
marginal war. Im Januar  2023 lag das kassenmä­
ßige Körperschaftsteueraufkommen insgesamt um 
42,8 Prozent niedriger als im Januar 2022.

Veranlagte Einkommensteuer

Das Aufkommen aus veranlagter Einkommen­
steuer brutto stieg im Januar 2023 um 7,7 Prozent 
gegenüber Januar  2022. Vom Bruttoaufkommen 
waren die Arbeitnehmererstattungen abzuzie­
hen, deren Niveau um 43,9  Prozent höher lag als 
im Januar  2022. Ebenso wie bei der Körperschaft­
steuer resultierte die Entwicklung der Einnah­
men von veranlagter Einkommensteuer brutto 
sowie der Arbeitnehmererstattungen aus der Ver­
anlagung. Zudem waren in geringem Ausmaß 
noch Investitions-, Forschungs- und Eigenheim­
zulagen zu berücksichtigen. Per saldo verringerte 
sich das kassenmäßige Aufkommen aus veranlag­
ter Einkommensteuer um 1,1  Prozent gegenüber 
Januar 2022.

Nicht veranlagte Steuern vom 
Ertrag

Im Januar 2023 lag das Bruttoaufkommen der nicht 
veranlagten Steuern vom Ertrag um 15,8  Prozent 
unter demjenigen im Vorjahresmonat. Aus dem 
Bruttoaufkommen wurden rund 7  Mio.  Euro Er­
stattungen durch das Bundeszentralamt für Steu­
ern geleistet (-47,2 Prozent gegenüber Januar 2022). 
Insgesamt ergab sich damit ein Rückgang des Kas­
senaufkommens der nicht veranlagten Steuern 
vom Ertrag um 15,6 Prozent gegenüber Januar 2022.

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge

Das Aufkommen aus der Abgeltungsteuer auf Zins- 
und Veräußerungserträge lag im Januar  2023 um 

13,2  Prozent unter dem Niveau des entsprechen­
den Vorjahreszeitraums.

Steuern vom Umsatz

Das Aufkommen der Steuern vom Umsatz er­
höhte sich im Januar 2023 um 5,5 Prozent gegen­
über dem Niveau des Vorjahresmonats. Die Ein­
nahmen aus der (Binnen-)Umsatzsteuer stiegen 
leicht um 0,3 Prozent und die Einnahmen aus der 
Einfuhrumsatzsteuer um 19,5 Prozent im Vergleich 
zum Januar 2022. Das Aufkommen der Einfuhrum­
satzsteuer stieg im Einklang mit dem gegenüber 
Vorjahr deutlich höheren Wert der Warenimporte 
merklich. Da die Einfuhrumsatzsteuer bei der (Bin­
nen-)Umsatzsteuer als Vorsteuer abgezogen wer­
den kann, führen steigende Einnahmen bei der 
Einfuhrumsatzsteuer tendenziell zu einer schwä­
cheren Einnahmeentwicklung bei der (Binnen-)
Umsatzsteuer. Dazu dürfte sich im Berichtsmonat 
die Senkung des Umsatzsteuersatzes auf Gas und 
Fernwärme vom 1. Oktober 2022 bis 31. März 2024 
spürbar dämpfend auf die Entwicklung des Auf­
kommens der (Binnen-)Umsatzsteuer ausgewirkt 
haben.

Bundessteuern

Das Aufkommen aus den Bundessteuern insge­
samt lag im Januar  2023 um 3,8  Prozent unter 
dem entsprechenden Steueraufkommen im Vor­
jahresmonat. Das Energiesteueraufkommen wies 
mit 27,5  Prozent einen hohen Rückgang gegen­
über dem Vorjahresmonat auf. Bei der Tabaksteuer 
ergab sich ein Minus von 14,4  Prozent gegenüber 
dem Januar  2022. Das Aufkommen aus dem Soli­
daritätszuschlag stieg durch den Anstieg seiner Be­
messungsgrundlagen um 1,8  Prozent. Zuwächse 
zeigten weiterhin die Versicherungsteuer (+1,4 Pro­
zent) sowie – merklich, da gegenüber einem durch 
die Pandemie noch deutlich betroffenen Vorjah­
resmonat  – die Luftverkehrsteuer (+51,2  Prozent). 
Rückgänge im Vergleich zum Vorjahresmonat er­
gaben sich dagegen bei der Kraftfahrzeugsteuer 
(-1,2  Prozent), der Stromsteuer (-2,7  Prozent), der 
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Alkoholsteuer (-7,2  Prozent) und der Kaffeesteuer 
(5,1 Prozent). Die Veränderungen der übrigen Steu­
erarten hatten nur geringfügige Auswirkungen auf 
das Steueraufkommen.

Ländersteuern

Das Aufkommen der Ländersteuern lag im Ja­
nuar  2023 um 19,2  Prozent unter dem Ergeb­
nis aus dem Januar  2022, maßgeblich bedingt 
durch den Rückgang der Einnahmen aus der 

Grunderwerbsteuer (-24,1  Prozent) und der Erb­
schaftsteuer (-15,2 Prozent). Bei der Grunderwerb­
steuer dürfte die Eintrübung am Immobilienmarkt 
infolge der stark gestiegenen Baupreise und der 
verschlechterten Finanzierungskonditionen die 
Aufkommensentwicklung beeinträchtigen. Bei 
den Rennwett- und Lotteriesteuern ergab sich ein 
Rückgang um 8,1 Prozent sowie bei der Biersteuer 
um 4,7  Prozent; Zuwächse verzeichnete dagegen 
die Feuerschutzsteuer um 2,7  Prozent jeweils ge­
genüber Januar 2022.
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Entwicklung des Bundeshaushalts im 
Januar 2023

Einnahmen
Die Einnahmen des Bundeshaushalts beliefen 
sich im Januar  2023 auf rund 24,3  Mrd.  Euro. Da­
mit lagen die Einnahmen um 6,4  Prozent (rund 
+1,5 Mrd. Euro) höher als im Januar des Vorjahres. 
Die Steuereinnahmen stiegen um 6,4 Prozent (rund 
+1,4  Mrd.  Euro) gegenüber der Vorjahresperiode. 
Für weitere Informationen zu den Steuereinnah­
men s. a. „Steuereinnahmen im Januar 2023“ in die­
ser Ausgabe des Monatsberichts.

Die Sonstigen Einnahmen lagen im Berichtsmonat 
um 6,1 Prozent (rund +0,1 Mrd. Euro) über dem ent­
sprechenden Vorjahresergebnis.

Ausgaben

Die Ausgaben des Bundeshaushalts betrugen im 
Januar  2023 rund 52,5  Mrd.  Euro und lagen da­
mit um 15,6  Prozent (rund +7,1  Mrd.  Euro) höher 
als im Januar des Vorjahres. Nach ökonomischen 
Arten gegliedert resultierte dieser Anstieg vorran­
gig aus höheren investiven Ausgaben (+198,2 Pro­
zent beziehungsweise rund +6,6  Mrd.  Euro). Der 
enorme Anstieg der investiven Ausgaben war maß­
geblich auf einen Sondereffekt zurückzuführen. 
Das im Januar 2023 gewährte Darlehen an den „Re­
silience and Sustainability Trust“ des Internatio­
nalen Währungsfonds in Höhe von 6,3  Mrd.  Euro 
war haushaltsrechtlich als investive Ausgabe zu bu­
chen. Bereinigt um diesen Effekt stiegen die inves­
tiven Ausgaben um 0,3 Mrd. Euro beziehungsweise 
7,8  Prozent. Die Sachinvestitionen lagen rund 
7,3 Prozent über dem Niveau des Vorjahres.

Die konsumtiven Ausgaben lagen im betrach­
teten Zeitraum etwa auf dem Niveau des Vor­
jahres (+1,3  Prozent beziehungsweise rund 
+0,5 Mrd. Euro). Dabei gab es gegenläufige Effekte: 

Während der Laufende Sachaufwand (+37,9  Pro­
zent beziehungsweise rund +0,7  Mrd.  Euro) und 
infolge des allgemeinen Anstiegs des Zinsniveaus 
auch die Zinsausgaben (+47,8 Prozent beziehungs­
weise rund +1,6 Mrd. Euro) deutlich anstiegen, gin­
gen die Laufenden Zuweisungen und Zuschüsse 
um 6,3 Prozent beziehungsweise rund 2 Mrd. Euro 
zurück. Ausschlaggebend für diesen Rückgang war, 
dass nur in begrenztem Maße Mittel für die Be­
kämpfung und Abmilderung negativer Folgen der 
COVID-19-Pandemie bereitgestellt werden muss­
ten. So gingen die Leistungen des Bundes an den 
Gesundheitsfonds für SARS-CoV-2-Pandemie-be­
dingte Belastungen um rund 2,6  Mrd.  Euro auf 
0,3  Mrd.  Euro zurück. Für Ausgleichszahlungen 
nach §  21 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes 
wurden im Januar 2023 keine Mittel mehr bereitge­
stellt (Januar 2022: 1,4 Mrd. Euro). Für Corona-Un­
ternehmenshilfen wurden rund 60 Mio. Euro und 
damit rund 0,4 Mrd. Euro weniger verausgabt.

Finanzierungssaldo

Im Januar 2023 wies der Bundeshaushalt ein Finan­
zierungsdefizit von rund 28,2 Mrd. Euro auf.

Die Einnahmen und Ausgaben unterliegen im 
Laufe des Haushaltsjahres starken Schwankungen 
und beeinflussen somit die eingesetzten Kassen­
mittel in den einzelnen Monaten in unterschiedli­
chem Maße. Auch der Kapitalmarktsaldo zeigt im 
Jahresverlauf in der Regel starke Schwankungen. 
Die unterjährige Entwicklung des Finanzierungs­
saldos und des jeweiligen Kapitalmarktsaldos sind 
daher keine Indikatoren, aus denen sich die erfor­
derliche Nettokreditaufnahme und der Finanzie­
rungssaldo am Jahresende errechnen lassen.
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Entwicklung des Bundeshaushalts

Ist 2022 Soll 2023
Ist-Entwicklung 

Januar 2023¹

Ausgaben (Mrd. Euro)² 480,7 476,3 52,5

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent +15,6

Einnahmen (Mrd. Euro)³ 364,7 389,9 24,3

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent +6,4

Steuereinnahmen (Mrd. Euro) 337,2 358,1 22,5

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent +6,4

Saldo der durchlaufenden Mittel (Mrd. Euro) 0,0 0,0 0,0

Finanzierungssaldo (Mrd. Euro) - 116,0 - 86,4 - 28,2

Deckung/Verwendung: 116,0 86,4 28,2

Kassenmittel (Mrd. Euro) - - 230,8

Münzeinnahmen (Mrd. Euro) 0,1 0,2 0,0

Saldo der Rücklagenbewegungen4 0,5 40,5 0,0

Nettokreditaufnahme/unterjähriger Kapitalmarktsaldo5 (Mrd. Euro) 115,4 45,6 - 202,6

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Buchungsergebnisse.
2  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
3  Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
4  Negative Werte stellen Rücklagenbildung dar.
5  (-) Tilgung, (+) Kreditaufnahme.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Bundesausgaben nach Aufgabenbereichen

Ist 2022 Soll 2023

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr

Januar 
2022

Januar 
2023

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Allgemeine Dienste 108.785 22,6 108.723 22,8 8.215 9.226 +12,3

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 13.615 2,8 12.005 2,5 1.181 1.361 +15,3

Verteidigung 51.608 10,7 52.027 10,9 3.827 4.586 +19,8

Politische Führung, zentrale Verwaltung 22.069 4,6 22.471 4,7 1.896 2.001 +5,5

Finanzverwaltung 6.150 1,3 6.766 1,4 467 471 +0,8

Bildung, Wissenschaft, Forschung, Kulturelle 
Angelegenheiten

28.009 5,8 33.483 7,0 942 1.593 +69,1

Förderung für Schülerinnen und Schüler, 
Studierende, Weiterbildungsteilnehmende

4.127 0,9 5.646 1,2 406 527 +29,9

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung außerhalb 
der Hochschulen

16.638 3,5 20.273 4,3 271 680 +150,9

Soziale Sicherung, Familie und Jugend, 
Arbeitsmarktpolitik

253.717 52,8 214.183 45,0 28.182 27.607 -2,0

Sozialversicherungen einschließlich 
Arbeitslosenversicherung

136.757 28,5 136.461 28,7 19.368 20.041 +3,5

darunter:

Allgemeine Rentenversicherung 99.373 20,7 103.082 21,6 15.027 15.706 +4,5

Krankenversicherung 15.867 3,3 18.975 4,0 1.225 1.452 +18,5

Arbeitsmarktpolitik 42.625 8,9 44.351 9,3 3.077 3.682 +19,7

darunter:

Bürgergeld nach dem SGB II 22.276 4,6 23.760 5,0 1.884 2.384 +26,6

Leistungen des Bundes für Unterkunft und 
Heizung nach dem SGB II

9.729 2,0 10.400 2,2 559 662 +18,5

Familienhilfe, Wohlfahrtspflege u. ä. 11.711 2,4 14.984 3,1 962 1.027 +6,8

Soziale Leistungen nach dem SGB XII und dem 
Asylbewerberleistungsgesetz

8.690 1,8 9.075 1,9 907 986 +8,7

Sonstige soziale Angelegenheiten 48.857 10,2 4.116 0,9 3.372 1.202 -64,4

Gesundheit, Umwelt, Sport, Erholung 18.489 3,8 9.437 2,0 2.105 448 -78,7

Wohnungswesen, Städtebau, Raumordnung und 
kommunale Gemeinschaftsdienste

2.664 0,6 3.909 0,8 90 139 +55,3

Wohnungswesen, Wohnungsbauprämie 1.589 0,3 2.540 0,5 88 131 +49,1

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 1.701 0,4 2.134 0,4 76 46 -39,6



A
kt

ue
lle

 W
irt

sc
ha

ft
s-

 u
nd

 F
in

an
zl

ag
e

69

Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage
Entwicklung des Bundeshaushalts im Januar 2023

Monatsbericht des BMF 
Februar 2023

Ist 2022 Soll 2023

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr

Januar 
2022

Januar 
2023

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, 
Dienstleistungen

8.795 1,8 20.979 4,4 780 6.741 +763,9

Regionale Förderungsmaßnahmen 1.970 0,4 3.364 0,7 26 7 -72,3

Geld- und Versicherungswesen 2.227 0,5 6.899 1,4 400 6.500 X

Sonstiges im Bereich Gewerbe und 
Dienstleistungen

514 0,1 5.954 1,3 14 38 +178,6

Verkehrs- und Nachrichtenwesen 28.125 5,9 28.008 5,9 1.428 1.500 +5,0

Straßen 9.243 1,9 9.459 2,0 386 410 +6,3

Eisenbahnen und öffentlicher Personennahverkehr 11.852 2,5 10.875 2,3 606 519 -14,4

Allgemeine Finanzwirtschaft 30.403 6,3 55.435 11,6 3.585 5.201 +45,1

Grund- und Kapitalvermögen, Sondervermögen 
und Finanzzuweisungen

13.948 2,9 16.925 3,6 214 225 +5,1

Zinsausgaben und Ausgaben im Zusammenhang mit 
der Schuldenaufnahme

15.293 3,2 39.864 8,4 3.295 4.871 +47,9

Ausgaben insgesamt¹ 480.688 100,0 476.291 100,0 45.403 52.501 +15,6

1  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

noch: Entwicklung der Bundesausgaben nach Aufgabenbereichen
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Die Ausgaben des Bundes nach ökonomischen Arten

Ist 2022 Soll 2023

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr 

Januar 
2022

Januar 
2023

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Konsumtive Ausgaben 434.477 90,4 411.688 86,4 42.093 42.632 +1,3

Personalausgaben 37.843 7,9 41.669 8,7 4.031 4.162 +3,2

Aktivbezüge 28.193 5,9 31.775 6,7 2.912 2.983 +2,4

Versorgung 9.650 2,0 9.894 2,1 1.119 1.179 +5,4

Laufender Sachaufwand 45.075 9,4 49.147 10,3 1.877 2.588 +37,9

Unterhaltung des unbeweglichen 
Vermögens

1.154 0,2 1.082 0,2 54 57 +5,6

Militärische Beschaffungen 18.981 3,9 18.477 3,9 616 1.072 +74,0

Sonstiger laufender Sachaufwand 24.939 5,2 29.588 6,2 1.207 1.459 +20,9

Zinsausgaben 15.264 3,2 39.841 8,4 3.294 4.870 +47,8

Laufende Zuweisungen und Zuschüsse 335.039 69,7 279.324 58,6 32.595 30.551  -6,3

an Verwaltungen 47.360 9,9 36.875 7,7 3.392 2.256  -33,5

an andere Bereiche 287.679 59,8 242.448 50,9 29.204 28.295  -3,1

darunter:

Unternehmen 48.308 10,0 37.812 7,9 2.935 2.351  -19,9

Renten, Unterstützungen u. a. 34.538 7,2 38.950 8,2 2.962 3.509 +18,5

Sozialversicherungen 176.328 36,7 143.728 30,2 21.483 20.694  -3,7

Sonstige Vermögensübertragungen 1.256 0,3 1.707 0,4 295 461 +56,3

Investive Ausgaben 46.211 9,6 71.475 15,0 3.310 9.869 +198,2

Finanzierungshilfen 39.664 8,3 63.378 13,3 3.131 9.677 +209,1

Zuweisungen und Zuschüsse 34.001 7,1 41.360 8,7 1.539 2.220 +44,2

Darlehensgewährungen, 
Gewährleistungen

3.560 0,7 20.641 4,3 1.592 7.457 +368,4

Erwerb von Beteiligungen, 
Kapitaleinlagen

2.103 0,4 1.377 0,3 0 0 X

Sachinvestitionen 6.546 1,4 8.097 1,7 179 192 +7,3

Baumaßnahmen 4.053 0,8 5.311 1,1 78 62  -20,5

Erwerb von beweglichen Sachen 2.303 0,5 2.631 0,6 103 122 +18,4

Grunderwerb 190 0,0 154 0,0 -2 8  -500,0

Globalansätze 0 0,0 -6.872 -1,4 0 0 X

Ausgaben insgesamt¹ 480.688 100,0 476.291 100,0 45.403 52.501 +15,6

1  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Einnahmen des Bundes

Ist 2022 Soll 2023

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr 

Januar 
2022

Januar 
2023

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Steuern1 337.168 92,5 358.126 91,8 21.177 22.534 +6,4

Bundesanteile an Gemeinschaftsteuern: 307.216 84,2 319.508 81,9 20.612 21.014 +2,0

Einkommen- und Körperschaftsteuer 
(einschließlich Abgeltungsteuer auf Zins- 
und Veräußerungserträge)

171.830 47,1 175.337 45,0 9.168 8.586  -6,3

davon:

Lohnsteuer 96.564 26,5 109.799 28,2 6.280 6.252  -0,4

Veranlagte Einkommensteuer 32.900 9,0 24.170 6,2 856 846  -1,2

Nicht veranlagte Steuer vom Ertrag 16.313 4,5 16.175 4,1 873 704  -19,4

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge 

2.886 0,8 3.168 0,8 408 354  -13,2

Körperschaftsteuer 23.167 6,4 22.025 5,6 751 430  -42,7

Steuern vom Umsatz 132.813 36,4 141.668 36,3 11.363 12.273 +8,0

Gewerbesteuerumlage 2.573 0,7 2.503 0,6 81 155 +91,4

Energiesteuer 33.667 9,2 36.965 9,5 391 283  -27,6

Tabaksteuer 14.229 3,9 15.630 4,0 538 461  -14,3

Solidaritätszuschlag 11.978 3,3 12.500 3,2 666 678 +1,8

Versicherungsteuer 15.672 4,3 16.270 4,2 818 829 +1,3

Stromsteuer 6.830 1,9 6.800 1,7 629 611  -2,9

Kraftfahrzeugsteuer 9.499 2,6 9.470 2,4 883 872  -1,2

Alkoholsteuer inklusive Alkopopsteuer 2.194 0,6 2.172 0,6 178 165  -7,3

Kaffeesteuer 1.063 0,3 1.060 0,3 102 97  -4,9

Luftverkehrsteuer 1.140 0,3 1.535 0,4 62 94 +51,6

Schaumweinsteuer und 
Zwischenerzeugnissteuer

379 0,1 390 0,1 26 38 +46,2

Sonstige Bundessteuern 2 0,0 2 0,0 0 0 X

Abzugsbeträge

Konsolidierungshilfen an die Länder 800 X 800 X 0 0 X

Ergänzungszuweisungen an Länder 10.675 X 11.080 X 0 0 X

BNE-Eigenmittel der EU 25.574 X 27.070 X 2.388 1.160  -51,4

Mehrwertsteuer-Eigenmittel der EU 4.838 X 5.100 X 395 425 +7,6

Kunststoff-Eigenmittel der EU 1.377 X 1.380 X 0 115 X

Zuweisungen an Länder für ÖPNV 14.444 X 9.754 X 944 908  -3,8

Zuweisung an die Länder für Kfz-Steuer und 
Lkw-Maut

8.992 X 8.992 X 0 0 X
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Ist 2022 Soll 2023

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr 

Januar 
2022

Januar 
2023

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Sonstige Einnahmen 27.485 7,5 31.795 8,2 1.663 1.764 +6,1

Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit 5.562 1,5 4.453 1,1 34 27  -20,6

Zinseinnahmen 578 0,2 1.258 0,3 66 117 +77,3

Darlehensrückflüsse, Beteiligungen, 
Kapitalrückzahlungen, Gewährleistungen

1.413 0,4 2.135 0,5 64 56  -12,5

Einnahmen insgesamt² 364.653 100,0 389.921 100,0 22.840 24.299 +6,4

1  Abweichungen zur Tabelle „Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr“ sind methodisch 
bedingt.

2  Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 
Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

noch: Entwicklung der Einnahmen des Bundes
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Entwicklung der Kernhaushalte der Länder bis 
einschließlich Dezember 2022

Der Finanzierungssaldo der Ländergesamtheit fiel 
am Ende des Berichtszeitraums deutlich besser aus 
als im entsprechenden Vorjahreszeitraum. Ende 
Dezember betrug er rund 13,8 Mrd. Euro. Im Ver­
gleich zum Vorjahreswert verbesserte er sich um 
rund 12,5  Mrd.  Euro. Die Planungen der Länder 
insgesamt gingen noch von einem Finanzierungs­
defizit von rund 24,0  Mrd.  Euro für das Gesamt­
jahr 2022 aus.

Die Ausgaben der Länder stiegen im Vergleich zum 
Vorjahr um rund 2,3 Prozent und die Ausgaben an 
Verwaltungen (laufende Rechnung) um 4,5 Prozent. 
Ein Teil dieses Anstiegs war auf die laufenden Zah­
lungen an Gemeinden (+7,0 Prozent) zurückzufüh­
ren, während in einigen Ländern erhebliche Zah­
lungen an Sondervermögen u.  a. wegen erklärter 

Notlagen geleistet worden waren. Ein deutlicher 
Anstieg mit 21,9  Prozent war bei den Ausgaben 
an Verwaltungen (Kapitalrechnung) zu verzeich­
nen. Dieser Anstieg ging ebenfalls auf Zuführun­
gen an Sondervermögen zurück. Die Einnahmen 
wuchsen um rund 4,9  Prozent. Die positive Ent­
wicklung der Einnahmen war im Wesentlichen auf 
die fortgesetzt sehr gute Entwicklung der Steuer­
einnahmen zurückzuführen. Die Steuereinnah­
men erhöhten sich um 9,9 Prozent gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum.

Die Einnahmen und Ausgaben der Länder bis ein­
schließlich Dezember  2022 sind im statistischen 
Anhang der Online-Version des Monatsberichts 
(www.bmf-monatsbericht.de) aufgeführt.

Entwicklung der Länderhaushalte bis Dezember 2022 –  Länder insgesamt
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis Dezember – Flächenländer 
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis Dezember –  Stadtstaaten
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Kreditaufnahme des Bundes und seiner 
Sondervermögen

Die Kreditaufnahme des Bundes dient der Finan­
zierung des Bundeshaushalts und der Sonderver­
mögen des Bundes. Sondervermögen werden un­
terschieden in solche Sondervermögen, die über 
den Bundeshaushalt oder andere Einnahmen mit­
finanziert werden, und Sondervermögen mit eige­
ner Kreditermächtigung: Finanzmarktstabilisie­
rungsfonds (FMS), Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(WSF), Investitions- und Tilgungsfonds (ITF), Re­
strukturierungsfonds (RSF) und das Sondervermö­
gen Bundeswehr (SV BW).

Die gesetzlichen Vorgaben zur Kreditaufnahme für 
die Sondervermögen FMS und WSF werden durch 
das Stabilisierungsfondsgesetz (StFG) geregelt. Kre­
ditaufnahmen für FMS und WSF dienen zum einen 
der Finanzierung von Aufwendungen für Stabilisie­
rungsmaßnahmen gemäß § 9 Abs. 1 StFG, der Reka­
pitalisierung von Unternehmen gemäß §  22  StFG 
oder zur Abfederung der Folgen der Energiekrise 
gemäß § 26a StFG. Zum anderen nimmt der Bund 
für FMS und WSF auch Kredite auf, die gemäß § 9 
Abs. 5, § 23 StFG und § 26a Abs. 1 Nr. 4 StFG als kon­
ditionsgleiche Darlehen an Anstalten des öffentli­
chen Rechts durchgeleitet werden.

Die Aufnahme von Krediten durch den Bund zur 
Weiterleitung von Darlehen über FMS und WSF an 
Anstalten des öffentlichen Rechts (im Folgenden 
„Darlehensfinanzierung“) dient der Kostenerspar­
nis. Der RSF und Kredite des Bundes für die Kre­
ditanstalt für Wiederaufbau (KfW) zur Refinanzie­
rung von Programmen und Stützungsmaßnahmen 
im Energiebereich nach § 26a Abs. 1 Nr. 4 StFG wer­
den nachfolgend nicht mit aufgeführt, da zu den 
betrachteten Stichtagen keine Kreditaufnahmen 
beziehungsweise Verschuldung vorgelegen haben.

Die nachfolgenden Erläuterungen beziehen sich

	● erst auf die gesamte Kreditaufnahme des 
Bundes,

	● dann auf die Kreditaufnahme beziehungsweise 
Verschuldung des Bundeshaushalts und der 
mitfinanzierten Sondervermögen sowie der 
Kreditaufnahme von FMS, WSF und ITF ohne 
Darlehensfinanzierung und

	● schließlich auf die Kreditaufnahme für FMS 
und WSF zur Darlehensfinanzierung.

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes

Der Bund hatte bis zum 31. Dezember 2022 Kredite 
in Höhe von 1.551,7 Mrd. Euro aufgenommen. Die­
ser Bestand verringerte sich zum 31.  Januar  2023 
auf 1.531,8  Mrd.  Euro. Die Reduktion gegenüber 
dem 31.  Dezember  2022 um 20,0  Mrd.  Euro re­
sultierte aus neuen Aufnahmen im Volumen von 
39,1 Mrd. Euro, denen Fälligkeiten im Volumen von 
59,0 Mrd. Euro gegenüberstanden. Im Januar 2023 
wurden für die Verzinsung aller auch in früheren 
Jahren aufgenommenen bestehenden Kredite sal­
diert 5,1 Mrd. Euro aufgewendet.

Im Januar  2023 wurden 37,0  Mrd.  Euro an Bun­
deswertpapieren emittiert. An konventionel­
len Bundeswertpapieren wurden am Markt ins­
gesamt 34,5  Mrd.  Euro emittiert. Sie verteilten 
sich auf 3,5  Mrd.  Euro 30-jährige Bundesanlei­
hen, 6,5  Mrd.  Euro 10-jährige Bundesanleihen, 
6,5  Mrd.  Euro Bundesobligationen, 5,0  Mrd.  Euro 
Bundesschatzanweisungen und 13,0 Mrd. Euro Un­
verzinsliche Schatzanweisungen des Bundes. Im Ja­
nuar 2023 wurden 1,0 Mrd. Euro inflationsindexierte 
Bundeswertpapiere und 1,5 Mrd. Euro Grüne Bun­
deswertpapiere begeben. Die gegen Jahresende 2022 
geschlossenen Wertpapierpensionsgeschäfte zur 
Haushaltsfinanzierung wurden im Januar zu einem 
großen Teil fällig (35,9 Mrd. Euro).

Die Eigenbestände des Bundes an Bundeswertpapie­
ren verringerten sich im Januar  2023 im Vergleich 
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zum 31.  Dezember  2022 um 2,3  Mrd.  Euro auf 
200,0 Mrd. Euro. Die Veränderung resultierte aus Se­
kundärmarktverkäufen in Höhe von 19,2 Mrd. Euro, 
denen Käufe in Höhe von 10,9 Mrd. Euro und die Er­
höhung von Eigenbeständen durch bei Emission zu­
rückbehaltene Emissionsanteile um 6,1  Mrd.  Euro 
gegenüberstanden.

Am 31. Januar 2023 entfielen 92,7 Prozent der Kre­
ditaufnahmen auf die Kreditaufnahme des Bundes 
für Haushalt und Sondervermögen ohne Darle­
hensfinanzierung, 7,3 Prozent der Kreditaufnahme 
entfielen auf die Darlehensfinanzierung.

Entwicklung der Kreditauf
nahme des Bundes (Haushalt 
und Sondervermögen ohne 
Darlehensfinanzierung)

Im Januar  2023 wurden für den Bund (Haushalt 
und Sondervermögen ohne Darlehensfinanzie­
rung) 36,7  Mrd.  Euro an Krediten aufgenommen. 
Gleichzeitig wurden 59,0 Mrd. Euro fällige Kredite 
getilgt. Für die Verzinsung der Kredite des Bun­
des (Haushalt und Sondervermögen ohne Darle­
hensfinanzierung) wurden im Januar 2023 saldiert 
5,1 Mrd. Euro aufgewendet.

Am 31. Januar 2023 betrug der Bestand der Kredit­
aufnahme des Bundes (Haushalt und Sonderver­
mögen ohne Darlehensfinanzierung) insgesamt 
1.419,7 Mrd. Euro. Damit verringerte sich dieser ge­
genüber dem 31. Dezember 2022 um 22,3 Mrd. Euro. 
Die Kreditaufnahme für den Bundeshaushalt ver­
ringerte sich um 36,3  Mrd.  Euro, dessen Bestand 
auf 1.334,2 Mrd. Euro sank. Per 31. Januar 2023 be­
trug die Kreditaufnahme für den WSF für Maßnah­
men zur Abfederung der Folgen der Energiekrise 
gemäß § 26a StFG 43,3 Mrd. Euro. Der Bestand er­
höhte sich somit um 13,5 Mrd. Euro. Es wurden zu­
dem erstmalig Kredite für das SV BW in Höhe von 
0,5 Mrd. Euro aufgenommen. Die Bestände der übri­
gen Sondervermögen ohne Darlehensfinanzierung 
mit 22,9 Mrd. Euro für den FMS für Kredite für Auf­
wendungen gemäß § 9 Abs. 1 StFG, 16,3 Mrd. Euro 

für den ITF und 2,1 Mrd. Euro für den WSF für Kre­
dite für Rekapitalisierungsmaßnahmen haben sich 
gegenüber dem 31. Dezember 2022 nicht oder nur 
sehr geringfügig verändert.

Entwicklung der Kreditauf
nahme des Bundes zur 
Darlehensfinanzierung

Im Januar  2023 wurden für den FMS zur Refi­
nanzierung von Darlehen gemäß §  9 Abs.  5  StFG 
0,6  Mrd.  Euro Kredite aufgenommen und keine 
Kredite fällig. Der Bestand der für den FMS auf­
genommenen Kredite von 59,4  Mrd.  Euro am 
31.  Dezember  2022 erhöhte sich im Januar  2023 
auf 60,0  Mrd.  Euro. Für den WSF wurden im Ja­
nuar  2023 zur Darlehensfinanzierung gemäß 
§ 23 StFG rund 1,8 Mrd. Euro Kredite aufgenommen 
und keine Kredite getilgt. Der Bestand der für den 
WSF aufgenommenen Kredite von 50,3 Mrd. Euro 
am 31. Dezember 2022 erhöhte sich im Januar 2023 
auf 52,1  Mrd.  Euro. Bislang wurden für den WSF 
keine Kredite nach §  26a Abs.  1 Nr.  4  StFG aufge­
nommen. Seit Jahresbeginn stieg der Bestand der 
Kredite zur Darlehensfinanzierung somit insge­
samt um 2,4 Mrd. Euro auf 112,1 Mrd. Euro.

Weitere Einzelheiten können folgenden Tabellen 
entnommen werden:

	● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 
im Januar 2023,

	● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 
(Haushalt und Sondervermögen ohne Darle­
hensfinanzierung) im Januar 2023 und

	● Entwicklung von Umlaufvolumen, Eigenbe­
stände und Anlagen des WSF im Januar 2023.

Im statistischen Anhang der Online-Version des 
Monatsberichts sind zusätzlich die nach Restlauf­
zeitklassen gruppierte Kreditaufnahme des Bundes 
sowie die nach Instrumentenart aufgegliederten 
Daten zur Kreditaufnahme des Bundes, zum Bedarf 
der Kreditaufnahme des Bundes, zu den Tilgungen 
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Kreditaufnahme des Bundes – Bedarf und Bestand
in Mio. Euro

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

674

9.834

72.825

37.991

128.084

118.630

203.194

648.507

312.027

468

1.580

13.244

5.490

5.110

10.151

3.035

0 100.000 200.000 300.000 400.000 500.000 600.000 700.000

Kredit durch Wertpapier-
pensionsgeschäft

Schuldscheindarlehen
und sonstige Kredite

Inflationsindexierte
Bundeswertpapiere

Grüne Bundeswertpapiere

Unverzinsliche Schatz-
anweisungen des Bundes

Bundesschatzanweisungen

Bundesobligationen

10-jährige Bundesanleihen

30-jährige Bundesanleihen

Bedarf der Kreditaufnahme des Bundes im Januar 2023

Kreditaufnahme des Bundes – Bestand per 31. Januar 2023

des Bundes und zu den Zinsen für die Kredite des 
Bundes enthalten.

Die Abbildung „Kreditaufnahme des Bundes – Be­
darf und Bestand“ zeigt die Verteilung der Kredit­
aufnahme auf die Finanzierungsinstrumente, so­
wohl für die Aufnahme im Januar  2023 als auch 
für den gesamten Bestand per 31.  Januar  2023. 
Den größten Anteil der Kreditaufnahme im Ja­
nuar 2023 machten mit 13,2 Mrd. Euro beziehungs­
weise 33,9  Prozent die (teils unterjährig fälligen) 
Unverzinslichen Schatzanweisungen des Bundes 
aus, gefolgt von den 10-jährigen Bundesanleihen 
mit 10,2 Mrd. Euro beziehungsweise 26,0 Prozent.
Von der Kreditaufnahme des Bundes über Verbrie­
fungen lagen per 31.  Januar 2023 über 99 Prozent 
in Form von Inhaberschuldverschreibungen vor, 
bei denen die konkreten Gläubiger dem Bund nicht 
bekannt sind.

Details zu den geplanten Emissionen und den 
Tilgungen von Bundeswertpapieren können in 
den Pressemitteilungen zum Emissionskalen­
der nachgelesen werden.1 Auf der Internetseite 
der Bundesrepublik Deutschland  – Finanzagen­
tur  GmbH werden zudem nach jeder Auktion 
von Bundeswertpapieren die Auktionsergebnisse 
veröffentlicht.2

1  http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/202211162

2  http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/202211163
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes im Januar 2023 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand Aufnahme Tilgungen Bestand

Bestands
änderung 

(Saldo) Zinsen

31. Dezember 
2022 Januar Januar

31. Januar 
2023 Januar Januar

Insgesamt 1.551.721 39.076 -59.032 1.531.765 -19.956 -5.105

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.370.503 22.731 -59.032 1.334.202 -36.301 -5.108

Sondervermögen mit eigener Krediter-
mächtigung (ohne Darlehensfinanzierung)

71.491 13.988 - 85.479 13.988 -

Finanzmarktstabilisierungsfonds  
(Kredite für Aufwendungen  
gemäß § 9 Abs. 1 StFG)

22.927 -3 - 22.924 -3 -

Investitions- und Tilgungsfonds 16.279 - - 16.279 - -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds (Kredite 
für Rekapitalisierungsmaßnahmen 
gemäß § 22 StFG)

2.060 -1 - 2.059 -1 -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite zur Abfederung der Folgen der 
Energiekrise gemäß § 26a StFG)

30.225 13.500 - 43.725 13.500 -

Sondervermögen Bundeswehr - 492 - 492 492 -

Darlehensfinanzierung 109.727 2.357 - 112.085 2.357 2

Finanzmarktstabilisierungsfonds  
(Kredite für Abwicklungsanstalten gemäß 
§ 9 Abs. 5 StFG)

59.400 600 - 60.000 600 2

Wirtschaftsstabilisierungsfonds  
(Kredite für die KfW gemäß § 23 StFG)

50.327 1.757 - 52.085 1.757 -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und Sondervermögen ohne Darlehensfinanzierung) 
im Januar 2023 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand Aufnahme Tilgungen Bestand

Bestands
änderung 

(Saldo) Zinsen

31. Dezember 
2022 Januar Januar

31. Januar 
2023 Januar Januar

Insgesamt 1.441.993 36.719 -59.032 1.419.680 -22.313 -5.108

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.370.503 22.731 -59.032 1.334.202 -36.301 -5.108

Finanzmarktstabilisierungsfonds  
(Kredite für Aufwendungen  
gemäß § 9 Abs. 1 StFG)

22.927 -3 - 22.924 -3 -

Investitions- und Tilgungsfonds 16.279 - - 16.279 - -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds (Kredite 
für Rekapitalisierungsmaßnahmen  
gemäß § 22 StFG)

2.060 -1 - 2.059 -1 -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite zur Abfederung der Folgen der 
Energiekrise gemäß § 26a StFG)

30.225 13.500 - 43.725 13.500 -

Sondervermögen Bundeswehr - 492 - 492 492 -

Gliederung nach Instrumentenarten 

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.286.836 34.671 -23.150 1.298.357 11.521 -4.973

30-jährige Bundesanleihen 308.993 3.035 - 312.027 3.035 -4.548

10-jährige Bundesanleihen 608.356 9.551 - 617.907 9.551 -466

Bundesobligationen 159.784 5.110 - 164.894 5.110 -41

Bundesschatzanweisungen 90.141 5.490 - 95.630 5.490 -26

Unverzinsliche Schatzanweisungen des 
Bundes

119.562 11.487 -23.150 107.899 -11.664 109

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 72.357 468 - 72.825 468 -12

Grüne Bundeswertpapiere 36.411 1.580 - 37.991 1.580 -110

Zusatzemissionen des Bundes - - - - - -

Schuldscheindarlehen 5.360 - - 5.360 - -3

Kredite durch 
Wertpapierpensionsgeschäfte

36.556 - -35.882 674 -35.882 -8

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 - - 4.474 - -

nachrichtlich

Verbindlichkeiten aus der 
Kapitalindexierung  
inflationsindexierter Bundeswertpapiere

15.844 X X 15.899 55 X

Vorsorge für inflationsindexierte 
Bundeswertpapiere gemäß 
Schlusszahlungsfinanzierungsgesetz 
(SchlussFinG) 

9.124 X X 9.215 92 X

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Die Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung enthalten die seit Laufzeitbeginn bis zum Stichtag entstandenen inflationsbedingten 
Erhöhungsbeträge auf die ursprünglichen Emissionsbeträge. 
Der Bestand zur Vorsorge für inflationsindexierte Bundeswertpapiere nach dem SchlussFinG enthält dagegen nur jene Erhöhungsbeträ-
ge, die sich jeweils zum Kupontermin am 15. April eines jeden Jahres (§ 4 Abs. 1 SchlussFinG) sowie an den Aufstockungsterminen eines 
inflationsindexierten Wertpapiers (§ 4 Abs. 2 SchlussFinG) ergeben. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung von Umlaufvolumen, Eigenbeständen und Anlagen des Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) 
im Januar 2023 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand
Aufnahme 
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand

Bestands
änderung 

(Saldo)

31. Dezember 
2022 Januar Januar

31. Januar 
2023 Januar

Umlaufvolumen insgesamt 1.877.425 37.000 -23.000 1.891.425 14.000

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.592.000 34.500 -23.000 1.603.500 11.500

30-jährige Bundesanleihen 355.000 3.500 - 358.500 3.500

10-jährige Bundesanleihen 735.500 6.500 - 742.000 6.500

Bundesobligationen 232.000 6.500 - 238.500 6.500

Bundesschatzanweisungen 130.500 5.000 - 135.500 5.000

Unverzinsliche Schatzanweisungen des 
Bundes (inklusive Kassenemissionen)

139.000 13.000 -23.000 129.000 -10.000

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 77.150 1.000 - 78.150 1.000

30-jährige inflationsindexierte Anleihen 
des Bundes

12.800 500 - 13.300 500

10-jährige inflationsindexierte Anleihen 
des Bundes

64.350 500 - 64.850 500

Grüne Bundeswertpapiere 38.500 1.500 - 40.000 1.500

30-jährige Grüne Bundesanleihen 10.000 - - 10.000 -

10-jährige Grüne Bundesanleihen 18.500 - - 18.500 -

Grüne Bundesobligationen 10.000 1.500 - 11.500 1.500

Zusatzemissionen des Bundes 169.775 - - 169.775 -

Eigenbestände -202.256 X X -199.976 2.280

Anlage des WSF in Forderungen an den Bund 
nach § 26b Abs. 5 StFG

-169.775 X X -169.775 -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik

Rückblick auf die Sitzungen der 
Eurogruppe am 16. Januar 2023 
und des ECOFIN-Rates am 
17. Januar 2023

Eurogruppe

Beim ersten Tagesordnungspunkt der Eurogruppe 
am 16. Januar 2023 würdigte sie zunächst den Eu­
robeitritt Kroatiens und begrüßte den kroatischen 
Finanzminister Marko Primorac als Mitglied der 
Eurogruppe.

Ein Schwerpunkt war der Meinungsaustausch der 
Finanzministerinnen und Finanzminister zu den 
Fortschritten beim Projekt digitaler Euro. Einlei­
tend gab die Europäische Zentralbank (EZB) ei­
nen Überblick über den Stand der Arbeiten. Die 
EZB ging erneut auf die Gründe ein, die für einen 
digitalen Euro sprechen. Als Ergänzung zum Bar­
geld solle ein digitaler Euro insbesondere als geld­
politischer „Anker“ beziehungsweise gesetzli­
ches Zahlungsmittel im digitalen Zeitalter dienen. 
Diese Funktion könne Bargeld mangels Onlinefä­
higkeit nicht übernehmen. Zudem solle er die stra­
tegische Autonomie des Euroraums stärken, ins­
besondere durch die Bereitstellung einer eigenen 
europäischen Zahlungsinfrastruktur. Zur mögli­
chen Ausgestaltung eines digitalen Euros fasste die 
EZB weitgehend bekannte Positionen zusammen: 
Dazu gehörten insbesondere, dass die finanzielle 
Privatsphäre geschützt werden und dass Banken 
und Zahlungsdienstleistern eine Schlüsselfunktion 
bei der Verteilung eines digitalen Euro zukommen 
solle. Durch die Ausgestaltung als Zahlverfahren 
solle die euroraumweit einheitliche Nutzbarkeit 
sichergestellt werden. Die Entwicklung solle un­
ter enger Einbeziehung des Privatsektors erfolgen. 
Ein digitaler Euro solle die internationale Rolle des 
Euro stärken, wobei die Interoperabilität mit ande­
ren digitalen Zentralbankwährungen wichtig sei. 

Als Nächstes möchte die EZB insbesondere das Ver­
gütungsmodell in einem Ökosystem eines digitalen 
Euros in der Eurogruppe diskutieren.

Der deutsche Sitzungsvertreter betonte zentrale 
Punkte, für deren Hervorhebung sich Deutschland 
in der Eurogruppen-Erklärung erfolgreich einge­
setzt hatte: Über die Einführung und über wesentli­
che Ausgestaltungsmerkmale eines digitalen Euros 
müsse politisch entschieden werden, die Wahrung 
der finanziellen Privatsphäre sei wesentlich für die 
gesellschaftliche Akzeptanz als Zahlungsmittel und 
privaten Unternehmen solle eine wichtige Rolle im 
Ökosystem eines digitalen Euro zukommen.

Die Eurogruppe verabschiedete einvernehmlich 
eine Erklärung, in der sie politische Orientierung 
für den weiteren Prozess gab. Die Finanzministe­
rinnen und Finanzminister waren sich einig, dass 
dem europäischen Gesetzgeber bei der möglichen 
Einführung und Ausgestaltung eines digitalen Eu­
ros eine wesentliche Rolle zukomme. Wichtig sei 
zudem, dass ein digitaler Euro dem Stand der Tech­
nik entspreche, resilient sei und als Katalysator für 
private Innovationen dienen könne.

Auch wurde bei der Diskussion darauf hingewie­
sen, dass es wichtig sei, die Öffentlichkeit frühzeitig 
über einen digitalen Euro zu informieren.

Ein weiteres zentrales Thema war die Wirtschafts­
lage. Zunächst ging der Internationale Währungs­
fonds auf die Ergebnisse seines Stabsbesuchs zur 
Politik des Euroraums ein. Er informierte darüber, 
dass er keine signifikante Änderung in der anste­
henden Revision seiner Wachstumsprognose für 
den Euroraum erwarte, und verwies zudem auf das 
Risiko einer anhaltend höheren Inflation.

Es herrschte allgemeine Erleichterung in der Eu­
rogruppe darüber, dass die Wirtschaft und der Ar­
beitsmarkt des Euroraums sich trotz der erhebli­
chen Auswirkungen des russischen Angriffskriegs 
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gegen die Ukraine als robust erwiesen hätten und 
die letzten Wirtschaftsdaten besser ausgefallen 
seien als erwartet. Allerdings müsse man weiter 
Vorsicht walten lassen: Zwar habe die Inflation zu­
letzt etwas nachgelassen, aber sie sei weiterhin zu 
hoch. Auch sei die Situation unverändert von ho­
hen Unsicherheiten und Risiken geprägt.

Im Rahmen der Koordinierung der Fiskalpolitik im 
Euroraum beschäftigten sich die Finanzministerin­
nen und Finanzminister mit den Unterstützungs­
maßnahmen für Haushalte und Unternehmen zur 
Abfederung der gestiegenen Energiepreise. Ferner 
ging es um den richtigen fiskalpolitischen Kurs in 
einem Umfeld hoher Inflation mit restriktiverer 
Geldpolitik.

Die gemeinsame politische Schlussfolgerung ist 
weiterhin, dass die fiskalischen Maßnahmen so 
auszugestalten seien, dass sie die Inflation mög­
lichst nicht weiter anheizen, den wirtschaftlichen 
Abschwung mildern und dabei insbesondere die 
Schwachen schützen. Auch stellten sich in vielen 
Mitgliedstaaten zunehmend Fragen der finanziel­
len Leistungsfähigkeit.

Der Meinungsaustausch in der Eurogruppe zum so­
genannten Economic Governance Review, also der 
Reform der Fiskalregeln der Europäischen Union 
(EU) und der wirtschaftspolitischen Überwachung, 
beschränkte sich auf die Euroraum-Aspekte.

Mit Blick auf die Euroraum-Aspekte wird die Be­
deutung der Prüfung der vorläufigen Haushalts­
pläne der Mitglieder des Euroraums im Rahmen 
der jährlichen Überwachung allgemein anerkannt. 
Die Skepsis der Bundesregierung gegenüber Forde­
rungen, die darauf abzielen, nationale Finanzpoliti­
ken am sogenannten Fiscal Stance des Euroraums 
– dem fiskalischen Kurs – im Aggregat auszurich­
ten, wurde von einigen Mitgliedstaaten geteilt. 
Auch ist man sich einig über die Weiterführung 
der Nachprogrammüberwachungen für die Mit­
gliedstaaten, die europäische Kredite erhalten ha­
ben. So wird die Rückzahlungsfähigkeit der Kredite 
überwacht.

Des Weiteren billigte die Eurogruppe die Eurozo­
nenempfehlungen 2023 politisch.

ECOFIN-Rat

Zu Beginn des ECOFIN am 17.  Januar stellte die 
schwedische Ratspräsidentschaft ihr Präsident­
schaftsprogramm vor. Die Prioritäten des schwe­
dischen Ratsvorsitzes im 1.  Halbjahr  2023 sind 
Sicherheit, Wettbewerbsfähigkeit, grüner Wan­
del und Energiewende, demokratische Werte und 
Rechtsstaatlichkeit. Die schwedische Präsident­
schaft wolle die Widerstandsfähigkeit der EU nach­
haltig stärken; hier sei die Wettbewerbsfähigkeit 
der  EU von großer Bedeutung. Die Schwerpunkte 
des ECOFIN seien die finanzielle Unterstützung der 
Ukraine und die Umsetzung der Aufbau- und Resi­
lienzfazilität. Zentral sei auch der Economic Gover­
nance Review.

Im Mittelpunkt des ECOFIN stand der Austausch 
zu den wirtschaftlichen und finanziellen Folgen 
der russischen Aggression gegen die Ukraine.

Die Europäische Kommission gab einen Über­
blick über die aktuelle Situation in der Ukraine. 
Die Wirtschaftsleistung sei stark rückläufig und 
die Inflation und öffentliche Verschuldungsquote 
seien hoch. Der Finanzierungsbedarf sei erheb­
lich und stark vom weiteren Kriegsverlauf abhän­
gig. Der Einbezug internationaler Partner sei sehr 
wichtig; die von der US-Regierung bereitgestell­
ten 13,4  Mrd.  US-Dollar sowie die Makrofinanz­
hilfe+ der EU in Höhe von bis zu 18 Mrd. Euro im 
Jahr 2023 würden einen substanziellen Beitrag leis­
ten. Die ersten 3 Mrd. Euro der Makrofinanzhilfe+ 
seien am 17. Januar 2023 ausgezahlt worden.

Der deutsche Sitzungsvertreter versicherte, 
Deutschland werde der Ukraine so lange wie nö­
tig beistehen. Er informierte über den Stand der 
G7+ Geberplattform: Sie solle bestehende Mecha­
nismen für kurz- und langfristige Unterstützun­
gen koordinieren, aber nicht ersetzen und auch 
nicht auf die  G7 beschränkt werden; auch sei die 
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Beteiligung des privaten Sektors vorgesehen. Die 
Ukraine würde eng eingebunden.

Die Wortmeldungen der Mitgliedstaaten unter­
stützten allesamt die bisher getroffenen Maßnah­
men und die Notwendigkeit, sich Gedanken zum 
Wiederaufbau zu machen. Insbesondere seien Ge­
spräche mit Blick auf die Koordinierung und Über­
legungen zur Nutzung eingefrorener russischer 
Vermögenswerte notwendig.

Der Präsident der Europäischen Investitionsbank 
(EIB) Werner Hoyer erläuterte die Rolle der EIB in 
der Ukraine und forderte wegen der hohen Risiken 
zur Fortsetzung der Aktivitäten in der Ukraine wei­
tere Garantien ein.

Auch wurde der Durchführungsbeschluss zur Än­
derung des luxemburgischen Aufbau- und Resili­
enzplans durch den ECOFIN gebilligt.

Unter dem Tagesordnungspunkt Europäisches Se­
mester  2023 wurden die Ratsschlussfolgerungen 
zur Jährlichen Strategie für nachhaltiges Wachs­
tum  2023 und zum Frühwarnbericht  2023 durch 
den ECOFIN-Rat angenommen. Ferner wurden die 
Eurozonenempfehlungen  2023 politisch gebilligt. 
Die endgültige Annahme der Eurozonenempfeh­
lungen 2023 ist nach Befassung des Europäischen 
Rats für den ECOFIN am 14. März 2023 geplant.
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Finanz- und wirtschaftspolitische Termine

Datum Veranstaltung

23./25. Februar 2023 Treffen der G20-Finanzministerinnen und -Finanzminister und -Notenbankgouverneurinnen und 
-Notenbankgouverneure in Bangalore, Indien 

13./14. März 2023 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brüssel, Belgien

11. bis 16. April 2023 Frühjahrstagung des Internationalen Währungsfonds und der Weltbank in Washington, D.C., USA 

12. bis 13. April 2023 Treffen der G20-Finanzministerinnen und -Finanzminister und -Notenbankgouverneurinnen und 
-Notenbankgouverneure am Rande der IWF/WB-Frühjahrstagung in Washington, D.C., USA

28./29. April 2023 Eurogruppe und informeller ECOFIN-Rat Stockholm, Schweden

15./16. Mai 2023 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brüssel, Belgien

15./16. Juni 2023 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Luxemburg

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Terminplan für die Aufstellung und Beratung des Bundeshaushalts 2024 
und des Finanzplans bis 2027

Datum Verfahrensschritte

15. März 2023 Kabinettsbeschluss zu den Eckwerten für Regierungsentwurf 2024 und Finanzplan bis 2027

9. bis 11. Mai 2023 Steuerschätzung

21. Juni 2023 Kabinettsbeschluss zum Entwurf des Bundeshaushalts 2024 und Finanzplan bis 2027

Quelle: Bundesministerium der Finanzen



A
kt

ue
lle

s 
au

s 
de

m
 B

M
F

87

Aktuelles aus dem BMF Monatsbericht des BMF 
Februar 2023

Publikationen

Veröffentlichungskalender¹ der Monatsberichte inklusive der finanzwirtschaftlichen Daten

Publikationen des BMF

Monatsbericht Ausgabe Berichtszeitraum Veröffentlichungszeitpunkt

März 2023 Februar 2023 21. März 2023

April 2023 März 2023 21. April 2023

Mai 2023 April 2023 19. Mai 2023

Juni 2023 Mai 2023 22. Juni 2023

Juli 2023 Juni 2023 20. Juli 2023

August 2023 Juli 2023 24. August 2023

September 2023 August 2023 21. September 2023

Oktober 2023 September 2023 20. Oktober 2023

November 2023 Oktober 2023 21. November 2023

Dezember 2023 November 2023 21. Dezember 2023

1  Nach Special Data Dissemination Standard Plus (SDDS Plus) des IWF, siehe http://dsbb.imf.org
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Publikationen des BMF können kostenfrei bestellt werden beim:
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10117 Berlin
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http://www.bmf-monatsbericht.de

Quelle: Bundesministerium der Finanzen





Statistiken und 
Dokumentationen

Übersichten zur finanzwirtschaftlichen Entwicklung	 90

Übersichten zur Entwicklung der Länderhaushalte	 91

Gesamtwirtschaftliches Produktionspotenzial und Konjunkturkomponenten des Bundes	 91

Kennzahlen zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung	 92



Statistiken und Dokumentationen Monatsbericht des BMF 
Februar 2023

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und der Sondervermögen ohne 
Darlehensfinanzierung) 

Kreditaufnahme des Bundes: Bestand, Bedarf und Tilgung sowie Zinsen für Kredite

Nach dem Haushaltsgesetz übernommene Gewährleistungen

Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) – Haushalt Bund

Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) – Kreditaufnahme des Bundes

Bundeshaushalt Gesamtübersicht 2017 bis 2022

Ausgaben des Bundes nach volkswirtschaftlichen Arten

Haushaltsquerschnitt: Gliederung der Ausgaben nach Ausgabegruppen und Funktionen

Gesamtübersicht über die Entwicklung des Bundeshaushalts 1969 bis 2022

Entwicklung des öffentlichen Gesamthaushalts

Steueraufkommen nach Steuergruppen

Entwicklung der Steuer- und Abgabenquoten

Entwicklung der Staatsquote

Schulden der öffentlichen Haushalte

Entwicklung der Finanzierungssalden der öffentlichen Haushalte

Internationaler Vergleich der öffentlichen Haushaltssalden

Staatsschuldenquote im internationalen Vergleich

Das nachfolgende Angebot „Statistiken und Dokumentationen“ ist nur online verfügbar im BMF-
Monatsbericht als eMagazin unter www.bmf-monatsbericht.de. Der BMF-Monatsbericht als eMagazin 
bietet darüber hinaus zahlreiche weitere Funktionen und Vorteile, u. a. interaktive Grafiken.
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Übersichten zur 
finanzwirtschaftlichen Entwicklung

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-01-entwicklung-kreditaufnahme-bund.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-entwicklung-verschuldung-bundeshaushalt-und-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-entwicklung-verschuldung-bundeshaushalt-und-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-04-kreditaufnahme-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-05-gewaehrleistungen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-06-kennziffern-fuer-sdds-central-government-operations.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-07-kennziffern-fuer-sdds-central-government-debt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-08-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-09-ausgaben-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-10-haushaltsquerschnitt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-11-gesamtuebersicht-entwicklung-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-12-entwicklung-des-oeffentlichen-gesamthaushalts.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-13-steueraufkommen-nach-steuergruppen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-14-entwicklung-der-steuer-und-abgabequoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-15-entwicklung-der-staatsquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-16-schulden-der-oeffentlichen-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-17-entwicklung-der-finanzierungssalden.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-18-internationaler-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-19-staatsschuldenquoten.html
http://www.bmf-monatsbericht.de/
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Steuerquoten im internationalen Vergleich

Abgabenquoten im internationalen Vergleich

Staatsquoten im internationalen Vergleich

Entwicklung der EU-Haushalte 2022 bis 2023

Übersichten zur 
Entwicklung der Länderhaushalte

Entwicklung der Kernhaushalte der Länder

Vergleich der Finanzierungssalden je Einwohner 2021/2022

Die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben und der Kernhaushalte des Bundes und der Länder

Die Einnahmen, Ausgaben und Kernhaushalte der Länder

Gesamtwirtschaftliches Produktionspotenzial 
und Konjunkturkomponenten des Bundes

Produktionslücken, Budgetsemielastizität und Konjunkturkomponenten

Produktionspotenzial und -lücken

Beiträge der Produktionsfaktoren und des technischen Fortschritts zum preisbereinigten 
Potenzialwachstum

Bruttoinlandsprodukt

Bevölkerung und Arbeitsmarkt

Kapitalstock und Investitionen

Solow-Residuen und Totale Faktorproduktivität

Preise und Löhne

﻿

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-20-steuerquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-21-abgabenquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-22-staatsquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-23-entwicklung-der-eu-haushalte.html
 https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-01-entwicklung-der-laenderhaushalte-soll-ist.html
 https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-02-abb-vergleich-finanzierungsdefizite.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-03-entwicklung-einnahmen-ausgaben-und-kernhaushalte-bund-laender.html
 https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-04-einnahmen-ausgaben-und-kernhaushalte-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-01-produktionsluecken-budgetsemielastizitaet-konjunkturkomponenten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-02-produktionspotenzial-und-luecken.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-04-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-05-bevoelkerung-und-arbeitsmarkt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-06-kapitalstock-und-investitionen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-07-solow-residuen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-08-preise-und-loehne.html
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Kennzahlen zur 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
Wirtschaftswachstum und Beschäftigung

Preisentwicklung

Außenwirtschaft

Einkommensverteilung

Reales Bruttoinlandsprodukt im internationalen Vergleich

Harmonisierte Verbraucherpreise im internationalen Vergleich

Harmonisierte Arbeitslosenquote im internationalen Vergleich

Reales Bruttoinlandsprodukt, Verbraucherpreise und Leistungsbilanz in ausgewählten 
Schwellenländern

Übersicht Weltfinanzmärkte

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu BIP, Verbraucherpreisen 
und Arbeitslosenquote

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu Haushaltssalden,  
Staatsschuldenquote und Leistungsbilanzsaldo

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-01-wirtschaftswachstum-und-beschaeftigung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-02-preisentwicklung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-03-aussenwirtschaft.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-04-einkommensverteilung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-05-reales-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-06-harmonisierte-verbraucherpreise.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-07-harmonisierte-arbeitslosenquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-09-uebersicht-weltfinanzmaerkte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html
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Zeichen Erklärung

– nichts vorhanden
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